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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 

des MieterMagazin gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

https://service.berliner-mieterverein.de/service

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Der Klassiker

 13 Euro  
 rund 720 Seiten  
 Aktuell und informativ   
 mit allen Neuregelungen des seit Mai 2013
 geltenden Mietrechtsänderungsgesetzes  
 Übersichtlich von A bis Z   
 Für alle verständlich   
 Fundgrube für Fachleute  
 Über 3000 Ge richtsurteile  
 Alle großen Mietrechtsthemen  
 Die häufigsten Alltags probleme  
 Die wichtigsten Fragen rund um die Wohnung   

Das Mieterlexikon ist erhältlich in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle des Berliner Mietervereins, 
 Spichernstraße 1, 10777 Berlin während der Ge schäfts-
 zeiten oder beim DMB-Verlag, 10169 Berlin oder 
im Internet unter www.mieterbund.de 

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

https://www.bund.net/
mailto:info@bund.net
http://www.bund.net/klimaschutz
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Warum nicht 

Erfahrungen 
nutzen, aus 

Fehlern lernen 
und über den 

Bau neuer Groß-
siedlungen nach-

denken?

Manche Menschen verbringen mehr 
Zeit als nur ein paar Tage Urlaub 
auf dem Campingplatz. Für sie ist 

das die Große Freiheit 
auf kleiner Parzelle          24

Finanzielle Überforderung der Bewohner, 
fragliche Wohnwertverbesserung und un-
wirtschaftliche energetische Maßnahmen 
sind das häufige Ergebnis der aktuellen 
Modernisierungspraxis und machen sie zu 

einem Brandbeschleuniger 
der Verdrängung                     14
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 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 6/2017, Sei-
te 11, Rainer Bratfisch: „Internet-
portal für Wohnungsbewertung – 
Perfektes Match?“ 

Wieso kann ein Internet-
portal das?
Letztes Jahr hatte ich dem Berliner 
Mieterverein den Vorschlag gemacht, 
sich dafür einzusetzen, dass zu den 
vorhandenen Merkmalsgruppen 
des Mietspiegels, die vorwiegend 
die Immobilie betreffen, noch der 
Hausverwalterservice als neue Merk -
malsgruppe aufgenommen und mit 
Punkten für Erreichbarkeit, Treppen-
hausreinigung, Re paraturservice, 
Transparenz und Genauigkeit der 
Betriebskostenabrechnung bewer-
tet wird. Als Antwort bekam ich, 
das wäre nicht objektiv beurteilbar.
Nun lese ich diesen Artikel in Ihrer 
Zeitschrift und frage mich, wieso 
der Mietspiegel nicht kann, wozu 
Laien jetzt anscheinend in der Lage 
sind? Wie wird denn die Objektivi-
tät der Bewertungen des Internet-
portals von Ihnen eingeschätzt?
A. Kadke per E-Mail

Hausverwaltungsservice, Treppen-
hausreinigung, Erreichbarkeit und 
ähnliches sind tatsächlich Kriterien, 
die sich einer objektiven Messbar-
keit etwa in Form einer Punktebe-
wertung entziehen. Das gilt auch 
für das vorgestellte Internetportal, 
dass letztlich nur subjektive Erfah-
rungen seiner Nutzer widerspiegelt 
und allenfalls durch Fallhäufung 
eine Tendenz abbildet.
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 7/2017, 
 Seite 4, Leserbrief J. Klein: „Für 
Rentner ungeeignet“

Rentenkürzung bei Umzug?

Niemanden wird die Rente gekürzt, 
wenn er zum Beispiel von Charlot-
tenburg nach Friedrichshagen zieht 
(eigene Erfahrung) und niemand be-
kommt einen Zuschlag, wenn er ins 
Ausland zieht. Wenn das so wäre, 
wäre Berlin morgen leer. Entschei-
dend ist die Anwartschaft, die man 
sich durch Einzahlungen in die Ren-
tenkasse erworben hat.
J. Naumann per E-Mail

Zu unterscheiden ist, welche Art(en) 
von Rente gezahlt werden. Bei der 
Altersrente wirkt sich der aktuelle 
Wohnort auf die Rentenhöhe nicht 
aus, jedoch bei der Witwenrente. 
Umzüge von Rentnern innerhalb 
Deutschlands – auch von den  alten 
in die neuen Bundesländer und um-
gekehrt – bringen in der Regel für 
die Rente keine Nachteile mit sich. 
Der Rentner meldet den Umzug 
beim Renten-Service der Deutschen 
Post (das ist auf jedem Postamt mög-
lich) und hat damit alle Formalitä-
ten erledigt. Mit einer Rentenmin-
derung müssen aber Rentner rech-
nen, die von den alten in die neuen 
Bundesländer ziehen und neben ei-
ner Witwen-, Witwer- oder Waisen-
rente eigenes Einkommen erzielen, 
das auf die Rente angerechnet wird: 
Da in den neuen Bundesländern der-
zeit noch niedrigere Freibeträge gel-
ten, kann dann der Umzug zu einer 
Rentenkürzung führen.
Die Redaktion

Betr.: MieterMagazin 4/2017, 
 Seite 5: „Augenblicke“

Kleine Ergänzung

Ich bin einer der vier Eigentümer des 
Hauses Brunhildstraße 6 in Schöne-
berg, von dem Sie dieses Foto ver-
öffentlicht haben. Es gibt davon 
noch ein älteres Bild als Postkarte 
(siehe Web-Adresse unten). Es zeigt 
den Putz aus den 1960er Jahren, 
den wir inzwischen – siehe das von 
Ihnen veröffentlichte Foto – etwas 
freundlicher gestrichen haben. Der 
Text „Hol Kohlen“ lautete ursprüng-
lich „Holz + Kohlen“. Das „z“ und 
das „+“ sind leider verloren- bezie-
hungsweise kaputtgegangen. Die 
Buchstaben bestehen aus einem 
sehr, sehr alten Plastik, vermutlich 
noch aus der Zeit vor dem 2. Welt-
krieg. Sie zerbröseln leider sehr leicht 
bei Berührung. In dem ehemaligen 
Kohlenladen ist übrigens seit 1993 
der anthroposophische Aids-Selbst-
hilfeverein Regenbogen e.V. tätig. 
C. Kirsch per E-Mail

www.berlin-bleibt-bunt.de/epages/
61779754.sf/de_DE/?ObjectPath=/
Shops/61779754/Products/GS-215
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Tag des Wohnens 2017 
Informationstag für junge Leute „Rund um das Wohnen“

Freitag, 22. September 2017 um 10 Uhr
im Studentenhaus am Steinplatz, 
Hardenbergstraße 35, 10623 Berlin

Eine Veranstaltung des Berliner Mietervereins in Kooperation 
mit dem Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunter-
nehmen (BBU), studierendenWERK Berlin, Studentendorf 
Schlachtensee eG und dem WG-Portal „wg-suche.de“. 

Weitere Informationen unter 
www.berliner-mieterverein.de und
www.tag-des-wohnens.de
MieterMagazin 8+9/2017
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 Beratung zu Sozialrecht und Miete

Wenn das Sozialrecht und Fragen zur Woh-
nung ineinandergreifen, stehen Mieterinnen 
und Mieter häufig vor undurchdringlichen 
Vorschriften und Anträgen. Der Berliner Mie-
terverein bietet daher seinen Mitgliedern ei-
ne Beratung zu Sozialrecht und Miete an. 

Bitte vereinbaren Sie einen Termin: 
Servicetelefon S 030-226 260 

Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
sowie Kosten für die Unterkunft und Heizung 
im Rahmen der Grundsicherung für Arbeits  -
s uchende und Sozialhilfeempfangende.
Beratung zu Heizung und Heizkosten
Die Energieberatung im Beratungszentrum 
Spandau, Mönchstraße 7 findet ab Septem-
ber jeweils am 1. Montag eines Monats statt. 
Alle Beratungsangebote des Berliner Mieter-
vereins rund um Heizung und Heizkosten 
finden Sie auf der Seite 41 dieser Mieter-
Magazin-Ausgabe.
u wissen

Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die 
 persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zin gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als  Mit  -
glied eine telefonische Kurzberatung – schnell und 
unbüro kratisch. Mehr zu diesem Service auf Seite 40.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de
zin 8+9/2017
8. Berliner Sozialgipfel 
Soziale Gerechtigkeit für alle:
Wohnen, Leben, Arbeiten, Teilhaben

Podiumsdiskussion zur Bundestagswahl
mit Eva Högl (SPD), Monika Grütters (CDU), 
Lisa Paus (Grüne) und Petra Pau (Linke)
12. September 2017, 17 Uhr, DGB-Gewerkschafts -
haus, Keithstraße 1-3, nahe Wittenbergplatz, 
weitere Informationen unter 
www.berliner-mieterverein.de und
www.berliner-sozialgipfel.de V
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„Ist der Mieterschutz am Ende?“
Mietenpolitische Diskussion zur Bundestagswahl

Mittwoch, 6. September 2017, 19.30 Uhr
Stadtteilzentrum Familiengarten, Oranienstraße 34 
(Innenhof), 10999 Berlin-Kreuzberg

Caren Lay MdB (Die Linke), Dr. Klaus Mindrup MdB 
(SPD), Christina Gräff MdA (CDU) sowie Katrin 
Schmidberger MdA (Bündnis 90/Die Grünen)

Veranstalter: Berliner Mieterverein, Netzwerk Mieten 
& Wohnen und Republikanischer Anwaltsverein (RAV)
Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mieter vereins 
bietet an jedem dritten Montag im Monat von 16 bis 18 
Uhr eine Sprechstunde für Mitglieder an. Gerne stellt sich 
der  Vorstand den Fragen oder An regungen der Mitglieder. 
Nächste  Ter mi  ne: Montag, 18. September 2017 
und Montag, 16. Oktober 2017. 
Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Dr. Rainer Tietzsch (Vorsitzender), 
Dr. Jutta Hartmann (Schatzmeisterin), 
Gundel Riebe (Schriftführerin)
Einsenderin dieses Fotos 
ist Brigitte Ley.

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach-
denken, ein Motiv mit 
Witz oder ein Foto aus 
ungewöhnlicher Per-
spektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin 
Ihre Momentaufnahme 
rund um das Thema 
Wohnen – die Redaktion 
honoriert den  Abdruck 
mit 40 Euro.
5
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Der umstrittene Abriss der Siedlung
Westend verzögert sich weiter. Ei­
gentlich sollte es schon 2017 losge
hen. Doch die vom Bezirk verlang­
te Einigung mit den Altmietern ist 
nicht in Sicht. Das zeigte sich auch 
bei einer Einwohnerversammlung 
Ende Juni. 

Auf der gut besuchten Veranstaltung
zu der die Bezirksverordnetenver-
sammlung (BVV) Charlottenburg-
Wilmersdorf geladen hatte,  hagelte 
es Kritik an den Plänen der Deut-
sche Wohnen. Die  börsennotierte 
Wohnungsgesellschaft will 212 be-
zahlbare Wohnungen abreißen, um 
600 neue zu errichten. Das Mieter-
Magazin hatte mehrfach  berichtet, 
zuletzt in Ausgabe 1+2/2017 („Kar-
tenspiele“). Nur 25 Prozent der ge-
planten Wohnungen sollen preisge-
bunden sein. „Das ist weniger als 
jetzt“, kritisiert Achim Schüler von 
der Bürgerinitiative Siedlung West-
end. 
Seit Jahren kämpft die Initiative für 
den Erhalt der ehemaligen Alliierten-
Siedlung mit ihren großzügigen Grün -
flächen. Die Altmieter können zu 
einer „ungefähr vergleichbaren Ge-
samtmietbelastung“ in den Neubau
umziehen, verspricht Deutsche-Woh-
nen-Sprecherin Manuela Damia na  kis
Zum Mietpreis der restlichen Woh-
nungen könne man derzeit noch 
nichts sagen. Die vorhandenen Mie-
ter fordern den Beibehalt ihrer jetzi-
gen Nettokaltmiete.  
Bisher liegt nicht einmal ein Bauan-
trag vor, wie Bezirksbaustadtrat Oli-
ver Schruoffeneger (Bündnis 90/Die 
Grünen) bestätigt. Für das Bau vor-
haben muss zuerst der Bebauungs-
plan geändert werden. Die BVV 
hat zur Bedingung gemacht, dass 
sich die Deutsche Wohnen mit den 
Altmietern einigt. Insbesondere soll 
ihnen garantiert werden, dass die 
Miete gleich bleibt. Doch eine sol-
che Vereinbarung gibt es bisher 
nicht. Strittig war zudem, ob die 
Wohnungen der Altmieter Bestand-

SiEDlung WEStEnD

„Dann können wir’
auch lassen“
6

teil der 25 Prozent preisgebundener 
Wohnungen sind. Nun hat der Be-
zirk klargestellt, dass dies nur für 
die Wohnungen von Mietern mit 
Anspruch auf einen Wohnberechti-
gungsschein zutreffen kann. 
Die Deutsche Wohnen reagierte 
verschnupft. „Wir haben von An-
fang an gesagt, das Ganze muss 
wirtschaftlich sein, sonst  können 
wir’s auch lassen“, so Manuela 
Damianakis – eine Äußerung, die 
die Bürgerinitiative freuen dürfte. 
Hier hat man den Eindruck, dass 
die Deutsche Wohnen das P roblem 
aussitzen will. „Wir fühlen uns zum 
Auszug gedrängt“, sagt Achim Schü-
ler. Bereits jetzt stehen rund 80 Woh-
nungen leer. 
Birgit Leiß
Buchtipp
Bahnbrechende Fusion
Am 1. Oktober 1920 vereinigte sich Berlin mit sieben 
Städten, 59 Landgemeinden und 27 Gutsbezirken zur 
Einheitsgemeinde Groß-Berlin. Mit Blick auf das heran-
nahende 100-jährige Jubiläum gibt die Hermann-Hensel-
mann-Stiftung nach und nach eine fünfteilige Buchreihe 
heraus. Den Anfang macht ein Band, der sich der heute 
wieder aktuellen Wohnungsfrage widmet. Gerade für den 
Wohnungsbau war die heftig umstrittene Eingemeindung 
ein bahnbrechender Schritt, hatten doch zuvor die Ge-
meinden mehr gegeneinander als miteinander gearbeitet, 
denn sie warben mit Steuererleichterungen Industriebe-
triebe und wohlhabende Bürger aus Berlin ab und ließen 
die Zentralstadt mit ihren riesigen Wohnungsproblemen 
allein. Erst nach der Fusion gab es eine einheitliche Woh-
nungspolitik, die in den 1920er Jahren zum Bau vorbildli-
cher Wohnsiedlungen führte. Dass die Erfolge einer star-
ken Stadtverwaltung bis heute nicht selbstverständlich 
sind, zeigt das Buch mit Beispielen anderer europäischer 
Hauptstädte. In Paris haben Stadt und Vorstädte beim 
Umgang mit den großen Banlieu-Siedlungen kaum jemals 
zusammengearbeitet. In Moskau wird die Stadtentwick-
lung zum großen Teil von privaten Wohnungsbaukombi-
naten beherrscht. Und in London greift die britische Re-
gierung tief in die Belange der Stadt ein – mit dem Ergeb-
nis, dass es den sozialen Wohnungsbau dort nicht mehr 
gab und sich kaum noch jemand das Leben in London 
leisten kann.                                                                 js

Harald Bodenschatz/Klaus 
 Brake (Hg.): 100 Jahre 
Groß-Berlin. Wohnungs -
frage und Stadtentwick-
lung. Berlin 2017, 25 Euro
MieterMagazin 8+9/2017
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geräumig, flexibel, bezahlbar – im 
grunewald entsteht Berlins  erstes 
Modellprojekt im Rahmen des Pro­
gramms „Variowohnen“. Das Zuhau­
se für Studenten und Azubis ergänzt 
eine vorhandene Wohnanlage, die 
schon vor rund 60 Jahren etwas 
ganz Besonderes war. 

Das Studentenwohnheim am Dauer-
waldweg im Grunewald ist seit fast 
sechs Jahrzehnten eine nachgefragte 
Adresse. Nun kommen – gefördert 
vom Bundesbauministerium (BMUB) 
– zu den bisher 125 Plätzen noch 50 
weitere hinzu. Das neue Haus, das 
wie die ganze Anlage zum Studieren-
denwerk Berlin gehört, ist das erste 
hauptstädtische Modellvorhaben im 
Rahmen des Förderprogramms Vario-
wohnen. Mit insgesamt 120 Millio-
nen Euro unterstützt das Ministe -
rium noch bis Ende 2018 den Bau 
von Kleinstwohnungen und damit 
die innovative Entwicklung modula-
rer Bauweisen. 
Dabei geht es nicht nur darum, kos-
tengünstig, ökolo gisch und nach-
haltig zu bauen, son dern die Woh-
nungen auch so varia bel wie mög-
lich zu gestalten. Vario wohnungen 
sind zwar erst einmal für Studenten 
gedacht, um die Situation auf den 
überstrapazierten Wohnungsmärk-
ten vieler Hochschulstädte zu ent-
spannen. Die Wohnmodule sollen 
aber durchaus auch einmal für ande-
re Mietergruppen attraktiv sein. Für 
Senioren beispielsweise, die sich ver-
kleinern müssen, aber auch mit ei-
ner gerin gen Rente weiter innerstäd-
tisch woh nen und leben wollen. Ei-
ne der Vor aussetzungen, um in das 
Förder programm aufgenommen zu 
werden, ist deshalb auch eine garan-
tiert niedrige Miete. So dürfen die 
Wohnplätze für Studenten, die eine 
Mindestgröße von 20 Quadratme-
tern aufweisen und gut ausgestattet 
sein müssen, nicht mehr als 280 Eu-
ro Warmmiete kosten. 
Das Neubauprojekt im  Grunewald, 
ein vierstöckiges Wohngebäude, fügt 

VARioWohnEn

Modell mit 
Familien tradition
MieterMagazin 8+9/2017
sich harmonisch in eine Anlage ein, 
die ebenfalls einmal ein Modellpro-
jekt war und seit Ende der 1980er 
Jahre auf der Berliner Denkmal-
schutzliste steht. Entworfen  wurde 
sie gegen Ende der 1950er  Jahre 
vom Architekten Peter Lehrecke, 
einst Professor für Architektur an 
der TU Berlin. Seine Baupläne boten 
den Bewohnern bereits damals un-
gewöhnlich viele Freiräume: extra 
geräumige Küchen als Treffpunkt in 
jeder Wohneinheit, dazu gleichzeitig 
Raum für Spielabende und Partys 
natürlich. Die Zimmer mit Durch-
bruch für verheiratete Studenten 
lösten in Berlin erst einmal Empö-
rung aus: Studenten sollten studie-
ren und nicht verheiratet sein. 
Heute ist es übrigens der Sohn des 
ehemaligen Architekten, Jakob Lehr-
ecke, der mit seinem Partner Robert 
Witschurke die Anlage im Bauhaus-
stil mit dem Modellprojekt ergänzt. 
Dieses soll zügig, effizient und wirt-
schaftlich gebaut und bis Ende 2018 
fertiggestellt werden. 
Die Grundrisse sind flexibel gestaltet, 
auf dem Dach wird Solartechnik in-
stalliert, und die Freiflächen um das 
Gebäude werden ökologisch gestal-
tet und mit regionalen Gehölzen be-
pflanzt werden. 
Rosemarie Mieder
Veranstaltungstipp
nicht nur reich und groß 
Bei „Macht und Pracht“, dem bundesweiten Schwer-
punktthema des diesjährigen Denkmaltags, denkt man 
wohl unweigerlich an repräsentative Bauten, an prächti-
ge Theater, Schlösser und Kirchen, wie sie Berlin zuhauf 
hat. Doch es soll nicht allein um ein vordergründiges Zei -
gen von Reich und Groß gehen, wie der Veranstalter, 
die Stiftung Denkmalschutz, betont, sondern auch um 
Bauten, die bewusst auf Pracht verzichten, und um Ar-
chitektur als Ausdruck von Machtverhältnissen. Daher 
steht nicht nur das Renaissance-Theater oder die Villen-
kolonie Grunewald auf dem Programm, sondern auch 
die Wohnanlage Helenenhof oder eine Fahrradtour zu 
Berlins Gas-Straßenlaternen. Die prächtigen „Stadtvillen 
der Millionenbauern“ rund um die Schöneberger Dorf-
aue öffnen ebenso ihre Pforten wie die „Arbeiterpaläste“ 
in der Karl-Marx-Allee. Bei letzteren kann man sogar aufs 
Dach steigen. Neu im Programm: eine Tour zum Club 
Gretchen, der sich im neuen  Sanierungsgebiet Drago-
ner-Areal in Kreuzberg befindet. Eine  weitere „Clubtour-
Spezial“ führt zum RAW-Gelände in Friedrichshain.    bl

L Die Veranstaltungen sind 
kostenlos, teilweise ist eine 
Anmeldung erforderlich:
Tag des offenen Denkmals 2017
9. und 10. September 
Hotline 030 80 96 27 44
Programm unter 
www.berlin.de/denkmaltag
7
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s Gutachterausschusses

r entspannung

ImmobIlIenmarktberIcht de

keine anzeichen fü
auf dem berliner Immobilienmarkt 
dreht sich die Preisschraube  kräftig 
weiter. das zeigt der bericht des 
Gutachterausschusses für Grund­
stückswerte für das Jahr 2016. der 
berliner mieterverein (bmV) for­
dert eingriffe der bundespolitik.

In Berlin ging 2016 die Zahl der Ver­
käufe von Grundstücken,  Häusern 
und Eigentumswohnungen im Ver­
gleich zum Vorjahr um sieben Pro­
zent zurück. Dabei wurden auch 
neun Prozent weniger Geld umge­
setzt. Das ist aber immer noch der 
zweithöchste Jahresumsatz seit 
1990. Es wurden auch 24 Prozent 
weniger Mietwohnungen in Eigen­
tum umgewandelt als 2015.
Die Kaufpreise zogen jedoch  weiter 
kräftig an. Mietshäuser wurden zu 
20 Prozent höheren Preisen gehan­
delt als im Jahr 2015. Für Eigentums­
wohnungen zahlten die Käufer 12 
Prozent mehr. Die Nachfrage nach 
unbebauten Baulandgrundstücken 
8

20 stunden Fort­
bildung innerhalb 

von drei Jahren  
genügen, um 

den maklerberuf 
ausüben zu dürfen
ist anhaltend hoch, die Bodenricht­
werte wurden teilweise deutlich an­
gehoben. Und 2017 ist kein Stopp 
des Aufwärtstrends zu erkennen.
Für Sebastian Scheel, Staatssekretär 
für Wohnen, macht diese Entwick­
lung deutlich: „Wir müssen politisch 
ins Marktgeschehen eingreifen, da­
mit die Berlinerinnen und Berliner 
auch künftig noch bezahlbare Woh­
nungen finden.“ 
BMV­Geschäftsführer Reiner Wild 
kommentiert: „Die erhöhten Kauf­
preise für Mietwohnhäuser  lassen 
nichts Gutes erwarten.“ Aufgrund 
der massiv angestiegenen Ober­
werte beim Mietspiegel setzen Im­
mobilienkäufer auf eine  deutliche 
Steigerung der Mieten auch in  
be stehenden Mietverhältnissen, 
um ihre erhöhten Kaufpreise zu 
 refinanzieren.
Sorgen machen dem BMV auch die 
um bis zu 60 Prozent erhöhten Bo­
denrichtwerte in innerstädtischen 
Lagen. Der Preis für unbebaute 
 statt sach

Fo
to

: N
ils

 R
ic

ht
er
Grundstücke, auf denen Geschoss­
wohnungsbau möglich ist, hat mit 
mehr als 2000 Euro pro Quadratme­
ter eine Höhe erreicht hat, die nur 
noch hochwertige Eigentumswohn­
anlagen realisierbar macht. 
 Wild kritisiert vor allem die Untätig ­
keit der Bundesregierung im Boden­
recht, Steuerrecht und Planungs­
recht: „Die Bundesregierung hat 
die Innenstädte aufgegeben, sozia­
le Stadtentwicklung ist für sie ein 
Fremdwort.“
Jens Sethmann

die kaufpreise bei 
mietshäusern ver­
teuerten sich um 
20 Prozent gegen­
über dem VorjahrFo
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L Download 
der Immobilien-
marktberichts:
www.berlin.de/
gutachter
ausschuss/ 
kundenachweis

der bundestag hat im Juni beschlos­
sen, dass sich hausverwalter und 
Immobilienmakler künftig regelmä­
ßig fortbilden müssen. die lang dis­
kutierte einführung eines sachkunde­
nachweises ist damit vom tisch.

hausVerwalter und makler

Fortbildungspflicht

Gewerbliche Hausverwalter und 
Immobilienmakler dürfen auch in 
Zukunft ohne Sachkundenachweis 
tätig sein. Stattdessen müssen sie 
sich nur 20 Stunden innerhalb von 
drei Jahren fortbilden. Makler kön­
nen weiterhin ohne Berufshaftpflicht 
arbeiten, während Verwalter von 
Wohnimmobilien künftig eine Ge­
werbezulassung benötigen. So be­
sagt es das „Gesetz zur Einführung 
einer Berufszulassungsregelung für 
gewerbliche Immobilienmakler und 
Wohnimmobilienverwalter“.
Der fast zwei Jahre lang debattier­
te Gesetzentwurf wurde auf den 
letzten Metern noch einmal ent­
scheidend verändert. Vor allem die 
Immobilienverbände hatten einen 
Sachkundenachweis gefordert, da­
mit ihre Branche nicht mehr durch 
schwarze Schafe in Verruf kommt. 
Obwohl Hausverwalter und Makler 
mit erheblichen Vermögenswerten 
handeln, kann jeder ohne Berufsaus­
bildung diese Tätigkeit ausüben. Die 
nun beschlossene Weiterbildungs­
verpflichtung kann keinen Sachkun­
denachweis ersetzen.
Die neuen Anforderungen  betreffen 
auch Mietshaus­Verwalter. Ursprüng­
lich sollte das Gesetz nur für Verwal­
ter von Eigentumswohnanlagen gel­
ten. Der Deutsche Mieterbund 
(DMB) hatte dies bei der Experten­
anhörung im Bundestag heftig kri­
tisiert: Es entstünde ein „Zweiklas­
sensystem in der Immobilienverwal­
tung“, so DMB­Direktor Lukas Sie­
benkotten.
Wenn der Bundesrat dem Gesetz im 
September zustimmt, kann es am 
1. Juli 2018 in Kraft treten.
Jens Sethmann
MieterMagazin 8+9/2017

http://www.berlin.de/gutachterausschuss/
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uter eigenbedarfskündigung

nach gut 30 Jah­
ren wohndauer in 
einem haus der 
öffentlichen hand 
muss das ehepaar 
möller jetzt mit 
einer eigenbedarfs­
kündigung rechnenFo
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das land berlin verkauft nach wie 
vor wohnungen, die sich im landes­
besitz befinden. bei der Privatisie­
rung von vermieteten ein­ und Zwei­
familienhäusern soll der erweiterte 
mieterschutz nicht gelten, obwohl 
die Gefahr von eigenbedarfskündi­
gungen hier besonders hoch ist.

Ralf Möller wohnt seit 31 Jahren 
mit seiner Frau am Stölpchenweg in 
Wannsee. Das Zweifamilienhaus ge­
hörte den Berliner Forsten. Der da­
malige Forstbeschäftigte hatte sei­
ne Werkmietwohnung im Laufe der 
Jahre in Schuss gehalten. Jetzt be­
fürchten die Möllers, bald ausziehen 
zu müssen. Im Mai hat ein Sachver­
ständiger Haus und Grundstück zur 
Verkehrswertermittlung  begutach ­
tet – ein sicheres Anzeichen für den 
bevorstehenden Verkauf.

„Das Damoklesschwert schwebt 
schon seit 1996 über uns“, berich tet 
Möller. Damals wurden  alle Woh­
nungen der Berliner Forsten an die 
Hausverwaltung WoBeGe, eine 
Tochter der landeseigenen Woh­
nungsbaugesellschaft Stadt und 
Land, übergeben. Auf Möllers Nach­
frage wurde ihm unter anderem von 
der damaligen Stadtentwicklungs­
senatorin Ingeborg  Junge­Reyer 
wiederholt zugesichert, dass im 
Falle eines Verkaufs ein erweiterter 
Mieterschutz gelten würde. Die im 
Jahr 2000 beschlossenen „Grund­
sätze der  Wohnraumprivatisierung“ 
(„8­Punkte­Programm“), sichern 
den Mietern einen  unbefristeten 
Schutz vor Eigenbedarfskündigun­
gen, vor  Verwertungskündigungen 
und vor Luxusmodernisierungen zu 
und räumen ihnen ein Vorkaufsrecht 
ein.
Doch 2014 wendete sich das Blatt. 
Der damalige Finanzsenator Ulrich 
Nußbaum erklärte, dass es bei ei­
nem Verkauf keinen besonderen 
Mieterschutz geben soll. Sein Nach­
folger Matthias Kollatz­Ahnen ist 
davon bisher nicht abgerückt. 
Dabei wäre gerade hier ein wirksa­
mer Kündigungsschutz außerordent­
lich wichtig, denn der Kauf eines 

landeseIGene eIn­ und ZweIFa

Verkauf mit eingeba
MieterMagazin 8+9/2017
Ein­ oder Zweifamilienhauses ist vor 
allem für Selbstnutzer attraktiv. Auf 
die idyllisch gelegenen Forst­Immo­
bilien trifft das erst recht zu. „Es gibt 
im Haus zwar Probleme mit Feuch­
tigkeit im Mauerwerk, aber wer ge­
nug Geld hat, lässt sich davon nicht 
abhalten“, sagt Ralf Möller. „Eine 
Eigenbedarfskündigung dürfte also 
schon nach kurzer Zeit drohen.“ Ein 
Wohnungsverlust kurz vor dem Ru­
hestand wäre für den Mieter katas­
trophal. Das Verkaufsgebahren des 
Senats nennt Möller „Existenzver­
nichtung eigener Landesbedienste­
ter“.                       Jens Sethmann
Buchtipp
antworten auf die wohnungsfrage
Seit einem Jahrzehnt ist die Wohnungsfrage wieder akut, 
und eine baldige Lösung ist nicht in Sicht. Im Gegenteil: 
Wohnraum wird immer mehr zum international gehandel­
ten Finanzprodukt, das sichere Rendite abwerfen soll. In 
den Großstädten wird es für Geringverdiener deshalb im­
mer enger. An der Bauhaus­Universität Weimar fand im 
Mai 2016 eine Konferenz statt, deren Beiträge jetzt unter 
dem Titel „Wohnraum für alle?!“ veröffentlicht wurden. 
Experten verschiedener Fachrichtungen berichten über 
Sozialwohnungssysteme anderer europäischer Länder und 
schildern das Aufkommen stadtpolitischer Graswurzelbe­
wegungen in Hamburg, Berlin, Jena und Leipzig. Gestrit­
ten wird über den Nutzen einer neuen Wohnungsgemein­
nützigkeit. Auch werden die jüngsten wohnungspoliti­
schen Anstrengungen von Frankfurt am Main, Hamburg 
und Berlin beleuchtet und das vielgelobte Wiener Modell 
der Gemeindewohnungen einem kritischen Blick unterzo­
gen. In einigen Beiträgen ist die Fachsprache leider nicht 
sehr lesefreundlich, und zwei englische Texte sind nicht 
ins Deutsche übersetzt. Dennoch bietet das Buch mit sei­
nem fach­ und länderübergreifenden Blick interessante 
Lösungsansätze für die aktuelle Wohnungsfrage.        js

Barbara Schönig, Justin 
Kadi, Sebastian Schipper 
(Hg.): Wohnraum für alle?! 
Perspektiven auf Planung, 
Politik und Architektur, 
Bielefeld 2017, 29,99 Euro 
(E-Book 26,99 Euro)
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Wenn die BBU-
Unternehmen 
ihre sollzahlen 
für den Wohnungs-
bau erreichen wol -
len, müssen sie 
künftig deutlich 
mehr schaufelnFo
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BBU zieht JahresBilanz

Mehr gebaut – aber 
Kommunale und genossenschaftli-
che Vermieter in Berlin bauen weit 
mehr als in den zurückliegenden 
Jahren. aber das reicht nicht aus. 
Bei einem leerstand von 1,6 Pro-
zent ist die Wohnungssuche auch 
bei den großen Unternehmen nicht 
leicht. Und dass es im weiteren Ber-
liner Umland sehr viel mehr freie 
und vor allem billigere Wohnungen 
gibt, ist auch keine lösung.

In Berlin wird nach wie vor zu wenig 
gebaut. Diese Schlussfolgerung zog 
Maren Kern, Vorstand des Verban-
des Berlin-Brandenburgischer Woh-
nungsunternehmen (BBU) im  Juli 
auf der Jahrespressekonferenz ihrer 
Organisation. Zwar hätten gerade 
die Berliner BBU-Mitgliedsunterneh-
men, die insgesamt 40 Prozent des 
hauptstädtischen Mietwohnungs-
bestandes bewirtschaften, mit rund 
1,8 Milliarden Euro 16 Prozent mehr 
investiert als im Vorjahr. Allein die 
Genossenschaften hätten 2016 den 
Grundstein für mehr als 1000 Woh-
nungen gelegt. Aber die jährlich in 
Berlin insgesamt notwendigen 20 000 
Wohnungsfertigstellungen seien ver-
fehlt worden. In Relation zur Bevöl-
kerungszahl und auch bezogen auf 
den Anteil der neuen Mietwohnun-
gen würde in der Hauptstadt deut-
lich weniger gebaut als in vergleich-
bar boomenden Metropolen. 
Immerhin stellt die Jahresstatistik 
auch fest, dass der Leerstand bei 
den Mitgliedsunternehmen – dank 
der Neubauoffensive von kommuna-
len, genossenschaftlichen und ande-
ren Vermietern – kaum noch gesun-
ken sei. Allerdings dürfte der mit 1,6 
Prozent auf einem historischen Tief-
punkt liegen und die Wohnungssu-
che deutlich erschweren. Wer aller-
dings bei einem der BBU-Unterneh-
men etwas findet, zahlt in der Regel 
weniger als bei anderen Vermietern. 
Mit einer durchschnittlichen Netto-
kaltmiete von 5,74 Euro pro Monat 
und Quadratmeter liegen die Ver-
mieter des Verbandes 65 Cent unter 
dem Durchschnitt des neuen Berliner 
Mietspiegels. 
10
Was dagegen den Wohnungsmarkt 
im Land Brandenburg angeht, so zei-
ge sich ein eher differenziertes Bild. 
Während im gesamten Bundesland 
in rund 100 Städten der Leerstand 
weiter zurück ging (derzeit bei 7,5 
Prozent), liegt er in den 74 Städten 
des weiteren Metropolenraumes 
deutlich höher (durchschnittlich bei 
9,8 Prozent). 
Trotz einer niedrigeren Miete, die 
mit 4,91 Euro nettokalt pro Monat 
und Quadratmeter 1,50 Euro unter 
dem Mittel des Berliner Mietspie-
gels liegt: Ein Umzug weit über die 
Stadtgrenze hinaus ist für die meis-
ten wohnungssuchenden Haupt-
städter keine Lösung. 
Rosemarie Mieder
Buchtipp
Plädoyer für eine offene stadt
Die Angst vor Terror und Migranten, sich  verschärfende 
soziale Unterschiede, städtebauliche Verdichtung und 
der Rückzug ins Private oder in die digitale Welt verän-
dern die öffentlichen Räume. Radikale und populistische 
Tendenzen bedrohen das Prinzip der Offenen Stadt. Die 
Forderungen nach mehr Sicherheit und Überwachung 
auf öffentlichen Plätzen, Bahnhöfen, Spielplätzen und 
so weiter werden lauter – trotz aller Vorbehalte besorg-
ter Bürger und der Datenschützer. Ein Autor des Buches 
geht so weit, die „Versicherheitlichung der Städte“ als 
Folge des „entfesselten Kapitalismus“ zu sehen. Sein 
Fazit: „Die politischen Verhältnisse sind verantwortlich 
für städtische Fehlentwicklungen, die letztlich zu Kri-
minalität und Terror führen, und nicht umgekehrt.“ Ei-
ne überdimensionierte urbane Sicherheitspolitik könne 
durchaus die soziale Polarisierung antreiben. Koopera-
tive, partizipative und selbstverwaltete Bürgerbewegun-
gen sind ein Gegenpol zu diesen Abschottungstenden-
zen. Urbanes Gärtnern, Reparieren, Tauschen und Sel-
bermachen bieten allen Beteiligten neue Freiräume zur 
individuellen und kreativen Gestaltung und tragen dazu 
bei, das Überleben des Konzepts der Offenen Stadt zu 
sichern. Das Berliner Allmende-Kontor, aber auch Bür-
gerinitiativen aus Nigeria, Südkorea und China werden 
als Beispiele für alternative Reaktionen auf die urbanen 
Herausforderungen vorgestellt. Ein Buch, das Tendenzen 
und Probleme der Stadtgestaltung benennt, aber auch 
Mut zum Handeln macht.
rb

Krusche, Jürgen (Hg.): 
Die ambivalente Stadt – 
Gegenwart und Zukunft 
des öffentlichen Raums. 
Berlin 2017, 28 Euro
MieterMagazin 8+9/2017



Jede fünfte Bera-
tung des Berliner 
Mietervereins 
findet zu gebäude- 
und Wohnungs-
mängeln stattFo
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Für seine 120 000 Mitgliederhaus-
halte führte der Berliner Mieter-
verein im Jahr 2016 knapp 85 000 
Mietrechtsberatungen durch. er-
staunlich ist, dass trotz eines Mit-
gliederzuwachses die  Beratungen 
bei gleichem  angebot an Beratungs-
terminen  gegenüber 2015 um 4 Pro-
zent  abgenommen hat. Der Verein 
vermutet  dahinter eine starke Ver-
unsicherung der Mieter infolge der 
Wohnungsmarktlage.

Bei den Beratungsthemen lagen 
wieder einmal Wohnungs- und Ge-
bäudemängel an der Spitze. Etwa 
ein Fünftel aller Beratungen finden 
zu diesem Thema statt. „Bedauerlich 
ist, dass Mieter immer seltener mit 
einer Mietminderung den Vermie-
ter zur Mängelbeseitigung anhalten 
können, weil bei dann eintretenden 
,Zahlungsrückständen’ das  Risiko 
ei ner Kündigung droht“, so der Ge-
schäftsführer des Berliner Mieter-
vereins, Reiner Wild. Mit einem Ge-
setzesvorstoß im Bundesrat  wollte 
der Berliner Senat dieses Risiko ver-
mindern – vergeblich.  
Zweitwichtigstes Beratungsthema 
waren im Jahr 2016 Mieterhöhun-
gen. Mit 15,5 Prozent sank der An-
teil gegenüber 2015 (17,9 Prozent). 
Das liegt vornehmlich daran, dass 
2016 kein Mietspiegel erschien. Der 
alle zwei (ungerade) Jahre erschei-
nende Mietspiegel erzeugt in der 
Regel eine Mieterhöhungswelle, aus 
der erheblicher Beratungsbedarf ent-
steht.
An dritter Stelle der Statistik stehen 
mit 11,8 Prozent Beratungen zu kal-
ten Betriebskosten, an vierter  Stelle 
Beratungen zu Heiz- und Warmwas-
serkosten (8,8 Prozent).  Probleme 
bei Ein- und Auszug beziehungsweise 
mit der Kaution machen 6,5 Prozent 
der Beratungsthemen aus. Der Be-
ratungsbedarf bei Modernisierung ist 
absolut und relativ angestiegen: von 
4,9 Prozent im Jahr 2015 auf 5,8 Pro-
zent im Jahr 2016. 5,4 Prozent der 
Beratungen beinhalteten Kündigun-

BMV-BeratUngsstatistiK

Mängel liegen 
an der spitze
MieterMagazin 8+9/2017
gen des Vermieters oder des Mieters. 
Schönheitsrepa raturen machten auf-
grund der weit gehend klaren Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs 
und der gerin ge ren Umzugsquote 
nur noch 4 Prozent der Beratungs-
themen aus. 
Deutlich angestiegen sind Nachfra-
gen zur Untervermietung: von 2,9 
Prozent im Jahr 2015 auf 3,6 Prozent 
im Jahr 2016. „Das führen wir auch 
auf den deutlichen Mietenanstieg 
bei bestehenden Mietverhältnissen 
zurück, dem immer mehr Mieter mit 
einer Untervermietung zu begegnen 
versuchen“, erläutert Wild. Die rest-
lichen Beratungsthemen behandeln 
Spezialfragen, die sich nicht unter 
den oben genannten Themen sub-
sumieren lassen.
In etwas mehr als 97 Prozent der Be-
ratungen gab es eine außergericht-
liche Streitbeilegung. In nur 2400 
Fällen landete ein Streit vor Gericht. 
Aber eine gerichtliche Auseinander-
setzung müssen die Mitglieder des 
Mietervereins in der Regel nicht 
fürchten, denn in der Mitgliedschaft 
ist eine Prozesskostenrechtsschutz-
versicherung enthalten. Die gilt aber 
nur für Streitfälle, die bei Eintritt 
in den Mieterverein nicht bereits 
schwelten. „Auch aus diesem Grund 
empfiehlt sich eine rechtzeitige, weil 
vorsorgende Mietervereinsmitglied-
schaft“, so Wild.                      mm
Ausstellungstipp
Kostbares erbe
Schlösser und Fachwerkhäuser, Sakralbauten 
und ein Leuchtturm, ein Karussell, eine Müh-
le, eine Parkanlage und ein Schiff: Die deut-
sche Denkmallandschaft ist vielfältig und hält 
sowohl große Namen bereit wie Karl Friedrich 
Schinkel und Ludwig Mies van der Rohe, aber 
auch unbekannte Meister. Zu einem Ausflug 
in diese Landschaft lädt das Biesdorfer Schloss 
mit der Wanderausstellung „Seht, welch kost-
bares Erbe“ ein. Wem die Vitrinen und Tafeln 
nicht reichen, der kann in der Ausstellung vir-
tuelle Streifzüge zu etwa 5000 Denkmalen un-
ternehmen, zu deren Erhalt die Stiftung beitra-
gen konnte. 
Rosemarie Mieder

L Vom 7. September bis zum 8. Oktober 
2017 ist die Ausstellung zu sehen. Der 
Eintritt ist frei. Öffnungszeiten unter
gruen-berlin.de/zkr-schloss-biesdorf
11
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eine bunt gemisch-
te gruppe bewohnt 
jetzt den restaurier-
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KfW-Auszeichnung

neues Leben in der 
ein denkmalgeschützter, aber ver-
fallener Vierseithof mit einer scheu-
ne, die nur noch Ruine ist: Dank ei-
ner stuttgarter Architektin ist wie-
der Leben auf dem hof am Kauls-
dorfer Anger eingezogen. im Dorf 
freuen sie sich über die neuen nach-
barn und sind stolz auf den Preis, 
den das ensemble in diesem Jahr 
gewonnen hat. 

Die Scheune war schon zum Abbruch 
freigegeben. Der unter Denkmal-
schutz stehende Kastanienhof am 
Kaulsdorfer Dorfanger schien kaum 
mehr zu retten, als sich Ursula Stein-
hilber entschloss, ihn zusammen mit 
Freunden zu kaufen. Sein so s ensibler 
wie innovativer Auf- und Umbau 
brachte der Stuttgarter Architektin 
und Professorin, die auch in Berlin 
lehrt und plant, den ersten Preis des 

„KfW Awards Bauen 2017“. 
Bereits zum 15. Mal hat die KfW-
Bankengruppe die begehrten Preise 
vergeben. Sie zeichnet damit private 
12

Widerstand 
erfolgreich: 
Kein Austausch 
der Kastendoppel-
fenster, niedrigere 
Modernisierungs-
umlage
Bauherren und Baugruppen für die 
Umwidmung von Gebäuden aus, für 
deren Modernisierung, Wiederbe-
lebung und für die Schaffung von 
Wohnraum. In diesem Jahr waren 
es beispielsweise Projekte in Leip-
zig, Stuttgart und Erfurt, die für ihre 
gelungene Balance aus Architektur 
und Erscheinungsbild, Energie- und 
Kosteneffizienz, für optimale Raum- 
und Flächennutzung sowie individuel-
le Wohnlichkeit prämiert wurden. 

„Die Herausforderungen, die der alte 
Vierseithof in Kaulsdorf stellte, sind 
enorm gewesen“, erinnert sich Ursu-
la Steinhilber, „vor allem der Umbau 
der alten verfallenen Scheune.“ Es 
galt, das Gebäude nicht nur denk-
malgerecht wieder aufzubauen, son-
dern auch für modernes Wohnen 
herzurichten.  
Sie hat diese Probleme konsequent 
und zügig gelöst: 2014 begannen 
die Bauarbeiten an dem Ensemble, 
bereits im September 2015 zogen 
die ersten Bewohner ein. Auf dem 
nstRAsse

nen“
Kastanienhof, der noch durch einen 
Neubau ergänzt wurde, entstanden 
zehn Eigentumswohnungen und eine 
Mietwohnung. Eingezogen sind so-
wohl junge Familien als auch Ältere, 
Neuberliner und Hauptstädter. Sie 
alle seien schnell in der Dorfgemein-
schaft angekommen, erzählt Ursula 
Steinhilber. Dort freue man sich, dass 
die alte Scheune doch noch vor dem 
Abriss gerettet werden konnte – und 
nun natürlich über den Preis, den 
das Ensemble gewonnen hat: „Kauls-
dorf ist stolz auf unseren Hof“, so 
die Architektin.   Rosemarie Mieder
MoDeRnisieRung gonteRMAn

„Mit uns ist zu rech
Die rund 230 Mietparteien der tem-
pelhofer fritz-Bräuning-siedlung 
können aufatmen. Die nach mona-
telangem Protest und zähen Ver-
handlungen getroffene einigung 
über die energetische Modernisie-
rung sei ein kleiner erfolg, heißt es 
bei der Mieterinitiative. 
Mittlerweile haben die Mieter neue 
Modernisierungsankündigungen 
erhalten. Statt 2,81 Euro, wie im 
Februar dieses Jahres angekündigt, 
soll sich die Miete nach Moderni-
sierung nur noch um 1,81 Euro pro 
Quadratmeter Wohnfläche erhöhen. 
Besonders erfreulich: Härtefall-Wi-
dersprüche werden sofort nach Ein-
gehen der  Einkommensnachweise 
– und nicht erst nach Abschluss der 
Modernisierung – geprüft und an-
erkannt. Maximal 30 Prozent des 
Haushaltsnettoeinkommens darf die 
Miete betragen, sonst wird gekappt.
Den Zugeständnissen waren drei zä-
he Verhandlungsrunden mit der Bu-
wog-Group vorausgegangen (das 
MieterMagazin hatte zuletzt in Aus-
gabe 7/17 über den Fall  berichtet: 
„Kein Grund zum Feiern“). Kurz nach 
Redaktionsschluss stimmte die Bu-Fo
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wog-Group überraschend zu, die 
Doppelkastenfenster auf der Vor-
derseite zu erhalten. Jetzt  sollen 
nur noch die rückseitigen  Fenster 
durch Kunststofffenster ersetzt wer-
den. Wegen der Fassadendämmung 
werden diese tiefer als bisher  liegen. 
Franziska Schulte: „Schön sieht an-
ders aus.“ Bedauerlich sei zudem, 
dass die Doppelkastenfenster ledig -
lich instandgesetzt, nicht aber ener ge-
tisch ertüchtigt werden. Die  Bu wog 
Group hat zudem  zugesichert, dass 
ein deutschsprachiger Bauleiter an-
sprechbar sein wird. Auch das war 
den Mietern ein wichtiges Anliegen. 
Damit die Baumaßnahmen möglichst 
verträglich ablaufen, haben sie zu-
dem aus ihren Reihen einen  Baurat 
gegründet. „Mit uns ist weiter zu 
rechnen“, heißt es bei der Mieter -
initiative.                       Birgit Leiß
MieterMagazin 8+9/2017



Bei der Versorgung 
von besonders 
Bedürftigen haben 
die städtischen 
Wohnungsunter-
nehmen ihre 
Aufgabe erfüllt
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MietenBünDnis-BeRicht 2016

Licht und schatten 
Die städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften haben ihren Jahresbe-
richt 2016 über das Mietenbündnis 
vorgelegt. Der Berliner Mieterver-
ein (BMV) sieht „Licht und schat-
ten“.

Das Bündnis für soziale Wohnungs-
politik und bezahlbare Mieten, kurz 
Mietenbündnis, ist 2012 zwischen 
dem Senat und den sechs landesei-
genen Wohnungsbaugesellschaften 
geschlossen worden. Den Auftrag, 
ihre Bestände bis 2016 auf 300 000 
Wohnungen auszuweiten, haben sie 
erfüllt. Von den 19 179 Wohnungen, 
die im Jahr 2016 wiedervermietet 
wurden, gingen 11 029 an  Mieter 
mit Wohnberechtigungsschein (WBS). 
Die geforderte Quote von 55 Pro-
zent ist damit erreicht. Die Vorgabe, 
11 Prozent der freiwerdenden Woh-
nungen an Obdachlose, Geflüchtete 
und ähnliche Gruppen mit „beson-
derem Wohnbedarf“ zu vergeben, 
wurde sogar leicht übererfüllt.
Die Nettokaltmieten liegen bei den 
Städtischen im Durchschnitt bei 5,80 
Euro pro Quadratmeter. Bei Neuver-
trägen werden im Schnitt 6,40 Euro 
verlangt. Die Mieten steigen damit 
langsamer als auf dem freien Markt. 
Eine dämpfende Wirkung auf den 
Berliner Mietwohnungsmarkt ist also 
erkennbar.
Die Härtefallregelung ist hingegen 
ein „Flop“, so BMV-Geschäftsführer 
Reiner Wild. Bei weniger als einem 
Prozent der 40 369 verschickten 
Mieterhöhungen konnten die Mie-
ter eine Reduzierung aufgrund einer 
sozialen Härte durchsetzen. Trotz 
der engen Grenzen – eine finanzielle 
Härte liegt vor, wenn die Nettokalt-
miete mehr als 30 Prozent des Haus-
haltsnettoeinkommens verschlingt 
– wären deutlich mehr Mieter an-
spruchsberechtigt.
Ganz verinnerlicht haben die Städti-
schen noch nicht, dass ihre Aufgabe 
nicht mehr vorrangig die profitorien-
tierte Vermietung ist: Im Bericht be-
ziffern sie zu jedem Punkt einen „ge-
währten Mietverzicht“. „Befremd-
lich“ findet das Reiner Wild. Es soll-
MieterMagazin 8+9/2017
te selbstverständlich sein, dass für 
städtische Wohnungsunternehmen 
die maximal erzielbare Rendite nicht 
der Maßstab sein darf.
Der BMV bemängelt auch, dass 
wichtige Informationen im Jahresbe-
richt fehlen, unter anderem der So-
zialwohnungsanteil bei den Neubau-
ten sowie die Zahl der Modernisie-
rungen und die daraus folgenden 
Miethöhen. Auch findet sich keine 
Erklärung, warum nur in 195 Fällen 
ein Wohnungstausch geglückt ist. 
Das Mietenbündnis ist 2016 ausge-
laufen und inzwischen durch wei-
tergehende Regelungen des Wohn-
raumversorgungsgesetzes abgelöst 
worden.                  Jens Sethmann

L Download 
des Jahres­
berichts 2016:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/
wohnungsbau/de/
mietenbuendnis/ 
Buchtipp
Als Kanzlerin Merkel hausbesetzerin war 
Den Spuren der Hausbesetzerbewegung begegnet man in Ber-
lin auf Schritt und Tritt. Ohne sie würden die  Regenbogenfabrik, 
das Bethanien und auch zahlreiche mittlerweile schick  sanierte 
Altbauten heute nicht mehr stehen. Doch was wollten die Ak-
tivisten damals? Das Geschwisterpaar Barbara und Kai Sichter-
mann lässt diejenigen erzählen, die damals an vorderster Front 
mit dabei waren. Aus ihrer Nähe zur Szene machen sie dabei 
keinen Hehl. Kai Sichtermann war Bassist der legendären Band 

„Ton, Steine, Scherben“, die in den wilden 1970er und 80er Jah-
ren häufig auf Demos oder in besetzten Häusern spielte. Die In-
terviewpartner, darunter Daniel Cohn-Bendit, dürfen Anekdo-
ten über ihr Leben zwischen Volxküche, Plenum und Katz-und-
Maus-Spiel mit der Polizei zum Besten geben, halten aber auch 
selbstkritisch Rückschau. Es geht zurück in eine Zeit, als Häuser 
massenhaft leer standen – etwa 170 sollen es in West-Berlin An-
fang der 1980er gewesen sein. Der Widerstand war aber nicht 
nur ein Protest gegen diese Wohnungspolitik. Für Künstler, Psy-
chiatrie-Entlassene, Punks, Obdachlose und Heimkinder waren 
die besetzten Häuser Freiräume, die ihnen ein selbstbestimm-
tes Leben ermöglichten. Im Mittelpunkt des durch zahlreiche his-
torische Fotos und Zeitungsartikel angereicherten Buches ste-
hen die Besetzer-Hochburgen Berlin, Hamburg, Köln und Frank-
furt/Main. Das Kapitel über die Besetzerszene in der DDR war-
tet mit einer hübschen Geschichte über Angela Merkel auf, die 
seinerzeit kurzerhand das Schloss einer leerstehenden Woh-
nung in Berlin-Mitte aufgebrochen hatte. „Schwarzwohnen“ 
nannte man dort diese weit verbreitete Inbesitznahme einer 
Wohnung.                                                                         bl

Barbara Sichtermann, 
Kai Sichtermann: 
„Das ist unser Haus. 
Eine Geschichte der 
Hausbesetzung“. Berlin 
2017, 26,95 Euro 
13
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Es wird immer mehr und immer teurer 

modernisiert. In Modernisierungs­

ankündigungen wird Berliner Mietern im 

Durchschnitt eine Mieterhöhung um 42 

Prozent in Aussicht gestellt, auch  eine 

Verdopplung der Miete ist nicht mehr 

selten. Das ergab  eine Auswertung des 

Berliner Mieter vereins, der knapp 200 

Modernisierungsfälle aus den letzten 

fünf Jahren analysiert hat. Besonders 

stark schlagen die energetischen Maß­

nahmen zu Buche. Die Dämmung der 

 Außenwände,  Dächer und Kellerdecken, 

eine energie effiziente  Heizungsanlage 

und neue Fenster sind sehr teuer. Die 

Umlage der Kosten verursachen enor­

me Mieterhöhungen,  während die Ein­

sparungen bei den Betriebs­ und Heiz­

kosten minimal sind. Die Lasten für die 

energetische Gebäude sanierung werden 

einseitig den Mietern aufgebürdet. Weil 

nach  Modernisierungen Mieterhöhun­

gen möglich sind, die sonst im Mietrecht 

unvor stellbar wären, nutzen Vermieter 

Modernisierungsmaßnahmen auch ge­

zielt, um Kappungsgrenzen, den Miet­

spiegel und die Mietpreisbremse ganz 

 legal zu umgehen – und manchmal 

auch, um Mieter mit der Ankündigung 

extrem teurer Moderni sierungen aus 

 ihren  Wohnungen zu drängen. Für  dieses 

Vorgehen kursiert seit ein paar Jahren 

der treffende Begriff „Raus­Moderni­

sie rung“. Die Regelungen zu Moderni­

sierungen sind eine der drängendsten 

Baustellen im Mietrecht.

Eine BMV-Analyse 
belegt Auswüchse und 
Irrwege der aktuellen 

Modernisierungspraxis
MieterMagazin 8+9/2017



Brandbeschleuniger 
der Verdrängung
Oft sind Moder-
nisierungen nicht 
mit einer Wohn-
wertverbesserung 
verbunden – wie 
im Fall von Mieter 
Wolfgang Hoth in 
der Lützowstraße 
(Fotos unten)
Die Beratungsstatistik des Berliner 
Mietervereins (BMV) spricht  eine 
deutliche Sprache: Die Zahl der Mie­
ter, die wegen einer geplanten Mo­
dernisierung zur Beratung kam, hat 
sich seit 2009 verfünffacht. Auch die 
modernisierungsbedingten Mieterhö­
hungen sind deutlich angestiegen. 
BMV­Geschäftsführer Reiner Wild 
hat deshalb 198 Modernisierungs­
fälle aus den Jahren 2012 bis 2016 
unter die Lupe genommen. Die Mo­
dernisierungsankündigungen, die 
BMV­Mitglieder in der Rechtsbera­
tung überprüfen ließen, führten im 
Durchschnitt zu einer Erhöhung der 
monatlichen Nettokaltmiete um 2,44 
Euro pro Quadratmeter beziehungs­
weise absolut um 186 Euro im Mo­
nat. Gemessen an der durchschnitt­
lichen ortsüblichen Vergleichsmiete 
entspricht das einer Mieterhöhung 
um knapp 42 Prozent. „Das ist  eine 
ganz erhebliche Verteuerung des 
Wohnens“, sagt Reiner Wild. „Dabei 
ist eine Wohnwertverbesserung für 
die Mieter oft nicht erkennbar.“

In den Rohbauzustand
zurückversetzt

Beispiel Lützowstraße 37 in Tiergar­
ten: „In meiner Wohnung  müsste 
nichts gemacht werden. Die Mo­
dernisierung ergibt keine Verbesse­
rung des Wohnwerts“, sagt Mieter 
Wolfgang Hoth. Dennoch soll sich 
die Miete seiner 75­Quadratmeter­
Wohnung der Modernisierungsan­
kündigung zufolge von 545 auf 988 
Euro erhöhen – eine Steigerung um 
5,85 Euro pro Quadratmeter, be­
ziehungsweise um 81 Prozent. Die 
Wohnungen in seinem Haus sollen 
während der Bauarbeiten nahezu in 
den Rohbauzustand zurückversetzt 
werden. Die Begründung: Es sei wie 
bei vielen Häusern aus den 70er Jah­
ren in den Installationsschächten 
MieterMagazin 8+9/2017
und in den Fußbodenplatten Asbest 
verbaut worden. „Mein Eindruck ist, 
dass das Asbestproblem genutzt 
wird, um die Wohnungen frei zu be­
kommen und sie dann zum Höchst­
preis zu verkaufen“, meint Wolfgang 
Hoth. Obwohl die Bauarbeiten noch 
gar nicht begonnen haben, werden 
die Wohnungen schon zum Kauf an­
geboten. Seine Wohnung hat Mie­
ter Hoth mit dem stolzen Preis von 
375 000 Euro im Internet gefunden. 
Er vermutet zudem, dass auch Kos­
ten auf die Mieter umgelegt  werden 
sollen, die allein für die geplante 
Dachaufstockung anfallen. Sieben 
Mietparteien sind nach der Ankündi­
gung schon ausgezogen, die übrigen 
haben eine finanzielle Härte geltend 
gemacht. „Die Hausverwaltung ist 
nicht bereit, den Mietern in irgend­
einer Weise entgegenzukommen“, 
berichtet Hoth.
Weiteres Beispiel: die Wohnanlage 
Koppenstraße/Lange Straße in der 
Nähe des Ostbahnhofs. Hier sollen 
die Mieten um mehr als 5,20 Euro 
steigen – das ist für die Mieter fast 
eine Verdoppelung. Die beiden un­
15
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Wo nicht das 
Ziel, wird die 
Verdrängung von 
Mietern durch 
Modernisierung 
doch fast überall 
in Kauf genom-
men – wie im Fall 
von Mieter Peter 
Berendt in der Düs-
seldorfer Straße 
(Fotos oben), 
in der Winsstraße 
(unten links) oder 
in der Koppenstra-
ße (unten rechts)
scheinbaren Zeilen waren 1958 als 
Versuchsbauten mit vorgefertigten 
Elementen errichtet worden.  Heute 
erhalten die Häuser Aufzüge und zu­
sätzliche Balkone. Der  eigentliche 
Zweck ist der Verkauf: Auf den 
 Dächern entstehen luxuriöse Pent­
houses, die bis zu 750 000 Euro kos­
ten sollen. Auch die anderen Woh­
nungen werden Käufern angeprie­
sen: Für die vermieteten Wohnun­
gen mit rund 60 Quadratmetern wer­
den um die 200 000 Euro verlangt, 
bezugsfrei sind sie erheblich teurer.
Beim Gros der Fälle liegt die Miet­
erhöhung zwischen 0,50 und 2,50 
Euro pro Quadratmeter, nach oben 
ist die Skala aber offen. „Was uns 
Sorge macht, ist der hohe Anteil der 
Mietsteigerungen um mehr als drei 
Euro“, sagt Reiner Wild. Das ist bei 
einem Viertel aller Modernisierungs­
ankündigungen so. Bei neun Prozent 
der Fälle soll die Miete sogar um mehr 
als 5 Euro pro Quadratmeter steigen. 
Solche Mieterhöhungen verursachen 
eine Verdrängung der Mieter. „Das 
ist sozialpolitisch unerträglich“, so 
Wild. In jedem siebten Fall ist mehr 
als ei ne Verdoppelung der Miete an­
gekün digt.

Energetische Maßnah-
men sind die teuersten

Fast immer – in 93 Prozent der  Fälle 
– wurden Maßnahmen zur energe­
tischen Ertüchtigung vorgenom­
men. Sie tragen auch mit Abstand 
am meisten zur Mietsteigerung bei, 
nämlich im Schnitt 1,58 Euro pro 
Quadratmeter. Der größte Faktor 
ist dabei die Dämmung der Fassa­
den, Dächer, Dachgeschoss­ oder 
Kellerdecken. Allein dafür können 
im Durchschnitt 1,26 Euro pro Qua­
dratmeter auf die Mieten umgelegt 
werden.
Andere Sanierungsmaßnahmen, die 
nichts mit der Energieeinsparung zu 
tun haben, fallen dagegen immer 
weniger ins Gewicht. Es geht längst 
nicht mehr um den erstmaligen Ein­
bau einer Innentoilette, eines Bade­
zimmers oder einer Zentralheizung. 
Heute steht eine höhere Stufe der 
Modernisierung auf der Tagesord­
nung: Aufzüge, Balkone, Zweitbäder, 
Video­Gegensprechanlagen – der 
Fantasie der Vermieter sind keine 
Grenzen gesetzt. Diese Maßnahmen 
sind im Einzelfall zwar durchaus teuer, 
im Durchschnitt der untersuchten 
Fälle verursachen die nicht­energeti­
schen Modernisierungen aber in der 
Summe „nur“ eine Mieterhöhung 
um 0,29 Euro pro Quadratmeter. 
Um solche Wohnwertverbesserun­
gen geht es aber oft überhaupt nicht 
mehr. Schon bei 37 Prozent der Mo­
dernisierungsvorhaben wurde nichts 
anderes als die energetische Sanie­
rung durchgeführt.
Die Energiemaßnahmen rechnen sich 
für die Mieter aber fast nie. In den 
Fällen, bei denen dem BMV die Be­
triebskostenabrechnungen vor und 
nach der Modernisierung vorliegen, 
sank der jährliche Energieverbrauch 
nur um durchschnittlich 35 Kilowatt­
stunden pro Quadratmeter. „Das ist 
sehr, sehr wenig im Vergleich zu den 
angekündigten Einsparungen“, be­
mängelt Reiner Wild. Im Schnitt ste­
hen einer Jahresmieterhöhung um 
1300 Euro eine Heizkostensenkung 
von 300 Euro gegenüber. 
Bemerkenswert: Die Vermieter selbst 
trauen ihrer energetischen Sanierung 
offenbar auch keine größeren Effek­
te zu, denn sie senken die Voraus­
zahlungen für die Heiz­ und Warm­
wasserkosten nicht ab. Die Warm­
miete, die die Mieter zu überweisen 
haben, steigt im Ergebnis nach der 
Modernisierung von 6,86 Euro auf 
9,59 Euro pro Quadratmeter.
Das gesamte Mietniveau schiebt 
sich damit nach oben. Hatten vor 
der Modernisierung noch 70 Prozent 
der betroffenen Mieter eine Netto­
kaltmiete unter 6 Euro pro Quadrat­
meter, so lagen nach der Moderni sie­
rung 68 Prozent über dieser Mar ke.
„Es wird viel zu wenig objektiv ge­
prüft, ob eine energetische Sanie­
rung überhaupt sinnvoll ist“, sagt 
MieterMagazin 8+9/2017





Im Rahmen der 
energetischen 
Sanierung sind 
viele Maßnahmen 
nicht wirtschaftlich

, faire Kostenverteilung

 

Peter Behrendt, Mieter aus der 
Düsseldorfer Straße 68­69 in Wil­
mersdorf. „Uns wurde das volle 
Programm angekündigt“, berichtet 
er. In mehreren Phasen sollen über 
mindestens drei Jahre verteilt die 
Installationen für Wasser und Strom 
erneuert und das Dachgeschoss 
ausgebaut werden, an der Südfas­
sade ist der Anbau neuer Aufzüge 
geplant, und an der Nordseite sol­
len zusätzliche Balkons angehängt 
werden. In der ersten Phase werden 
nur die Fassaden gedämmt und die 
Fenster ausgetauscht. Allein dafür 
soll die Nettokaltmiete von 420 Eu­
ro auf 510 Euro steigen. „Wir haben 

Wohin die Reise geht ... 

grundsätzlich schon geringe Energie­
kosten“, sagt Peter Behrendt. „Die 
Sanierung wird wahrscheinlich nichts 
bringen.“ Nach der gesamten Sanie­
rung soll die Mietsteigerung bis zu 
400 Euro betragen. „Das wäre dann 
fast eine Verdoppelung“, so Behrendt. 
Von den 34 Mietparteien sind schon 
13 ausgezogen oder werden dies 
demnächst tun. Eine freigezogene 
Wohnung zeigt schon, wohin die 
Reise geht: Nach einer aufwendigen 
Modernisierung wird sie nun nicht 
mehr für rund 400 Euro, sondern für 
950 Euro netto vermietet.
Einer der offensichtlichsten Fälle der 
Raus­Modernisierung fand in der 
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Winsstraße 59 in Prenzlauer Berg 
statt. Die Christmann­Unterneh­
mensgruppe zog als Eigentümerin 
alle Register der energetischen Sa­
nierung. Sie kündigte im Jahr 2013 
eine Innendämmung, eine Heizungs­
anlage und eine Wohnraumlüftung 
mit Wärmerückgewinnung an. Zu­
sammen mit Balkonanbauten und 
Aufzügen ergab dies eine Mieterhö­
hung um sage und schreibe 10,42 
Euro pro Quadratmeter. Für manche 
Bewohner bedeutete das eine Ver­
vierfachung ihrer Miete. Das Bizarre: 
Die Wohnungen, die kein Bad und 
kein Innen­WC hatten, sollten laut 
Ankündigung auch keines bekommen 
– Luxusmieten mit Außenklo. Es liegt 
auf der Hand, dass es gar nicht vor­
gesehen war, die Modernisierung so 
durchzuführen. Den Mietern sollte 
Die Mieter sind den Folgen der Moderni­
sierungswelle meist schutzlos ausgesetzt. 
Zahlen oder umziehen – das sind die Al­
ternativen. Doch in den meisten Großstäd­
ten, in sämtlichen Universitätsstädten und 
in fast allen Ballungsräumen haben Mie­
ter wegen der Wohnungsknappheit  keine 
Wahl: Wenn sie auf dem engen Markt 
überhaupt Wohnungen finden, in die sie 
umziehen könnten, sind sie bei einer Neu­
anmietung meist nicht billiger als die  teuer 
modernisierte alte Wohnung. Der Woh­
nungsneubau reicht bei Weitem nicht aus, 
um die Lage zu entspannen. Auf absehba­
re Zeit bleibt für einkommensschwächere 
Mieter die Modernisierung ihrer Wohnung 

Vernünftige Modernisierungen
eine Bedrohung ihrer persönlichen Wohn­
situation.
Der Berliner Mieterverein fordert deshalb, 
in der nächsten Wahlperiode eine Reihe 
von Mietrechtsänderungen vorzunehmen,
damit Mieter von Modernisierungen und 
energetischen Sanierungen nicht mehr 
überfordert werden.

Absenkung der  
Modernisierungsumlage
Künftig sollten nicht mehr elf Prozent der 
Modernisierungskosten auf die Jahresmie­
te umgelegt werden können, sondern nur 
noch vier Prozent. Diese deutliche Absen­
kung ist aus Sicht des BMV den Vermie­
17
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Etliche Moder-
nisierungen sind 

fragwürdiger Luxus 
und führen zu 

einer finanziellen 
Überforderung 

der Mieter – etwa 
Balkonanbauten 

oder nachträglich 
angebaute Aufzüge
mit dem aberwitzigen Preis signa­
lisiert werden, dass sie besser aus­
ziehen. Mieter sind in dem Christ­
mann­Konzept nicht vorgesehen. 
Die Wohnungen werden nach der 
Sanierung als Eigentumswohnungen 
verkauft. „Wohnen im schönsten 
Haus der Straße“, lautet der Werbe­
spruch. Außenklos sind hier selbst­
verständlich nicht mehr zu finden. 
Noch deutlicher ist die Absicht nur 
wenige Meter weiter in der Imma­
nuelkirchstraße 35. Bei der Totalsa­
nierung des Hauses wurden den Be­
wohnern im Juli 2016 zweieinhalb 
Jahre Bauzeit und Mieterhöhungen 
zwischen 13,44 Euro und 15,99 Eu­
ro pro Quadratmeter in Aussicht 
gestellt. Viele Mieter würden an­
schließend nicht einmal ihre Woh­
nung wiederfinden, denn die meis ­
ten kleinen Wohnungen werden zu­
sammengelegt. Obwohl das Haus 
im Milieuschutzgebiet steht, wo ge­
nau solche überzogenen Moderni­

16 Euro mehr 
pro Quadratmeter

sierungen verhindert werden sollen, 
hat das Bezirksamt Pankow zwar nur 
den Einbau einer Fußbodenheizung 
untersagt, ansonsten aber alles ab­
gesegnet. Das ist aber noch nicht die 
Spitze. Den Mietern der Siedlung 
Am Steinberg („Klein­Kleckersdorf“) 
in Tegel wurden sogar Erhöhungen 
um 16,10 Euro pro Quadratmeter 
angekündigt. „Das ist nicht anders 
zu verstehen als ein Rauswurf“, kom­
mentiert Reiner Wild vom Mieter­
verein.
Zwei Drittel aller erfassten Moderni­
sierungsankündigungen wurden von 
privaten Unternehmen verschickt. 
Private Einzelvermieter waren für 
neun Prozent der Fälle verantwort­
lich. Auf das Konto der städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften gehen 
knapp 19 Prozent der Fälle – das ist 
auch ungefähr der Anteil, den die 
Städtischen am Berliner Mietwoh­
nungsmarkt halten. Die Genossen­
schaften sind hingegen mit Moder­
nisierungen äußerst zurückhaltend. 
Irritierend ist, dass mitunter auch 
städtische Wohnungsbaugesell­
schaften bei der Teuer­Modernisie­
tern durchaus zumutbar, denn seit gerau­
mer Zeit sind die Kapitalbeschaffungskos­
ten sehr niedrig. Die Zinsen für Baukredi­
te liegen bei circa einem Prozent.
Langfristig fordert der BMV die völlige 
Abschaffung der Modernisierungsum­
lage, denn sie ist eine systemfremde Re­
gelung im Vertragsrecht. Wertsteigerun­
gen sollten allein über die Merkmale im 
Mietspiegel abgebildet werden. Mit der 
bisherigen Umlage bezahlen die Mieter 
die Modernisierung zweimal. Vor der Ab­
schaffung der Umlage müssten aber prä­
zise Regeln dafür aufgestellt werden, wie 
sich Modernisierungen im Mietspiegel 
niederschlagen.
Kappung der Modernisierungs-
mieterhöhung
Nach einer Modernisierung soll dem Vor­
schlag des Berliner Mietervereins (BMV) 
zufolge die Miete höchstens zehn  Prozent 
über der orts üblichen Vergleichsmiete lie­
gen. Dies ist die Grenze, die nach der Miet­
preisbremse auch für Neuverträge bei der 
Wiedervermietung gilt.
Daneben soll die modernisierungsbeding­
te Mieterhöhung auch bei monatlich 1,50 
Euro pro Quadratmeter über einen Zeit­
raum von acht Jahren gekappt werden. 
Mit der Mehrjahresregel wird erreicht, 
dass sich Mieter nicht durch eine Zer­
stückelung von Modernisierungsmaß­
nahmen in ihrem Mietverhältnis bedroht 
 sehen müssen.

Nur wirtschaftliche und  
nachhaltige Maßnahmen
Bei energetischen Sanierungen ist die 
Mieterhöhungsmöglichkeit heute völlig 
unabhängig davon, wie viel Energie ein­
gespart wird. Im Streitfall muss der Mie­
ter nachweisen, dass eine Maßnahme 
krass unwirtschaftlich ist. Der BMV will 
deshalb das Gesetz so ändern, dass der 
Vermieter von sich aus darlegen muss, 
dass die Grundsätze der Wirtschaftlich­
keit und Nachhaltigkeit eingehalten wer­
den.
MieterMagazin 8+9/2017



Finanzielle Härte
Seit der Mietrechtsänderung von 2013 
wird erst nach der Modernisierung bei 
der Mieterhöhung geprüft, ob ein Mieter 
mit geringem Einkommen eine finanziel­
le Härte einwenden kann. Die Moderni­
sierungsarbeiten können mit dem finan­
ziellen Härteeinwand nicht verhindert 
werden. Nach Ansicht des Berliner Mie­
tervereins soll die finanzielle Härte wieder 
wie vor der Mietrechtsänderung 2013 bei 
der Frage der Duldungspflicht von Mo­
dernisierungen zum Tragen kommen. Bei 
dieser Regelung schließen Vermieter, die 
 keine Zeit verlieren wollen, mit den Mie­
tern, die eine finanzielle Härte geltend 

machen, Kompromisse und machen zum 
Beispiel Abstriche beim Umfang der Mo­
dernisierung in der betreffenden Woh­
nung. Die vor vier Jahren eingeführte Re­
gelung hat hingegen bei Mietern für Ver­
unsicherung gesorgt, aber nicht wie be­
absichtigt die Modernisierungstätigkeit 
beschleunigt.
Die Einschränkung, dass eine finanzielle 
Härte nur zur Anwendung kommt, wenn 
mit der Maßnahme ein Zustand geschaf­
fen wird, der über den allgemein üblichen 
Zustand hinausgeht, sollte abgeschafft 
werden. Schon die Herstellung des übli­
chen Standards führt dazu, dass finanz­
schwache Mieter ihre Wohnung verlie­

ren. Das kann nicht im Sinne des Gesetz­
gebers sein. 
Die Frist, um eine Härte anzumelden, 
müsste dem BMV zufolge von einem auf 
zwei Monate verlängert werden. Um die 
Unsicherheit auszuräumen, wann eine fi­
nanzielle Härte vorliegt, soll diese gesetz­
lich definiert werden und ein Härteein­
wand möglich sein,  wenn die Bruttowarm­
miete ein Drittel des Haushaltsnettoein­
kommens überschreitet. Für den Fall, dass 
Mieter schon vor der Modernisierung die­
se Belastungsgrenze überschreiten, soll 
 eine Mieterhöhung nach Moderni sierung 
ganz ausgeschlossen sein.
js
rung vorne mitmischen. So hatte das 
Wohnungsunternehmen Gewobag 
den Mietern der Knaackstraße 60­
68 im letzten Jahr Maßnahmen an­
gekündigt, die die Mieten um rund 
4 Euro pro Quadratmeter gesteigert 
hätten. Für manche Mieter wäre das 
eine Erhöhung um 130 Prozent. Ne­
ben den Kosten für die Heizung und 
MieterMagazin 8+9/2017
die Fenster schlug vor allem eine re­
kordverdächtig teure Fassadendäm­
mung zu Buche. Nach lautstarken 
Protesten der Mieter pfiff der da­
malige Stadtentwicklungssenator 
Andreas Geisel die Gewobag zurück. 
Die seinerzeit bevorstehende Abge­
ordnetenhauswahl hat dabei gewiss 
eine Rolle gespielt. Die verbliebenen 
L Download 
der empirischen 
Kurzstudie „Miet-
erhöhungen nach 
Modernisierung 
und Energieein-
sparung“ unter
www.berliner-
mieterverein.de 
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Mieter sind noch mal mit einem 
Schrecken davongekommen. Doch 
einige Mieter sind schon gleich nach 
Erhalt der monströsen Modernisie­
rungsankündigung ausgezogen. Die­
se Verdrängung wäre vermeidbar 
gewesen, wenn sich die Gewobag 
von Anfang an wie ein sozialer Ver­
mieter verhalten hätte. Inzwischen 
hat der neue rot­rot­grüne Senat die 
städtischen Gesellschaften angewie­
sen, nur noch sechs Prozent der Mo­
dernisierungskosten umzulegen.

Aus dem Ruder

„Die Modernisierungen sind aus dem 
Ruder gelaufen“, lautet Reiner Wilds 
Fazit. „Die Verteilung der Kosten 
kann nicht so bleiben. Die Elf­Pro­
zent­Umlage wirkt wie ein Brand­
beschleuniger auf die Verdrängung.“ 
Und nicht nur die Kosten vertreiben 
die Mieter. „Häufig werden monate­
lange Belastungen angekündigt, de­
nen sich viele Mieter nicht aussetzen 
wollen“, berichtet Wild. Der Berliner 
Mieterverein fordert deshalb von 
der Bundesregierung dringend Än­
derungen am Mietrecht. Die energe­
tische Sanierung des Wohngebäu­
debestands ist für den Klimaschutz 
notwendig. „Aber in dieser Form“, 
so Reiner Wild, „können die Moder­
nisierung und die energetische Ge­
bäudesanierung nicht weitergehen.“
Jens Sethmann
Veränderung der Nettokaltmieten vor und nach  Modernisierung 
(2012/13 und 2015/16: Anzahl der Fälle bei 198 untersuchten 
Modernisierungen)  
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Hintergrund

Sollen künftig E
wieder Großsied-
lungen am Stadt-
rand entstehen?

 

Neue GroSSSiedluNGeN

erfahrungen nutzen, 
aus Fehlern lernen
Seit 100 Jahren wird in deutschland seriell gebaut. die Siedlungen am rand 
der Städte sollten das Wohnen gesünder, bequemer, bezahlbarer machen – 
und einen überforderten Wohnungsmarkt entlasten. ein Überblick über ih-
re Geschichte fasst Prinzipien und erfahrungen zusammen, die man heute 
beim Bau neuer Stadtteile nutzen kann. 
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Wohnungen braucht das Land. Um 
den Bedarf zu decken, sollen jährlich 
400 000 neu gebaut werden. Mit 
ergänzendem Wohnungsbau und 
der Revitalisierung vorhandener 
Bestände ist das nicht zu schaffen. 
Ganz neue Siedlungen müssen ge-
plant werden, wie das ja auch in den 
zurückliegenden 100 Jahren immer 
wieder geschehen ist. 
Der Verband Berlin-Brandenburgi-
scher Wohnungsunternehmen (BBU) 
hat das Kompetenzzentrum Groß-
siedlungen beauftragt, Prinzipien 
und Erfahrungen aus diesem Sied-
lungsbau zusammenzufassen und sie 
so für künftige Planungen nutzbar 
zu machen. 
Etwa die Ansprüche der 1920er Jahre 
mit ihrem Leitbild „Licht, Luft, Son-
ne“: Sie sollten der Enge der Innen-
städte mit ihren Hinterhöfen eine 
grüne Wohnumgebung entgegen-
setzen: gesund, gemeinschaftsorien-
tiert und für viele Schichten der Be-
völkerung bezahlbar. Die  Siedlungen 
der 1950er bis 1960er Jahren folg-
ten diesem Vorbild. Auch ihr Ziel 
war die „aufgelockerte Stadtland-
schaft“, aber was die Dimension des 
Bauens anging, waren sie mit ihren 
Vorgängern nicht vergleichbar. West 
wie Ost standen vor der gewaltigen 
Herausforderung, ein vom Krieg 
zerstörtes Land mit Wohnungen 
zu versorgen. Auch Millionen von 
Flüchtlingen brauchten ein neues 
Zuhause. 

urbanität im Blickfeld

„Urbanität durch Dichte“ lautete im 
Westen die Devise der 1970er Jahre, 
die die Bauintensität noch  erhöhte. 
Allein 1974 entstanden in der Bun-
desrepublik mehr als 700 000 Woh-
nungen – nahezu das Doppelte des 
heutigen Vorhabens. In der DDR 
wurde „die Lösung der Wohnungs-
frage als soziales Problem“ verkün-
det. Es war der Start für den Bau so 
gewaltiger Stadtteile wie Marzahn 
und Hellersdorf, heute die  größte 
Neubausiedlung in Europa. Die aus 
der grünen Wiese gestampften 
„Wohnkomplexe“ waren zwar mit 
dem Nötigsten ausgestattet, was 
 eine Versorgung vor Ort brauchte: 
Schulen und Kindereinrichtungen, 
Kaufhallen und Polikliniken. Aber 
der eintönigen unübersichtlichen 
Stadtlandschaft fehlte jede Urbani-
tät. Dies ist auch einer der Hauptkri-
tikpunkte am Siedlungsbau vergan-
gener Jahrzehnte.
„Die Zusammenfassung zu den 
Großsiedlungen macht einen we-
sentlichen Konflikt deutlich“, so Rei-
ner Wild vom Berliner Mieterverein 
(BMV), „nämlich den zwischen mas-
senhafter serieller Fertigung und Ver -
einfachung – und der Vielfalt, die 
urbanes Leben braucht.“ 
Zu den Prinzipien für den Bau  neuer 
Großsiedlungen, die von den Auto-
ren der Schrift benannt werden, ge-
hören deshalb neben einer verträgli-
chen Einbindung in Stadt und Land-
schaft, der Schaffung  einer  sozialen 
Infrastruktur, vielfältiger Mobilität, 
maßvoller Dichte beim Bauen und 
bezahlbaren Mieten auch die Bau-
herrenvielfalt. Nicht nur große Woh-
nungsunternehmen und Genossen-
schaften, sondern beispielsweise auch 
Baugruppen sollten durch Parzellie-
rung zum Zug kommen, so dass ne-
ben Miet- auch Eigentumswohnun-
gen entstehen, die die Gebiete für 
viele Schichten attraktiv machen. Al-
le Bauherren, so eine Empfehlung, 
müssten frühzeitig in Planungspro-
zesse eingebunden werden. 
Ob eine neue Siedlung damit ein 
lebendiger Kiez wird, darüber ent-
schieden aber nicht nur Vermieter, 
sondern auch all jene, die die Stadt 
nutzen, so BMV-Geschäftsführer 
Reiner Wild: „Vielleicht sind noch 
nicht alle Probleme ganz konkret 
benannt, aber die Broschüre ist ein 
wichtiger Auftakt für eine Diskus-
sion zum Bau neuer großer Siedlun-
gen, die dringend geführt werden 
muss.“ 
Rosemarie Mieder
Heimat für viele 
Etwa 4 Millionen Wohnungen, ein Fünftel des deut-
schen Mietwohnungsbestandes, befinden sich heute in 
jenen Siedlungen, deren Bau in den 1920er Jahren be-
gonnen hat. Rund 8 Millionen Menschen haben dort 
ihre Heimat.
In Berlin entstanden in den 1920er Jahren die Hufeisen-
siedlung (1963 Wohnungen), Siemensstadt (1370 
Wohnungen) und die Weiße Stadt (1268 Wohnungen). 
Seit 2009 gehören sie zum Weltkulturerbe.
Die Siedlung Neue Vahr in Bremen oder Eisenhütten-
stadt in Brandenburg stehen beispielhaft für den Sied-
lungsbau der 1950er und 60er Jahre. 
Die Gropiusstadt (heute 35 000 Einwohner) wurde bis 
1975 fertiggestellt und steht für die städtebauliche 
Moderne West-Berlins. 
Im Frühjahr 1975 begannen die Arbeiten am neuen 
Ost-Berliner Stadtbezirk Marzahn (55 000 Wohnungen 
geplant). Als letzte Großsiedlung entstand daneben 
Hellersdorf: Sie wurde 1986 abgeschlossen.         rm
L Die Studie 
„Prinzipien für 
den Bau neuer 
 Wohnsiedlungen“
kann beim Kom-
petenzzentrum 
Großsiedlungen 
bestellt werden:
Risaer Straße 2, 
12627 Berlin
S 99 40 12 42
www.gross-
siedlungen.de
MieterMagazin 8+9/2017



MieterMagazin 8+

Hintergrund

der Flughafen E
tegel belastet 

300 000 Berliner 
mit lärm und 

Schmutz
VolkSeNtScHeid zum FluGHaFeN teGel

Populismus auf dem rücken 
der Geplagten
am 24. September wird nicht nur ein neuer Bundestag gewählt, sondern 
in Berlin auch über das Volksbegehren zur offenhaltung des Flughafens 
tegel abgestimmt. der Berliner mieterverein (BmV) spricht sich für die 
Schließung aus und empfiehlt, mit Nein zu stimmen.
Fo
to

: N
ils

 R
ic

ht
er
Die Länder Berlin, Brandenburg und 
der Bund haben gemeinsam beschlos-
sen, den Flughafen Tegel nach Eröff -
nung des BER zu schließen. Für ei-
nen Weiterbetrieb über diesen Zeit-
punkt hinaus gibt es nur wenige 
Gründe: Die Bequemlichkeit der kur-
zen Anreise, die Befürchtung, der BER 
wäre zu klein, und eine West-Berlin-
Nostalgie. Anlass für die starke Stim-
mung einer Offenhaltung von Tegel 
ist aber vor allem die Wut über das 
Planungsdesaster beim BER.  Viele 
Bürger glauben inzwischen, dass 
der BER überhaupt nicht fertig wird. 
„Die Baugeschichte des BER ist ein 
politischer Skandal ersten Ranges, 
der zu Recht Zorn bei den Berlinern 
hervorruft“, erklärt BMV-Geschäfts-
führer Reiner Wild. „Wir dürfen aber 
nicht vergessen, dass die Leidtragen-
den dieses Politikversagens der frü-
heren Regierungskoalitionen in Ber-
lin vor allem die rund 300 000 Be-
wohner unter den An- und Abflug-
9/2017
schneisen in Spandau, Reinickendorf, 
Wedding und Pankow sind.“ 
Die Zahl der Lärmbetroffenen ergibt 
sich aus der neuen Lärmkartierung 
der Senatsverwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz. „Die Zah-
len zeigen, dass der Flughafen Tegel 
eine enorm belastende Lärmquelle 
für sehr viele Berlinerinnen und Ber-
liner ist“, erklärt Senatorin Regine 
Günther. „Politik muss verlässlich 
sein. Die Anwohner vertrauen seit 
Jahren darauf, dass der Flughafen 
Tegel geschlossen wird, wenn der 
BER in Betrieb genommen wird.“
Die Menschen in den Schneisen lei-
den nicht nur unter dem Fluglärm, 
sondern auch unter den Abgasen 
in der Atemluft, die sich auch als 
schmieriger Film auf Fensterbrettern 
und Balkonen niederschlagen. Im 
Falle eines Absturzes sind im dicht-
besiedelten Gebiet viele Menschen-
leben gefährdet. 
Zu den 300 000 Betroffenen kom-
men noch weitere Fluglärmgeplagte, 
da die Piloten vielfach und ungeahn-
det von den vorgeschriebenen Flug-
routen abweichen. So drehen die 
nach Osten startenden Maschinen 
oft schon über Weißensee nach Sü-
den ab und überfliegen weitere dicht 
bewohnte Stadtteile in niedriger Hö he.
Ein Weiterbetrieb Tegels würde auch 
ein großes Zukunftsprojekt blockie-
ren. Auf dem Gelände, das vollstän-
dig in öffentlicher Hand ist, sollen 
9000 Wohnungen, Schulen und ein 
großer Landschaftsraum mit Sport- 
und Freizeitangeboten entstehen. 
Zudem sollen die  Beuth-Hochschule 
und Gewerbebetriebe mit 20 000 
Arbeitsplätzen hierherziehen. „Ein 
Potenzial, das nicht verschenkt wer-
den darf“, meint Stadtentwicklungs-
senatorin Katrin Lompscher. Die 
dauerhafte Fortführung des Flugbe-
triebes würde auch außerhalb des 
Flughafengeländes zahlreiche Woh-
nungsbauvorhaben gefährden, etwa 
in der Wasserstadt Spandau.

unbegrenztes Wachstum 
ist kein Naturgesetz

Der Senat widerspricht auch der Be-
hauptung, der BER sei zu klein. Er 
ist für 360 000 Flugbewegungen im 
Jahr ausgelegt. Tegel und Schöne-
feld kamen im Jahr 2016 zusammen 
auf 282 000 Flugbewegungen. Dass 
der Luftverkehr unbegrenzt wächst, 
ist zudem kein unabänderliches Na-
turgesetz. Wenn man den Natur- und 
Klimaschutz ernst nimmt, geht kein 
Weg an der Begrenzung der Viel- und 
Billigfliegerei vorbei.
Jens Sethmann
lagerwahlkampf um einen alten Flughafen
Der Volksentscheid hat im Erfolgsfall keine Gesetzes-
kraft, weil die Initiatoren anders als bei früheren Volks-
begehren keinen Gesetzentwurf zur Abstimmung stel-
len, sondern nur eine Aufforderung an das Land Ber-
lin. In Sachen Flughafenplanung ist Berlin aber nur ei-
ner von drei Vertragspartnern. Die Volksinitiative zur 
Tegel-Offenhaltung kommt aus Kreisen der Berliner 
FDP, die das Thema im letzten Wahlkampf in den Vor-
dergrund gestellt hat. Für den Weiterbetrieb sprechen 
sich außerdem die AfD und nach einer 180-Grad-Wen-
de auch die CDU aus. SPD, Die Linke und Bündnis 90/
Die Grünen bleiben beim Schließungsbeschluss. Eine 
Reihe von Bürgerinitiativen haben den Aufruf „Tegel 
schließen. Zukunft öffnen“ gestartet, der unter ande-
rem vom Berliner Mieterverein, vom BUND, der Grü-
nen Liga, dem Verkehrsclub Deutschland, dem DGB 
und mehreren seiner Einzelgewerkschaften sowie vie-
len Landes- und Bezirkspolitikern unterstützt wird.  
js
L Senats-Position:
www.berlin.de/
tegel-schliessen
Lärmkartierung 
2017:
www.berlin.de/
senuvk/umwelt/
laerm/tegel/
Der Aufruf des 
Initiativen-Zu-
sammenschlusses 
„Tegel schließen. 
Zukunft öffnen” 
findet sich auf der 
Rückseite dieses 
MieterMagazins.
Weitere Infor-
mationen:
www.tegel-
schliessen.de
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1988 schaffte 
die CDu/FDP­

Regierung unter 
helmut kohl die 

gemeinnützigkeit 
ab und förderte 
stattdessen die 
eigenheimer – 
gleichwohl ist 

heute die Woh­
nungswirtschaft 

die höchstsub­
ventionierte Wirt­

schaftsbranche
Neue WohNuNgsgemeiNNützigkeit

Wohnungsunternehmen 
wollen keine steuerbefreiung
steuererlass gegen soziale mieten – so lautete das Prinzip der Woh­
nungsgemeinnützigkeit, die im Jahr 1989 von der Bundesregierung ab­
geschafft worden ist. heute, in zeiten von Wohnungsnot und galoppie­
render mieten, wird über eine Wiedereinführung diskutiert. Vor allem 
die Linke und die grünen sowie der Deutsche mieterbund (DmB) spre­
chen sich dafür aus, während die immobilienwirtschaft, die vom steuer­
erlass profitieren würde, sie strikt ablehnt.
Das Wort „gemeinnützig“ tragen 
zwar viele Wohnungsbaugesellschaf­
ten noch im Namen, rechtlich hat 
dies aber seit 1990 keine Bedeutung 
mehr. Gemeinnützig bedeutete sei­
nerzeit, dass sich die Wohnungs­
unternehmen verpflichteten,  alle 
ihre Wohnungen auf Dauer zu be­
schränkten Preisen zu vermieten, 
die auszuschüttende Rendite auf 
vier Prozent zu begrenzen und das 
Firmenvermögen nur für den Woh­
nungsbau einzusetzen. Dafür waren 
sie von der Körperschaft­,    Gewer be­ 
und Vermögensteuer, in einigen Bun­
desländern auch von der Grund­
erwerbsteuer befreit. 
Die konservativ­liberale Kohl­Regie­
rung schaffte die Wohnungsgemein­
nützigkeit 1988 mit Wirkung ab 
1990 ab, vorrangig aus  finanziellen 
Gründen. Der Steuerverzicht galt 
als verdeckte Subvention. Der Spar­
effekt stellte sich aber nicht ein – im 
Gegenteil: in den Folgejahren wur­
den der Wohnungswirtschaft deut­
lich höhere Steuervergünstigungen 
gewährt, allerdings in Form der Ei­
gentumsförderung. Dazu kam, dass 
der Staat erheblich mehr Geld für 
die Subjektförderung, also vor allem 
Wohngeldzahlungen und ab 2005 

gutachten pro und contra 

die Übernahme der „Kosten der Un­
terkunft“, ausgeben musste. „Die 
Wohnungswirtschaft ist heute eine 
der höchstsubventionierten Wirt­
schaftsbranchen“, stellt der Stadt­
soziologe Andrej Holm fest. Die Ge­
genleistungen, die die Gesellschaft 
dafür erhält, sind jedoch minimal.
Warnungen hatte es frühzeitig ge­
geben. So sagte der Wohnungs­
wirtschaftler Helmut Jenkis schon 
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1988: „Es ist nicht auszuschließen, 
dass nach der Aufhebung des Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
Engpässe und soziale Probleme auf 
den Wohnungsmärkten auftreten, Fo

to
: C

hr
is

ti
an

 M
uh

r

die die Diskussion über die dann 
nicht mehr gesetzlich normierte 
Wohnungsgemeinnützigkeit erneut 
beleben.“ An diesem Punkt stehen 
wir heute.
Mit zwei Gutachten haben die Bun­
destagsfraktionen von den Linken 
und Bündnis 90/Die Grünen im Jahr 
2015 die Debatte um eine neue 
Wohnungsgemeinnützigkeit belebt. 
Die Studie von Andrej Holm im Auf­
trag der Linksfraktion kam zu dem 
Ergebnis, dass eine neue Wohnungs­
gemeinnützigkeit „machbar, sinnvoll 
und notwendig“ ist. Für die Grünen 
haben Jan Kuhnert und Olof Leps 
detailliertere Vorschläge gemacht: Es 
soll zwei Typen von gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen geben, von 
denen einer vollständig, der andere 
zur Hälfte steuerbefreit ist. Von den 
Unternehmen sollen jeweils 90 Pro­
zent des Wohnungsbestandes dauer­
haft an Gemeinnützigkeitsregeln ge­
bunden sein.
Kaum ein gutes Haar an der Woh­
nungsgemeinnützigkeit lässt hinge­
gen der Planungsökonom Guido 
Spars von der Universität Wupper­
tal, der im Februar 2017 ein Gutach­
ten im Auftrag des Verbands Berlin­
Brandenburgischer Wohnungsun ter­
nehmen (BBU) und dessen Schwes ­
terverband VdW Rheinland West­
falen vorlegte. Die Vorschläge zu 
einer neuen Gemeinnützigkeit wür­
den relativ hohe Kosten verursachen, 
die falschen Anreize setzen, wären 
zum Teil kontraproduktiv und wür­
den eine „kaum spürbare Wirkung 
auf den Wohnungsbau für untere 
Einkommensgruppen entfalten“, so 
das Fazit von Spars. Er sagt voraus, 
dass nur wenige Unternehmen sich 
der Gemeinnützigkeit freiwillig un­
L Download 
der Studien
Kuhnert/Leps:
www.gruene­
bundestag.de/
publikationen/
publikation/
neue­wohnungs
gemeinnuetzigkeit­
ngw­langversion/
thema/bauen­
wohnen­stadtent
wicklung.html
Holm/Horlitz/
Jensen:
www.rosalux.
de/publikation/
id/37380/neue­
wohnungsgemein
nuetzigkeit/
Spars:
www.vdw­rw.de/
fileadmin/publika
tionen/gutachten/
gutachten _ spars _
VdW­RW _
komplett _ 2.pdf 
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terwerfen würden, und lehnt es ab, 
dass die kommunalen Wohnungs­
baugesellschaften von ihren Eigen­
tümern in die Gemeinnützigkeit ge­
zwungen werden könnten.
F Die gemein­
nützigkeit, heute 
nur noch schmü­
ckender Namens­
bestandteil einiger 
Wohnungsunter­
nehmen, war nach 
dem zweiten Welt­
krieg eine säule 
bundesdeutscher 
Wohnungspolitik 
Andrej Holm hat zusammen mit Sa­
bine Horlitz und Inga Jensen seine 
Studie im Auftrag der Linken­nahen 
Rosa­Luxemburg­Stiftung konkreti­
siert. In einer Modellrechnung ha­
ben sie die Auswirkungen der Ge­
meinnützigkeit auf die Neubaumie­
ten untersucht. Durch die Befreiung 

gemeinnützigkeit würde 
Neubaukosten senken

von Umsatz­ und  Grunderwerbsteuer 
könnten die Baukosten von 2700 Eu­
ro pro Quadratmeter auf 2260  Euro 
gesenkt werden, beim Bauen auf 
eigenem Grundstück sogar auf 1842 
Euro. Die monatliche  Nettokaltmiete, 
die für eine so erstellte Neubauwoh­
nung gezahlt werden müsste,  würde 
so schon von 10,30 Euro pro Quadrat ­
meter auf 7,44 Euro sinken. Durch 
einen Verzicht auf die Eigenkapital­
verzinsung und durch ein  zinsfreies 
Darlehen könnte die Miete sogar 
auf unter 5 Euro gedrückt werden. 
Holm schlägt vor, die Wohnungen je 
nach Einkommen der Mieter in drei 
Mietstufen zu vermieten: zu 4,50, 
6 und 7,50 Euro pro Quadratmeter.
Bei der öffentlichen Vorstellung die­
ser Studie im Juni lagen die Meinun­
gen unverändert weit auseinander. 
Für Bernd Hunger, Referatsleiter für 
Stadtentwicklung beim Bundesver­
MieterMagazin 8+9/2017
band deutscher Wohnungs­ und 
Immobilienunternehmen GdW, ist 
die Diskussion um die neue Woh­
nungsgemeinnützigkeit eine „Ab­
lenkung von den ganz drängenden 
wohnungspolitischen Handlungsfel­
dern“. Der GdW ist das Dach über 
den Landesverbänden wie dem BBU 
– in ihm sind vor allem die ehemals 
gemeinnützigen Wohnungsunter­
nehmen organisiert. Die sozialen 
Ziele würden von den GdW­Unter­
nehmen bereits heute verfolgt: „Wir 
sind eh schon die Guten“, so Hunger. 
„In jedem kommunalen Wohnungs­
unternehmen sitzt die Kommune im 
Aufsichtsrat. Die bestimmen, wie 
viel Gewinn Wohnungsunterneh men 
machen dürfen.“ Wenn nur noch für 
einkommensschwache Haushalte ge­
baut werden soll, befürchtet er eine 
Ballung sozialer Problemlagen in den 
Wohnanlagen der Gemeinnützigen. 
Zudem haben die Gesellschaften 
neue Tätigkeitsfelder wie die Förde­
rung des sozialen Zusammenhalts in 
den Quartieren und die Umsetzung 
des Stadtumbaus. „Es stellt sich die 
Frage, wie man das mit der Gemein­
nützigkeit unter einen Hut bringen 
kann“, meint Hunger. 
Im GdW sind aber nicht nur kom­
munale Wohnungsunternehmen 
organisiert, sondern  beispielsweise 
auch die Deutsche Wohnen, die 
man sicher nicht zu den „Guten“ 
zählen kann. Solche rein profitorien­
tierten Unternehmen könnte man 
kaum für eine gemeinwohlorientier­
te Vermietungs­ und Bautätigkeit 
gewinnen. Sie hätten aber Wettbe­
werbsnachteile gegenüber den Ge­
meinnützigen zu befürchten. Holm 
kann das Argument „Wir sind eh 
schon die Guten“ nicht verstehen. An 
den GdW gerichtet fragt er: „Wenn 
ihr schon so viel macht, warum wollt 
ihr dann die Vorteile nicht nutzen, 
die die Gemeinnützigkeit bietet?“
DMB­Direktor Lukas Siebenkotten 
erinnert an die Diskussion um die 
Aufhebung der Gemeinnützigkeit 
Ende der 80er Jahre: „Auch der 
GdW hat sich damals vehement da­
gegen gewehrt. Die Wohnungsge­
meinnützigkeit ist 1990 nicht abge­
schafft worden, weil sie schlecht ist.“ 
Den Faden sollte man heute wieder 
aufnehmen. „Warum sollte man 
nicht etwas, was früher gut funktio­
niert hat, wieder einführen?“, fragt 
Siebenkotten. Er könnte sich einen 
größeren Feldversuch zur Erprobung 
vorstellen. „Die neue Wohnungsge­
meinnützigkeit ist für uns kein Fe­
tisch“, sagt der Mieterbund­Direktor, 
„sondern allenfalls ein Mittel zum 
Zweck, um leistbare Wohnungen 
zu schaffen. Denn da versagt der 
Markt ganz offensichtlich.“
Jens Sethmann
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einst eine feste soziale größe
Die gemeinnützige Wohnungswirtschaft war eine Säu­
le der Baupolitik in der alten Bundesrepublik. Sowohl 
die kommunalen und staatlichen Wohnungsbaugesell­
schaften als auch die gewerkschaftlichen Unternehmen 
und die meisten Wohnungsgenossenschaften waren 
gemeinnützig. In den 80er Jahren waren es rund 1800 
Unternehmen. Von 1949 bis 1989 bauten die Gemein­
nützigen in der Bundesrepublik insgesamt 4,8 Millionen 
Wohnungen – das war rund ein Viertel des gesamten 
Neubauvolumens. 
Gemeinnützige Wohnungsunternehmen gibt es in fast 
allen europäischen Ländern. Der Wohnungsmarkt ist 
vielerorts weit stärker von  gemeinwohlorientierten 
Vermietern geprägt als er es jemals in Deutschland 
war. In Österreich und Frankreich gehört mehr als ein 
Drittel der Mietwohnungen zum gemeinnützigen Sek­
tor, in Dänemark sind es fast die Hälfte und in den 
Niederlanden sogar annähernd drei Viertel. Zwischen 
der EU­Kommission und den Niederlanden schwelt ein 
langer Streit, ob das weitreichende Fördersystem mit 
dem EU­Wettbewerbsrecht vereinbar ist. Der Ausgang 
des Verfahrens ist derzeit nicht absehbar, würde sich 
aber auch auf die Ausgestaltung einer Neuen Woh­
nungsgemeinnützigkeit in Deutschland auswirken.  js
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ein zuhause in 
Als Dauercamper b
satz zu Urlaubern
sondern auf Daue
wagen oder ein Z
trag eine Saison, a
mal auch ganzjähr
1000 Euro pro Sa
nen man Mitglied
sentlich günstiger.
1000 Dauerstandp
Camping wurde in
hunderts populär.
Naturfreunden ge
Wampe. 1920 üb
freunde zwei ausg
sie zu einem Wan
in Gedenken an d
Zeltkolonie den Na
auch Teile des ber
wem gehört die W
1930er Jahre und 
die nach der Künd
Gartenkolonie zieh
Wohnen auf dem Campingplatz 

große freiheit auf kleiner parzelle
die hektische großstadt hinter sich lassen und jede freie minute in sei-
nem zweiten zuhause mitten in der natur zu verbringen – für immer mehr
menschen ist das eine verlockende Vorstellung. das belegt die steigende
nachfrage nach dauercampingplätzen in und um Berlin. Viele sind nur 
an den Wochenenden auf dem platz, andere pendeln den Sommer über 
täglich zur arbeit, und für einige ist der Wohnwagen sogar Wohnungs-
ersatz. Wie lebt es sich auf wenigen Quadratmetern, ohne Wlan und 
arztpraxis um die ecke? 
Bei Familie Schröder war es der „Be-
tonkoller“, der sie vor über 30 Jahren 
zu überzeugten Campern  machte. 
„Ich bin in der Uckermark aufgewach-
sen – als wir nach Marzahn gezogen 
sind, war da kein Baum und kein 
Strauch“, erzählt Sigrid Schröder. 
Die Familie legte sich ein Segelboot 
zu, und kurze Zeit später pachteten 
der natur auf zeit 
ezeichnet man Leute, die im Gegen-
 nicht nur für Tage oder Wochen, 
r einen Stellplatz für einen Wohn-
elt anmieten. Häufig läuft der Ver-
lso von April bis Oktober, manch-

ig. Die Preise liegen bei rund 700 bis 
ison. Vereinscampingplätze, bei de-
 im Verein werden muss, sind we-
 Im Berliner Stadtgebiet gibt es rund 
lätze. 
 Deutschland Anfang des 20. Jahr-
 Die ersten Zeltplätze wurden von 
gründet, so auch der Platz  Kuhle 
ernahmen hier Köpenicker Natur-
ediente Fischerhütten und bauten 
derstützpunkt aus. 1976 bekam er 
ie bereits 1913 gegründete Arbeiter-
men „Kuhle Wampe“. Dort wurden 

ühmten Films „Kuhle Wampe oder 
elt“ gedreht. Er spielt im Berlin der 

erzählt die Geschichte einer Familie, 
igung ihrer Mietwohnung in eine 
en muss.                                    bl 
sie einen Dauercampingplatz. Ob-
wohl es erst ihre zweite Saison im 
Wohnwagen ist – vorher hatten sie 
ein Zelt –, ist das Wohnmobil samt 
Vorplatz liebevoll dekoriert und mit 
jeder Menge Finessen ausgestattet, 
inklusive Lichtanlage und richtiger 
Klingel – alles funkgesteuert, wie 
Norbert Schröder stolz erklärt. Sogar 
eine Klimaanlage für heiße Nächte 
hat er eingebaut. Der gelernte Koch 
ist handwerklich geschickt und wür-
de am liebsten den ganzen Tag bos-
seln und tüfteln. Das Rentnerehepaar 
ist von Donnerstag bis Sonntag auf 
dem Platz. Sie haben kein Auto, die 
Fahrt in ihre Marzahner Wohnung 
dauert fast zwei Stunden. Dort wer-
den dann Arztbesuche erledigt und 
Wäsche gewaschen. 
Im Laufe der Jahre haben sie sich in 
die begehrte erste Reihe, direkt am 
See, vorgearbeitet. Von ihrem Sitz-
platz aus blicken sie direkt auf die 
Große Krampe, und zum Wasser sind 
es nur wenige Schritte. Der Zeltplatz 
„Kuhle Wampe“ in Köpenick ist ein 
nicht-kommerzieller Vereinscamping-
platz. Das bedeutet: ehrenamtliche 
Arbeitseinsätze, etwa bei der In-
standhaltung der Gemeinschafts-
anlagen, werden erwartet. Für die 
Schröders ist das kein Problem. Im 
Gegensatz zu DDR-Zeiten, wo man 
schon mal schief angeguckt wurde, 

das gemeinsame 
interesse verbindet

wenn man beim Sportfest nicht mit-
machte, werde kein Druck  ausgeübt, 
sagt Sigrid Schröder. Neben ihrem 
erschwinglichen Wassergrundstück 
schätzen die Schröders vor allem das 
Gemeinschaftsleben. „Es ist wie auf 
dem Dorf, man hat die Kinder groß 
werden sehen, feiert gemeinsam Ge-
burtstag und hilft sich gegenseitig“, 
sagt Sigrid Schröder. Natürlich gebe 
es manchmal auch Konflikte, etwa 
wenn Leute Parties feiern oder laut 
Musik hören. „Aber uns verbindet, 
dass wir alle das gleiche Hobby ha-
ben: draußen in der Natur zu sein.“ 
Einer der Neuzugänge ist Mario Uhl-
mann. Der 45-Jährige ist erst seit der 
letzten Saison dabei und hat gleich 
eines der Sahnestückchen  ergattert: 
L Eine Liste aller 
Campingplätze in 
Berlin und Umland 
findet sich unter 
www.berlin.
de/tourismus/
unterkunft/
campingplaetze
MieterMagazin 8+9/2017
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Schauplatz eines 
film-Klassikers, 
idyll für naturlieb-
haber: Camping-
platz Kuhle Wampe

morgens als 
erster im See: 
mario uhlmann

„es ist wie auf dem 
dorf“: Sigrid und 
norbert Schröder
eine Hütte direkt am Wasser, mit 
großer Terrasse und Grillplatz. Mor-
gens als erstes in den See zu sprin-
gen – für den gebürtigen Saarlän-
der gibt es nichts Schöneres: „Ich 
freue mich tierisch darauf, an den 
Wochenenden hierher zu kommen, 
hier kann man gut abschalten.“ Zu-
sammen mit seiner Frau wohnt er 
im Prenzlauer Berg. Die Hütte ist 
für beide ein Ausgleich zum lauten 
Stadtleben. 
Obwohl Mario Uhlmann einen an-
strengenden Job auf dem Bau hat, 
stört es ihn nicht, dass er nun auch 
in seiner Freizeit handwerklich tä-
tig sein muss. Die kleinen Hütten 

für die hütten gibt es 
eine Warteliste

bekommt man nämlich nur, wenn 
man sie selber in Schuss hält. Mario 
Uhlmann hat nicht nur seine  eigene 
Hütte tiptop hergerichtet und im 
Gemeinschafts-Sportzentrum sowie 
im Kinderraum neue Böden  verlegt, 
sondern hilft auch den älteren Nach-
barn bei kleineren Reparaturen. „Spä-
testens nach zwei Tagen Ausruhen 
brauche ich sowieso ein bisschen 
Action“, meint er dazu. 
Der Verein freut sich über so viel 
Engagement. Zum einen, weil man 
den älteren Mitgliedern – einige der 
Dauercamper sind fast 90 Jahre alt 
– ermöglichen will, zu bleiben. Zum 
anderen, weil man den Zeltplatz für 
jeden Geldbeutel  erschwinglich hal-
ten will. „Wir wünschen uns  eine gu-
te Durchmischung von Jung und Alt, 
Arm und Wohlhabend“, betont Nor-
man Heinz, der im Verein für die Öf-
fentlichkeitsarbeit zuständig ist. In 
letzter Zeit sind viele junge Familien 
mit Kindern sowie Akademiker hin-
MieterMagazin 8+9/2017
zugekommen, darunter auch Nor-
man Heinz‘ ehemalige Uniprofesso-
rin. „Wir haben eine lange Warte-
liste“, berichtet Heinz. 
Wie ist das wachsende Interesse zu 
erklären? „Ich denke, es gibt ein gro-
ßes Bedürfnis nach Natur“, meint 
der 37-Jährige, dessen Vater zu den 
Mitbegründern des Vereins gehört. 
Viele wüssten auch zu schätzen, dass 
es hier so unverkrampft zugeht. Man 
kann auch mal im Schlafanzug oder 
im Unterhemd über den Platz mar-
schieren. Es sei zwar nicht so, dass 
soziale Unterschiede gar keine Rolle 
spielen, meint Heinz. „Aber es berei-
chert uns, dass wir Reibungspunkte 
haben und Konflikte jeden Tag neu 
ausgehandelt werden.“ Wer sich 
 allerdings abschotten will und nicht 
damit klar kommt, dass kaum einen 
Meter entfernt der Nachbar sein 
Domizil hat, der werde hier nicht 
glücklich. 
Während auf der Kuhlen Wampe 
zum Saisonende Ende Oktober alles 
dicht gemacht wird, ist der Camping-
platz am Krossinsee auch im Winter 
bewohnt. Zumindest von Uwe, der 
hier Parzelle 298 bewohnt, sommers 
wie winters. Für die Behörden sei er 
ein Obdachloser, erzählt er, dabei 
brauche er als Rentner gar keine 
Wohnanschrift, sondern lediglich 
ein Postfach. Uwe selber bezeichnet 
sich als „Wasser-Zigeuner“. Der ge-
lernte Seemann hat bis 1972 in der 
Schifffahrt gearbeitet. Seit 2012 hat 
er keine Wohnung mehr. Damals sag-
te ihm seine Frau: „Wenn du dir ein 
Boot kaufst, lass ich mich scheiden.“ 
Der heute 75-Jährige entschied sich 
für das Boot und  trennte sich von Frau 
und Einfamilienhaus in Pankow. 
Vom Verkauf seiner Sachen  kaufte 
er sich ein neun Meter langes Segel-
boot, mit dem er sogar bis in die USA 
schipperte. Später kam dann der 
Wohnwagen dazu, wo er bis  heute 
mit Paul und Paula, seinen  beiden 
Hunden lebt. Als Abstieg sieht er das 
nicht. „Das Leben in der  Natur ist 
doch herrlich, ich bin glücklich und 
zufrieden.“ Eine Mietwohnung kann 
er sich nicht mehr vorstellen. Im Win-
ter sei es schon recht einsam. Doch 
Lange weile kennt er nicht. Rund um 
Wohnwa gen und Boot gibt es  immer 

L Infos 
zum Campingplatz 
Krossinsee: 
www.camping
platz-berlin.de
zum Zeltplatz 
Kuhle Wampe: 
www.zeltplatz-
kuhle-wampe.de
et was zu tun. Gegen die Kälte hilft 
ein Heiz öfchen, das er allerdings nur 
bei Minusgraden anmacht. Uwe, der 
schon zu DDR-Zeiten in keine Schub -
lade gepasst hat, ist mit seinem frei-
en Leben voll und ganz zufrieden: 
„Kein Miethai hat Einfluss auf mein 
Leben, hier bin ich mein eigener 
Herr.“                            Birgit Leiß
25
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Wildwest auf den  
Wohnungsmärkten
Die scheidende Bundesregierung hinter-
lässt mehr Probleme als Lösungen 
Schlechte Karten für Mieter auf dem 

Berliner Wohnungsmarkt: Trotz ver-

schiedener Maßnahmen des Bundes, 

aber auch der Berliner Landesregierung, 

steigt die Wohnkostenbelastung weiter 

an, und angemessene Wohnungen sind 

für breite Teile der Bevölkerung nur sehr 

eingeschränkt verfügbar. Mit Neubau 

 allein kommt man dagegen nicht an.
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Preiswerter Wohnra

Die Gründe dafür sind:

L Massiver Anstieg der Mieten 
bei Wiedervermietung 

Im Schnitt stiegen die  Angebotsmieten 
in den letzten Jahren zwischen fünf und 
zehn Prozent. Durch Möblierung von Woh-
nungen wird das Mietniveau zusätzlich 
nach oben getrieben. Mit der erheblich 
gestiegenen Nachfrage in Berlin und an-
deren größeren Städten vor allem durch 
Zuwanderung hat der  Wohnungsneubau 
nicht mitgehalten. Renditeorientierte Ver-
mieter nutzen dies aus und missachten die 
Mietpreisbremse. Diese verfehlt ihr Ziel. 
Der Berliner Mieterverein schätzt, dass bei 
rund zwei Drittel aller Wiedervermietun-
gen gegen das Mietpreisrecht verstoßen 
wird. Zudem machen die gesetzlich zuge-
lassenen Ausnahmen sowie der Anstieg 
der ortsüblichen Vergleichsmiete die Miet-
preisbremse zu einem stumpfen Schwert. 

L Erhebliche Mietsteigerungen 
in bestehenden Mietverhältnissen 

Der aktuelle Berliner Mietspiegel weist ge-
genüber 2015 beim Mittelwert 9,4  Prozent 
höhere Mieten aus – ein Anstieg weit über 
dem allgemeinen Berliner Lebenshaltungs-
kostenindex. Noch gravierender ist der Sprung 
bei den Oberwerten der  Mietspiegelspanne. 
Hier weist der  Mietspiegel eine Erhöhung um 
17,4 Prozent aus, was den Rahmen für die 
Mieterhöhungen von morgen bildet. Denn 
die  Mieterhöhungen dürfen ohne  Nachweis 
von Merkmalen mit dem Oberwert der  Miet -
spiegelspanne begründet werden. Hinter 
diesem eklatanten Anstieg stehen vor allem 
modernisie rungsbedingte Mietsteigerungen 
und die Miethöhen neuer Vertragsabschlüs-
se der letzten Jahre. Besonders ärgerlich: In 
den Mietspiegel fließen auch Mieten ein, mit 
denen die gesetzliche Kappung der Miet-
preisbremse umgangen wurde. Von 5,84 auf 
6,39 Euro pro Quadratmeter   monat lich net-
tokalt ist die Miete im Berliner Mietspiegel 
2017 gestiegen. In guten Wohnlagen stieg 
der Mittelwert um 0,85 Euro pro Quadrat-
meter im Monat auf 7,41 Euro pro Quadrat-
meter, ein Anstieg um 13 Prozent gegen-
über 2015. Bei Altbauten, die bis 1918 be-
zugsfertig wurden, betrug der Anstieg 13,1 
Prozent in zwei Jahren.

L Modernisierungen und 
Energieeinsparmaßnahmen 

Eine Analyse des Berliner  Mietervereins 
(hierzu auch die Titelgeschichte dieser Aus-
gabe des MieterMagazins) hat ergeben, dass 
die Miete nach Modernisierung im Schnitt 
um knapp 2,50 Euro pro Quadratmeter be-
ziehungsweise 186 Euro im Monat angeho-
ben wird. Für ein Viertel aller  Betroffenen 
steigt sie sogar um mehr als 3 Euro pro Qua-
dratmeter im Monat. Eine Verdoppelung der 
bisherigen Kaltmiete ist bei Modernisierun-
gen ebenfalls keine Seltenheit. Die rechtli-
che Möglichkeit, jährlich 11 Prozent der In-
vestition auf den Mieter abwälzen zu kön-
nen, führt zu finanzieller Überlastung und 
Verdrängung von Mietern. Die Modernisie-
rung ist aus dem Ruder gelaufen. 20 bis 30 
Prozent der Mieter verlassen ihre Wohnung 
schon vor den angekündigten Baumaßnah-
men. Die Vermieter verlangen trotz energeti
scher Sanierung weiterhin die alten Voraus-
zahlungen für die Heizkosten, offenkundig, 
weil sie der theoretisch berechneten Ener-
gieeinsparung und damit auch der Heizkos-
tenersparnis nicht trauen. So stellen Moder-
nisierung und Energieeinsparmaßnahmen 
aktuell eine durch das Mietrecht begünstig-
te massive Umverteilung von Vermögen zu 
Ungunsten der Mieter dar. Der Nutzen, zum
Beispiel eingesparte Heizkosten, ist zumeist
gering und steht in keinem Verhältnis zu den
teils horrenden Mieterhöhungen. Für die Er-
füllung der Klimaschutzziele, denen sich die
Bundesregierung international verpflichtet 
hat, setzt sie auf die Bereitstellung von Fi-
nanzhilfen für Eigentümer. Die Ergebnisse 
aus der BMV-Analyse sind jedoch ernüch-
ternd: Nur in etwa 5 Prozent aller Fälle wur-
den mietreduzierende Fördermittel in An-
spruch genommen. Der Einsatz öffent licher 
Fördermittel für eine sozial verträgliche Kli-
maschutzpolitik im Wohngebäudebestand 
ist daher nahezu bedeutungslos. Der Berli-
ner Mieterverein hält gleichwohl Maßnah-
MieterMagazin 8+9/2017
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men zur Energieeinsparung und für den Kli-
maschutz für sinnvoll. Sie müssen aber öko-
logisch nachhaltig und gebäudebezogen an-
gepasst sein. Die Mieter müssen durch  eine 
stärkere Kappung der Mieterhöhungen fi-
nanziell entlastet werden. 

L Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen 

Trotz Umwandlungsverbots in den fast 
40 Berliner Milieuschutzgebieten wur-
MieterMagazin 8+9/2017
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den im Jahr 2016 landesweit rund 13 000 
Wohnungen in Eigentum umgewandelt. 
Durch Eigenbedarfskündigungen geht 
häufig preiswerter Mietwohnraum ver-
loren. Kapitalanleger nutzen in umge-
wandelten Wohnungen sämtliche Miet-
erhöhungsspielräume aus. Die Recht-
sprechung zum Eigenbedarf begünstigt 
die Interessen der Vermieter. In den letz-
ten Jahren sind die Erlangungsgründe 
für die Eigentümer immer stärker aus-
geweitet worden. 
Probleme beim 
Neubau: Zuneh­
mend Nachfra­
ger mit gerin­
gen Einkom men, 
 Bauland ist zu 
 teuer, Sozialer 
Wohnungsbau 
kommt zu lang­
sam in Fahrt

bau krankt
L Verlust von Mietpreis- 
und Belegungsbindungen 
im Sozialen Wohnungsbau 

Das Angebot an öffentlich gefördertem 
Wohnungsneubau wird in Berlin von heu-
te 107 600 Wohnungen auf rund 60 000 
Wohnungen im Jahr 2025 sinken. Die im 
Jahre 2014 wieder aufgenommene sozia-
le Wohnungsneubauförderung wird den 
Verlust an Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen nicht kompensieren können. 
Woran es beim Neu

Wenn die Bevölkerung wie in den Vorjah-
ren um jährlich 40 000 Personen wächst, 
brauchen wir mehr Wohnungen. Aber wel-
che Wohnungen sollen es sein, wo  sollen 
sie entstehen, und wer soll sie bauen? 
 Eine Entlastung bei den Mieten wird es 
erst mit einem ausgeglichenen Markt ge-
ben. Davon ist Berlin selbst bei 12 000 
Neubauwohnungen – wie im Jahr 2016 
– weit entfernt. Der Sozialwohnungsan-
teil am Neubau lag im Vorjahr bei  unter 
2 Prozent, soll sich aber bald auf rund 
3000 Wohnungen erhöhen. Rund 55 Pro-
zent der Haushalte sind aufgrund des 
Haushaltseinkommens zum Bezug einer 
Sozialwohnung berechtigt. Die Zahl der 
armutsgefährdeten Haushalte ist 2015 auf 
22,4 Prozent angestiegen. Auch die meis-
ten Zuwanderer haben ein geringes Ein-
kommen. Für sie alle sind die aktuell er-
stellten Wohnungen unerschwinglich. Oh-
ne das Engagement von städtischen Woh-
nungsunternehmen, massive Wohnungs-
bauförderung und Eingriffe des Staates 
geht es nicht. 
Zudem wird ohne die Beendigung der 
Boden- und Grundstückspekulation der 
Neubau von Sozialwohnungen immer 
schwieriger. Die Baulandpreise stiegen 
in Berlin in einem Jahr zwischen 30 und 
60 Prozent. Vielerorts bleiben die Kom-
munen auf den Fördermitteln für neue 
Sozialwohnungen sitzen, weil es  keine 
städtischen Wohnungsunternehmen 
mehr gibt oder diese selbst nicht hinrei-
chend über Grundstücke verfügen. Von 
Privaten werden die Fördermittel nicht 
in Anspruch genommen. Lediglich 25 000 
Sozialwohnungen wurden 2016 bundes-
weit bezugsfertig. 
Mieterschutz, Bau- und Planungsrecht, 
Wohnungsbauförderung und Steuern, das 
sind die zentralen Rahmenbedingungen für 
eine sozial verantwortliche Wohnraumver-
sorgung, für die die Bundesgesetzgebung 
weitestgehend verantwortlich ist. Die Mög-
lichkeiten der Bundesländer und letztend-
lich auch der Kommunen sind für die Lö-
sung der anstehenden Probleme begrenzt 
– auch weil die „Schuldenbremse“ zukünf-
tige Investitionen massiv behindern wird. 
Mit der Bundestagswahl werden Weichen 
für die Zukunft gestellt: Werden die Grund-
lagen für eine dauerhaft  sozialorientierte 
Mieten-, Wohnungs- und Stadtentwick-
lungspolitik geschaffen oder werden die al-
ten Denkmuster neoliberaler Wirtschafts-
theorien die Oberhand bekommen und die 
Umverteilung der Vermögen zu Lasten der 
Mehrheit der Bevölkerung fortgesetzt? Die 
Mieter stellen zumindest in den Großstäd-
ten und Ballungsgebieten die Mehrheit der 
Wähler. Sie haben es also in der Hand.
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Unsere Bilder 
zeigen Aus­
schnitte aus 

Wahlplakaten 
der Bundes­

tagswahlen von 
2013 und 2017
Was wollen die Parteien nach der 
Bundestagwahl 2017 tun?

Die Wahlprogramme der Parteien auf dem  
Prüfstand der Mieterinteressen

Mietpreisbremse, Miet erhöhungen und Wohngeld
L  Für die CDU ist die Mietentwicklung 
weder bei Wiedervermietung noch bei be-
stehenden Mietverhältnissen wirklich ein 
Thema. Der beste Schutz vor ausufernden 
Mietpreisen sei der Wohnungsneubau. 
Mehr findet sich im Wahlprogramm nicht. 
Auch Aussagen zur Mietpreisbremse feh-
len. Das verwundert nicht, denn die aktu-
elle Gesetzeslage beinhaltet eine zeitliche 
Befristung der Rechtsverordnung der Bun-
desländer auf fünf Jahre. In Berlin ist  ohne 
eine Gesetzesnovelle daher am 31. Mai 
2020 ohnehin Schluss mit der Mietpreis-
bremse. Der Streit um die Mietspiegel tan-
giert die CDU nicht. Mehr  Rechtsicherheit 
– zum Beispiel durch eine Rechtsverord-
nung über die Aufstellung von Mietspie-
geln – wird offenkundig nicht als notwen-
dig erachtet. Aussagen zur Kappungsgren-
ze bei Mieterhöhungen sind Fehl anzeige. 
Das Wohngeld soll in Hinblick auf die in-

dividuelle Lebenssituation verbessert wer-
den. Ob damit eine Erhöhung in der Brei-
te gemeint ist? Einzig auf den Wohnungs-
neubau zu setzen, um die Mieten in den 
Griff zu bekommen, wird dem Problem 
nicht gerecht. Denn erkennbar wird in der 
nächsten Zeit, zum Beispiel wegen des 
 eklatanten Mangels an günstigen Grund-
stücken in den Städten, mit preiswertem 
Wohnungsneubau der Nachfrageanstieg 
durch Zuwanderung und Haushaltsgrün-
dungen nicht befriedigt werden. 

L  Die Mietpreisbremse soll wegen der 
anhaltenden Kritik verbessert werden. 
Das schließt wohl eine Verlängerung ein, 

auch wenn es nicht dezidiert erwähnt 
wird. Die Korrektur bezieht sich aber al-
lein darauf, die Stellung der Mieter bei 
der Wahrung von Rechtsansprüchen zu 
verbessern und zwar durch Transparenz 
über die Vormiete bei Vertragsabschluss. 
Zudem soll die Rückforderung bei über-
höhter Miete ab Vertragsbeginn mög-
lich werden und offenbar nicht mehr von 
einer Rüge abhängig sein. Der Bestand 
der Vormiete als Umgehung der Miet-
preisbremse soll aber  aufrechterhalten 
werden. Die Mietpreisbremse würde al-
so selbst bei Einhaltung der Rechtsvor-
schriften durch die Vermieter nur bedingt 
die Mietpreise dämpfen. Für das zentra-
le Problem der Mietpreisbremse, dass 
Vermieter ungestraft die Konkurrenz am 
Wohnungsmarkt mit überhöhten  Mieten 
ausnutzen, gibt es keine Lösung. Wäre 
ein Mietpreisverstoß bußgeldbewährt, 
würden sich vermutlich deutlich mehr 
Vermieter an das Gesetz halten. Die SPD 
will bessere und verbindlichere Mietspie-
gel. Mit den derzeitigen Kappungsgren-
zen scheint sie zufrieden zu sein. Das 
Wohngeld soll regelmäßig an den Mie-
tenanstieg angepasst werden.

L  Eine „richtige Mietpreisbremse  ohne 
Hintertür“ wollen die Grünen. Wie die aus-
sehen soll, erfährt man aber im Wahlpro-
gramm nicht. Oder wollten sich die Grünen 
mit dieser offenen Formulierung die Hin-
tertür für eine Koalition mit der CDU offen-
halten? Nur wenn man im letzten Partei-

tagsbeschluss vom Juni 2017 oder einem 
älteren Antrag im Bundestag vom Herbst 
2016 nachschaut, wird man in puncto Prä-
zisierung fündig. Die Zulässigkeit der Miet-
preisbremse soll für die Bundesländer auf 
mindestens zehn Jahre statt jetzt fünf Jah-
MieterMagazin 8+9/2017
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re verlängert werden. Unnötige Ausnah-
men von der Bremse wie die für umfassen-
de Modernisierungen, Wiedervermietung 
von Neubauten und möblierte Wohnungen 
sollen ebenso abgeschafft werden wie die 
Rügepflicht. An der Vormiete-Regelung al-
lerdings rühren die Grünen nicht.
Mietspiegel sollen sich aus Mieten von län-
geren Zeiträumen als vier Jahren bilden und 
die ökologische Qualität abbilden. Hier wä-
re es sicher hilfreich, wenn die Grünen ei-
nen Vorschlag präsentierten, der dann auch 
in eine eventuell zu erlassende Rechtsver-
ordnung einbezogen werden könnte. Der 
Mietenanstieg bei Mieterhöhungen bis zur 
ortsüblichen Vergleichsmiete soll – vermut-
lich durch eine reduzierte Kappungsgrenze 
– gedämpft werden, aber um wieviel? Das 
Wohngeld soll erhöht und um eine Klima-
komponente ergänzt werden. 

L  Die Mieten sollen runter – ein hoher 
Anspruch. Liest man das Programm, sind 
jedoch keine Vorschläge vorhanden, wie 

die Mieten gesenkt werden könnten. Viel-
mehr geht es den Linken darum, den Mie-
tenanstieg zu beschränken. Die Mietpreis-
bremse soll bundesweit, unbefristet und 
ohne Ausnahmen gelten. Es soll vermut-
lich auch die Vormiete-Regelung besei-
tigt werden, obwohl dies formell keine 
Ausnahme darstellt. Unklar bleibt, wofür 
ein Moratorium für Mieterhöhungen ge-
dacht ist. Denn die normalen Mieterhö-
hungen sollen auch weiterhin bis zur orts-
üblichen Vergleichsmiete möglich sein, al-
lerdings nicht höher als der Inflationsaus-
gleich ausfallen. Mietspiegel sollen sich 
aus den Mieten aller Mieterverhältnisse 
bilden und nicht nur aus denen der letz-
ten vier Jahre. Ab einer bestimmten Ge-
meindegröße sollen Mietspiegel verpflich-
tend sein. Dafür soll es für die Kommunen 
finanzielle Unterstützung vom Bund ge-
ben. Für die Missachtung der Mietpreis-
bremse sollen Vermieter zukünftig – ver-
mutlich mit einem Bußgeld – bestraft wer-
den. Mietwucher soll wirkungsvoll geahn-
det werden. Es dürfte gemeint sein, dass 
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die Mietpreisüberhöhung nach dem Wirt-
schaftsstrafgesetz nach der einschränken-
den Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs wieder wirksam bei 20 oder viel-
leicht auch weniger Prozent über der orts-
üblichen Vergleichsmiete bekämpft wer-
den kann. Das Wohngeld soll auf Basis 
der Bruttowarmmiete gezahlt und um ei-
ne Stromkostenkomponente ergänzt und 
zu einem Klimawohngeld zusammenge-
fasst werden. 

L  Die Mietpreisbremse wird kritisch be-
wertet. Zwar wird nicht explizit für die 
Abschaffung der Mietpreisbremse einge-
treten, aber die Mietpreisbremse würde 
private Investitionen in den Wohnungsbau 
weniger rentabel machen und den Neubau 
ausbremsen. Die Miethöhe bei Vermietung 
von Neubauten, die nach Oktober 2014 be-
zugsfertig wurden, unterliegt derzeit nicht 
der Mietpreisbremse. Einen direkten Zu-
sammenhang zwischen Neubau und Miet-
preisbremse gibt es also nicht. Alle seriö-
sen Studien zur Stärkung des – vor allem 
preiswerten – Neubaus weisen auf ganz 
andere Probleme, wie zum Beispiel die ex-
trem angestiegenen Preise für Bauland 
und die Spekulation mit Grundstücken, 
hin. Weder dazu noch zu den anderen Pro-
blemen der Mietentwicklung äußert sich 
die AfD. Bei der AfD wird die neoliberale 
Wirtschaftstheorie ganz einfach über das 
Wohnungswesen gestülpt. Das zeugt von 

wenig Kompetenz. Immerhin, das Wohn-
geld soll nicht abgeschafft werden. Warum 
man etwas ins Wahlprogramm schreibt, 
was man nicht will, sei dahingestellt.

L  Die Mietpreisbremse soll abgeschafft 
werden. Folglich gibt es für den Mieten-
anstieg bei bestehenden Mietverhältnis-
sen keinen Handlungsbedarf, ebenso wie 
beim Wohngeld. Dass trotz Mietpreis-
bremse in den letzten zwei Jahren in den 
meisten deutschen Großstädten und vie-
len anderen Gemeinden auch der Neubau 
gerade von teuren Mietwohnungen deut-
lich stärker angewachsen ist als zu Zei-
ten ohne Mietpreisbremse, gibt weder der 
FDP noch der AfD (siehe oben) zu denken. 
Hier mangelt es an Ehrlichkeit. Die Miet-
preisbremse könnte, wenn sie denn wirk-
sam wäre, die Renditen der Vermieter tat-
sächlich beschränken und auch für die be-

stehenden Mietverhältnisse über die Miet-
spiegel eine preisdämpfende Wirkung ha-
ben. Genau das aber möchte die FDP 
nicht. Es handelt sich daher beim Wahl-
programm um eine klare Klientelpolitik 
zugunsten der Vermieter. Als Verfechter 
einer Strategie der Subjektförderung, von 
der die Vermieter immer profitieren, tritt 
die FDP dann logischerweise auch für ei-
ne Anpassung des Wohngeldes an gestie-
gene Mieten ein.
29700031004_LinkeBLN_BTW17_Anz_
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Modernisierung, energetische Sanierung und Klimaschutz

L Der Deutsche 
Mieterbund hat 
auf seinem Portal 
www.mieter
bund.de 
einen Link zur 
Bundestagswahl 
2017 mit Fragen 
des DMB und 
Antworten der 
Parteien, Forde­
rungen des Mieter­
bundes und einem 
„Miet­O­Mat: Die 
Mieter­Testwahl“
L  Von der Union ist das Problem, mit den 
jetzigen Instrumenten die Klimaschutzzie-
le im Gebäudebestand nicht erreichen zu 
können, offenbar wahrgenommen worden. 

Deshalb soll die energetische Gebäudesa-
nierung durch zusätzliche Anreize gestärkt 
werden. Dabei geht es nicht um eine Ver-
schärfung von ordnungsrechtlichen Vorga-
ben für Bestandsgebäude, sondern aus-
schließlich um eine zusätzliche steuerliche 
Förderung für Gebäudeeigentümer. Die 
steuerliche Förderung mit der Gießkanne 
wirkt aber nicht mietreduzierend. Nicht an-
gekommen ist also in der Union, dass die 
Umsetzung der Klimaschutzziele im Wohn-
gebäudebestand auch einen erheblichen 
soziapolitischen Sprengstoff beinhaltet. 
Denn zumindest auf den städtischen Woh-
nungsmärkten müssen am Ende die Mieter 
den Klimaschutz bezahlen – und nach den 
aktuellen mietrechtlichen Regeln sogar mit 
einer erheblichen Gewinnspanne für die 
Vermieter. Doch an der Beschränkung der 
Mieterhöhungen nach Modernisierung hat 
die CDU/CSU kein Interesse. Schließlich 
hat das Kanzleramt in der jetzt endenden 
Legislatur einen Vorschlag des Bundesjus-
tizministers Maas (SPD) für mehr Mieter-
schutz bei Modernisierung und Energie-
einsparung in der Schublade verschwinden 
lassen, obwohl in der seinerzeitigen Koa-
litionsvereinbarung hierzu Handlungsbe-
darf erkannt und gesetzliche Regelungen 
in Aussicht gestellt wurden. 

L  Die SPD erkennt, dass die Mieterhö-
hungen nach einer Modernisierung be-
grenzt werden müssen. In welchem Um-
fang, verrät sie im Wahlprogramm aber 
nicht. Justizminister Maas (SPD) hatte in 
seinem Referentenentwurf für eine zwei-
te Novelle des Mietrechts im Jahr 2016 
 eine Kappung der Abwälzung auf 8 Pro-
zent statt bisher 11 Prozent der Investi -
tionskosten sowie einige andere Verbes-
serungen vorgeschlagen, war damit aber 
bei der CDU/CSU und insbesondere im 
Kanzleramt nicht durchgedrungen. 
Bei der SPD gibt es kein Konzept, wie ei-
nerseits deutlich mehr zur Umsetzung der 

klimapolitischen Ziele im Wohngebäudebe-
stand getan werden kann, gleichzeitig aber 
die Maßnahmen sozialpolitisch  vertretbar 
bleiben. Das wirkt, als wäre es „weder 
Fisch noch Fleisch“. Man will die Gebäude-
eigentümer unterstützen, ihre Häuser ener-
getisch zu sanieren und erneuerbare Ener-
gien zu nutzen. Hier ist nicht klar, ob es um 
Beratung oder – wie bei der Union – um 
zusätzliche steuerliche Förderungen für Ge-
bäudeeigentümer gehen soll.

L  Die Praxis des Raussanierens wollen die 
Grünen bekämpfen und die Verdrängung 
beenden. Eine klimafreundliche und war-
me Wohnung soll bezahlbar bleiben. Wie 
die Mieterhöhung nach Modernisierung und 
Energieeinsparmaßnahmen beschränkt wer-
den soll, ist aber dem Wahlprogramm nicht 
zu entnehmen. Gleichwohl, die soziale Di-
mension des Klimaschutzes ist bei den Grü-
nen angekommen. Der Umstieg auf klima-
schonende Wärme gelingt nur, wenn Woh-
nen und Heizen bezahlbar bleiben. Einer 
Verdrängung der Mieter bei Sanierung soll 
durch Änderung des Mietrechts ein Riegel 
vorgeschoben werden. Zur Umsetzung der 
klimapolitischen Ziele wollen die Grünen ein 

Klimaschutzgesetz, in dem auch die Umset-
zung der energetischen Gebäudesanierung 
geregelt ist. Mit einem Programm  „Faire 
Wärme“ soll die energetische Quartiers-
sanierung durch hohe finanzielle Förde rung 
sozialverträglich umgesetzt  werden. Mit ei-
nem zusätzlichen Klimawohngeld, das im 
Übrigen auch die Linken fordern, soll ener-
getisch sanierter Wohnraum auch für Ein-
kommensschwache bezahlbar bleiben.

L  Die Modernisierungsumlage soll nach 
dem Willen der Linken abgeschafft werden. 
Andererseits soll eine warmmietenneutrale 
Sanierung ermöglicht werden. Da im Nor-
malfall mit Energiesparmaßnahmen nur ge-
ringfügige Einsparungen von Heizkosten 
verbunden sind, entsteht die Frage, wie 
bei einer warmmietenneutralen Sanierung 
der Vermieter die Nettokaltmiete  erhöhen 
kann, wenn § 559 BGB gestrichen ist. 
Wenn der Vermieter keine öffentlichen För-
dermittel in Anspruch nimmt, soll der Mie-
ter nicht zu einer Duldung der Maßnahme 
verpflichtet sein. Die Linke möchte zur Er-
reichung der Klimaziele die jährliche Sanie-
rungsrate auf zwei Prozent erhöhen. Wie 
das aber gehen soll, bleibt unklar. Denn die 
finanziellen Anreize für Vermieter im Miet-
recht sollen mehr oder weniger komplett 
gestrichen werden. Die Linke setzt auf die 
Erhöhung der Fördermittel als Ersatz und 
will die Fördermittelannahme gar gesetzlich 
MieterMagazin 8+9/2017
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erzwingen. Geht man aber davon aus, dass 
Letzteres rechtlich nicht möglich sein wird, 
verpufft diese Strategie. Ohnehin erscheint 
es sinnvoller, direkt durch ein Klimaschutz-
gesetz die schrittweise und damit sozial-
verträgliche energetische Sanierung einzu-
fordern. Bei den derzeitigen Gewinnmargen 
im Wohnungswesen muss nicht noch gutes 

öffentliches Geld ausgegeben werden, wo 
dies gar nicht nötig ist. Damit der regenera-
tive Wärmeanteil 2020 bei mindestens 20 
Prozent liegt, will die Linke auch im Gebäu-
debestand eine Verpflichtung einführen. 
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L  Die Mietentwicklung nach Modernisie-
rung und Energieeinsparmaßnahmen in be-
stehenden Mietverhältnissen stellt für die 
AfD kein Problem dar. Im Wahlprogramm 
findet sich dazu nichts. Allerdings meint 
man, dass durch die ständige Verschärfung 
der Energieeinsparverordnung (EnEV) und 
dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
(EEWärmeG) die Baukosten steigen wür-
den und hohe Mieten entstehen, die be-
sonders die unteren Einkommensgruppen 
hart treffen. Was sich zunächst sozial ver-
antwortlich anhört, ist bei näherer Betrach-
tung doch eher Populismus gegen staatli-
che Rahmenbedingungen für Klimaschutz. 
Das EEWärmeG führt in der Regel nicht zu 
höheren Baukosten, weil die Bauherren 
weit überwiegend von den Ersatzmaßnah-
men nach § 7 des Gesetzes Gebrauch ma-
chen. Die Anhebung der Anforderungen 
raumförder
durch die ständige Verschärfung der EnEV 
bezieht sich nur auf den Neubau. Untere 
Einkommensgruppen kommen im nicht ge-
förderten Wohnungsneubau aber gar nicht 
zum Zuge, und bei Sozialwohnungen zah-
len sie eine Einstiegsmiete, die vollkommen 
unabhängig vom Anteil der Baukosten für 
die Erfüllung energetischer  Anforderungen 
ist. Für den Gebäudebestand gibt es seit 
Jahren keine Erhöhung der  Anforderungen 
in der EnEV. Im EEWärmeG gibt es für be-
stehende Gebäude mit Ausnahme einer Län-
derregelung in Baden-Württemberg gar 
keine Anforderungen. 

L  Im Wahlpro-
gramm der FDP fin-
den sich zu den 
Themen Moderni-
sierung, energeti-
sche Sanierung und 
Klimaschutz keine 
Aussagen.
ung und neue Gemeinnützigkeit
L  Die CDU setzt auf Wohnungsbau als 
Mittel gegen ausufernde Mieten. Insge-
samt will sie, dass 1,5 Millionen Wohnun-
gen in den nächsten vier Jahren neu ge-

baut werden. Eine Quote von günstigen 
Wohnungen wird nicht definiert.  Sozialer 
Mietwohnungsneubau kommt im Wahlpro-
gramm der Union nicht vor. Anreize für den 
Wohnungsneubau sieht sie in einer steuer-
lichen Förderung und der Einführung ei-
ner degressiven Abschreibung (AfA: „Ab-
schreibung für Abnutzung“) für einen be-
grenzten Zeitraum. Die Einführung  einer 
degressiven AfA kommt einer Förderung 
nach dem Gießkannenprinzip gleich, För-
dergelder werden ohne Zweckbestimmung 
für angespannte  Wohnungsmarktregionen 

Neubau, soziale Wohn
flächendeckend verteilt. Grundstücke des 
Bundes sollen verbilligt an Städte und Ge-
meinden verkauft werden. Das allein wird 
nicht genügen, um der Spekulation mit 
Grund und Boden und den daraus resul-
tierenden steigenden Bodenpreisen zu be-
gegnen. Das Motto der Union könnte sein, 
„weiter wie bisher“. Denn die  aktuelle 
Wohnungsmarktsituation bringt ja auch 
Vorteile – für die Vermieter. 
Die CDU will die Bildung von Wohneigen-
tum durch die Einführung eines Baukinder-
geldes für junge Familien stärken und die 
Reduzierung der Grunderwerbsteuer för-
dern. 

L  Die Aussagen zum Sozialen Wohnungs-
neubau bleiben vage. Die SPD möchte die 
gemeinsame Zuständigkeit von Bund und 
Ländern für den Sozialen Wohnungsbau 
über 2019 hinaus gewährleisten und die 
Förderung im Sozialen Wohnungsbau fort-
setzen – wie genau, sagt sie nicht. Mit zu-
sätzlichen Investitionsanreizen (steuerliche 
Förderung?) und bundesweit einheitlichen 
Standards – hier könnte die Vereinheitli-
chung von Bauordnungen gemeint sein – 

soll der Wohnungsbau zusätzlich angekur-
belt werden. Hohe Baulandpreise werden 
als Problem für bezahlbaren Wohnungsbau 
benannt, aber der Ausweg erst einmal nur 
in einer Vorbildfunktion des Bundes gese-
hen, der beim Verkauf öffentlicher Grund-
stücke wohnungs- und stadtentwicklungs-
politische Ziele berücksichtigen soll. Hier-
für soll das BImA-Gesetz angepasst wer-
den. Zwar wird das Ziel, Spekulation mit 
baureifem Boden zu begrenzen, deutlich, 
doch findet sich wenig Konkretes zur Um-
setzung. 
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L  Bündnis 90/Die Grünen greifen bei den 
Zielzahlen für bezahlbaren Wohnungsneu-
bau hoch und wollen eine Million Woh-
nungen mit dauerhafter Sozialbindung 
entstehen lassen. Dies soll möglichst flä-
chensparend und durch kompakte 
 Raumkonzepte geschehen. Zur Finanzie-
rung des Wohnungsbaus soll die kommu-
nale Wirtschaftssteuer verlässlicher und 
die Grundsteuer gerechter werden. Aus-

sagen dazu, was mit einer verlässlicheren 
Wirtschaftssteuer und einer gerechteren 
Grundsteuer gemeint ist, fehlen ebenso 
wie klare Aussagen zur Wohnungsbauför-
derung über 2019 hinaus, wenn die bishe-
rige Bundesunterstützung für die so ziale 
Wohnraumförderung endet. 
Es bleibt bei der relativ pauschalen Aus-
sage, dass Immobilienspekulationen un-
eingeschränkt zu besteuern sind. Den 
Ansatz einer Besteuerung zur Verhinde-
rung von Bodenspekulation teilt auch der 
Berliner Mieterverein. Ideen einer kon-
kreten Umsetzung finden sich im Wahl-
programm der Grünen jedoch nicht. Lie-
genschaften des Bundes sollen vergüns-
tigt an Kommunen abgegeben werden. 
An dieser Stelle bleiben die Grünen hinter 
den Forderungen des Deutschen Mieter-
bundes zurück, Grundstücke der öffent-
lichen Hand kostenfrei an Kommunen zu 
übertragen. 
Auch die Grünen setzen sich – wie DMB 
und BMV – für die Einführung einer neuen 
Gemeinnützigkeit ein, mit der sie neben 
Genossenschaften und kommunalen Woh-
nungsunternehmen auch private Investo-
ren für den Sozialen Wohnungsbau gewin-
nen wollen. Zudem wollen die Grünen den 
Erwerb von Genossenschaftsanteilen finan-
ziell unterstützen. 

L Eine Broschüre 
des Berliner 
Mietervereins zur 
Bundestagswahl 
2017 finden Sie als 
Download unter 
www.berliner­
mieterverein.de 
/uploads/
flyer­bundestags
wahl­2017.pdf.
Sie ist in gedruck­
ter Form auch 
erhältlich in der 
Geschäftsstelle 
und in den Bera­
tungszentren des 
Berliner Mieter­
vereins (Adressen 
siehe Seite 39 die­
ser Ausgabe des 
MieterMagazins)
32
L  Für den Neubau und Ankauf von min-
destens 250 000 Sozialwohnungen im Jahr 
möchte die Linke über fünf Milliarden Fi-
nanzmittel des Bundes bereitstellen und 
die dauerhafte Sozialbindung für öffent-
lich geförderte Sozialwohnungen einfüh-
ren. Über einen Rekommunalisierungs-
fonds soll der Rückkauf von Wohnungen 
durch Kommunen, Genossenschaften und 
Mietergemeinschaften ermöglicht werden. 
Dadurch entsteht aber noch keine bezahl-
bare Wohnung, sondern es wird eine be-
stimmte Eigentümerstruktur gestärkt. 
Spekulationen mit Grund und Boden will 
Die Linke verhindern, indem Spekulanten 
vom Grundstücksverkehr ausgeschlossen 
und Gewinne aus Spekulation und Immo-
bilienverkäufen deutlich stärker besteuert 
werden. Außerdem sollen Bodenpreise ge-
deckelt und die Veräußerungsgewinne aus 
Bodenpreissteigerungen abgeschöpft und 
für sozialen, kommunalen und genossen-

schaftlichen Wohnungsbau verwendet wer-
den. Öffentlicher Boden darf nicht privati-
siert, sondern nur im Erbbaurecht vergeben 
werden. Da auch Erbpachtzinsen im Zuge 
eines steigenden Zinsniveaus zu Kostenbe-
lastungen führen können, sollte die Verga-
be im Erbbaurecht eine Option darstellen, 
aber nicht als Regel definiert werden. Die 
kostenlose Übertragung öffentlicher Grund-
stücke an Städte oder Kommunen  könnte 
einen größeren Effekt nach sich ziehen. 
Die Linke ist für die Einführung einer neuen 
Wohnungsgemeinnützigkeit. 

L  Die AfD bringt nichts Konkretes, son-
dern genügt sich mit plakativen Forderun-
gen nach einer Verstärkung des Wohnungs-
baus durch geeignete Rahmenbedingungen. 
Fotos: Sabine 
 Mittermeier; 
Sabine Münch
Es soll mehr Bauland ausgewiesen  werden. 
Aber wo? Da wo Wohnraum besonders 
nachgefragt wird, gibt es kaum Flächen, die 
kommunal ausgewiesen werden können. Im 
Bundestagswahlkampf aber geht es darum, 
was der Bund bewerkstelligen kann. Da fällt 
der AfD nur die Senkung energetischer Bau-
standards ein. Das ist eine in der Vermieter-
lobby populäre Forderung, aber sie hat kei-
nerlei Auswirkung auf die Wohnungsbau-

zahlen, weil die Kostenprobleme bei den 
hohen Grundstückspreisen von privaten Bo-
deneigentümern liegen. Da aber sieht die 
AfD keinen Handlungsbedarf. Diese von 
der AfD vorgeschlagenen Maßnahmen wer-
den nicht zur Entlastung auf angespannten 
Wohnungsmärkten beitragen. 

L  Die FDP will Anreize für den Wohnungs-
neubau durch eine Erhöhung der jährlichen 
Abschreibungsrate für Gebäude von zwei 
auf drei Prozent schaffen. Ohne  zusätzliche 
Kriterien würden also Fördermittel nach 
dem Gießkannenprinzip verteilt. 
Was die soziale Wohnungsbauförderung 
betrifft, fordert die FDP ausschließlich ei-
ne Zweckbindung der Bundesmittel zur 

Wohnungsbauförderung. Zu dem eigentli-
chen Problem, wie die soziale Wohnungs-
bauförderung auch nach 2019 verstetigt 
werden soll, wenn der Bund seine Zustän-
digkeit verliert, äußert sich die FDP nicht. 
Die FDP sieht keinen Handlungsbedarf bei 
der Frage, wie günstiger Wohnraum ge-
schaffen werden kann, sondern setzt aus-
schließlich auf eine Subjektförderung durch 
Erhöhung des Wohngelds und dessen An-
passung an die Mietentwicklung.  
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und sonstiges Mietrecht
L  Die SPD will gesetzlich regeln, dass 
es bei Mieterhöhungen und Betriebs-
kostenabrechnungen auf die tatsächli-
che Wohnfläche ankommt. Diese Kor-
rektur ist überfällig, nachdem der Bun-
desgerichtshof (BGH) zur Mieterhöhung 
entschieden hat, dass die tatsächliche 
Wohnfläche zugrunde zu legen ist. Das 

Kündigungsrecht des Vermieters wegen 
Eigenbedarfs will die SPD konkretisie ren
um einem Ausufern und Umgehungs-
möglichkeiten entgegen zuwirken. Es 
bleibt offen, was genau mit einer Kon-
kretisierung gemeint ist. 

Kündigungsschutz 
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L  Bei den Grünen findet sich die recht all-
gemeine Aussage, dass ein ökologisches 
und soziales Mietrecht eingeführt  werden 
soll. Zur Frage des Kündigungsschutzes fin-
det man nur die Aussage, dass dieser wieder 
zu einem Schutzinstrument gemacht werden 
soll und Mietervereine zu stärken sind. 

L  Die Linken befassen sich am ausführ-
lichsten mit mietrechtlichen Verbesserungs-
vorschlägen. Eine Sonderkommission so-
wie eine öffentliche Beschwerdestelle sollen 
die Einhaltung des Mieterschutzes, die Ein-
haltung von Mietspiegeln sowie den Milieu-
schutz kontrollieren. Der Milieuschutz soll 
ausgeweitet und bis zur Umsetzung eines 
verbindlichen Mietspiegels in Milieuschutz-
gebieten eine Mietobergrenze von 8,50 Eu-
ro eingeführt, darunterliegende Mieten ein-
gefroren werden. Mietobergrenzen in Milieu-
schutzgebieten wären ein guter Ansatz, al-
lerdings muss erwähnt sein, dass das Bun-
desverwaltungsgericht 2006 solche Miet-
obergrenzen für unzulässig erklärt  hatte. 
 Eine Kündigung wegen  Zahlungsverzugs 
soll nach Ansicht der Linken entfallen, 

wenn Mietrückstände beglichen werden. 
Mietminderungen sollen nicht zu einer 
 Kündigung führen können. 

L L L  In den 
Wahlprogrammen 
von CDU, FDP und 
AfD finden sich 
 keine Aussagen zur 
Verbesserung des 
Kündigungsschut-
zes und zu weite-
ren Mietrechts-
änderungen.
Fazit
CDU und CSU wollen die Eigentumsförde-
rung stützen. Für die Städte bringt das nichts. 
70 bis 85 Prozent der Stadtbewohner sind 
Mieter und werden es wegen fehlenden Ei-
genkapitals, Erwerbsnebenkosten und der 
starken Bindung an ein Gebäude auch blei-
ben. Eine neue Eigentumsförderung würde 
lediglich die Immobilienwirtschaft subven-
tionieren. Ansonsten setzt man auf die „hei-
lenden Kräfte“ des Marktes. Verbesserun-
gen im Mieterschutz wird es mit der Union 
nicht geben. Auch für den Neubau von So-
zialwohnungen gibt es keinen Plan.
Die FDP unterscheidet sich kaum von CDU/
CSU. Bei einer Koalition aus CDU/CSU und 
FDP müssen Mieter mit einem massiven Ab-
bau von Mieterschutzrechten rechnen, wie 
das Ergebnis – zum Beispiel Abschaffung der 
Mietpreisbremse und der reduzierten Kap-
pungsgrenze – der Landtagswahl in Nord-
rhein-Westfalen jüngst gezeigt hat.
Auch die SPD will die Eigentumsbildung för-
dern, gleichzeitig aber den Schutz der Mie-
ter verbessern durch Nachbesserung der 
Mietpreisbremse, Beschränkung der Miet-
höhe nach Modernisierung, verbindlichen 
Mietspiegeln und Anpassung des Wohngel-
des. Die SPD steht zur gemeinsamen Förde-
rung des Wohnungsbaus von Bund und Län-
dern und will die Spekulation mit baurei-
fem Boden begrenzen. Im Mietrecht wer-
den aber viele Forderungen des Mieterver-
eins nicht aufgenommen. 
Die Linke widmet den Wohnungsmarktpro-
blemen fünf Seiten im Wahlprogramm und 
dokumentiert damit den hohen Stellenwert 
des Wohnens. Viele Vorschläge entsprechen 
auch im Detail den BMV-Forderungen, zum 
Beispiel im Mietrecht oder bei der Einfüh-
rung einer neuen Gemeinnützigkeit. Einige 
Versprechungen („Mieten runter“) werden 
wohl nicht gehalten werden können. 
Auch die Grünen haben zahlreiche Vor-
schläge im Mietrecht, die den Schutz der 
Mieter vor Verdrängung und überzogenen 
Mietsteigerungen verbessern sollen. Dauer-
haft gebundener Wohnraum soll durch eine 
neue Gemeinnützigkeit geschaffen werden. 
Mit diesen Punkten allein wird man der Ver-
antwortung des Bundes für die Erstellung 
von preiswerten Wohnungen nicht gerecht. 
Die AfD widmet dem Wohnen 32 halbe Zei-
len, will die Mietpreisbremse de facto ab-
schaffen und besorgt damit das Geschäft 
der Vermieter. Steuersenkungen sollen Ver-
mieter zu mehr Wohnungsbau beflügeln.  
Der Berliner Mieterverein meint: Die Woh-
nungspolitik muss endlich umsteuern und 
darf nicht dem Marktgeschehen hinterher-
laufen. Ohne einen Regierungswechsel im 
Bund wird es weder mehr Mieterschutz 
noch neue Instrumente zur Errichtung preis-
günstigen Mietwohnraums geben. 
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L Die Autoren des 
MieterMagazin­
Extra zur Bun­
destagswahl sind 
Reiner Wild und 
Wibke Werner von 
der Geschäftsfüh­
rung des Berliner 
Mietervereins.
Deutliche Eingriffe der Politik 
erforderlich

Zehn Forderungen des Berliner Mietervereins 
an den nächsten Deutschen Bundestag
Mietrecht und 
 Mietpreisrecht 

1. Die Mietpreisbremse muss dringend 
nachgebessert werden. Die Befristung 
und die Ausnahmen (erhöhte  Vormiete, 
Modernisierung) sind zu beseitigen. Die 
Rügepflicht ist abzuschaffen, Rückforde-
rungsansprüche sollen ab Beginn des 
Mietverhältnisses wirksam werden.

2. Das Wirtschaftsstrafgesetz ist so zu 
ändern, dass es des Beweises des Mieters 
über die Ausnutzung einer  angespannten 
Wohnungsmarktlage nicht mehr bedarf 
und die Mietpreisüberhöhung bereits bei 
15 Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete anzunehmen ist. Oberhalb 
von 15 Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete wird dann ein Bußgeld fällig. 

3. Die Kappungsgrenze bei Mieterhö-
hungen im freifinanzierten Wohnungs-
bau ist in Gebieten mit erhöhtem Wohn-
bedarf auf 6 Prozent in drei Jahren, in an-
deren Gebieten auf 10 Prozent in drei Jah-
ren zu begrenzen. Mietspiegel sind durch 
Erlass einer Verordnung rechtssicherer zu 
machen. In die ortsübliche Vergleichsmie-
te sollen alle am Markt gezahlten  Mieten 
eingehen und nicht nur die der letzten 
vier Jahre. 

4. Die jetzige Mieterhöhungsmöglich-
keit nach Modernisierung und Energieein-
sparmaßnahmen (11 Prozent der Investi-
tion) ist zu beseitigen und befristet durch 
eine an der erzielten Energieeffizienz ori-
entierten Zulage zu ersetzen, die den Be-
trag der erzielbaren Heizkostenersparnis 
nur geringfügig übersteigen darf. 

5. Der Kündigungsschutz ist zu ver-
bessern. Eigenbedarfsgründe sind einzu-
schränken und Hinderung angemessener 
wirtschaftlicher Verwertung auf einen klar 
definierten Rahmen zu beschränken. Kün-
digungen wegen Mietrückständen dürfen 
nur wirksam werden, wenn der Vermieter 
diese eingeklagt hat und der Mieter auf 
ein rechtskräftiges Urteil hin den Rück-
stand nicht begleicht. In Gebieten mit er-
höhtem Wohnbedarf ist die Sperrfrist bei 
Umwandlung von Miet- in Eigentumswoh-
nungen auf 12 Jahre zu verlängern. Unter-
vermietung und Wohnungstausch sind zu 
erleichtern.

Soziale Wohnraum- 
förderung

6. Der Bund soll auch über 2019 hin-
aus für die soziale Wohnraumversorgung 
mitverantwortlich sein. Der  erforderliche 
Rechtsrahmen ist zu schaffen und die För-
dermittel sind auf drei Milliarden Euro jähr-
lich zu erhöhen. Die Mittel sollen auch zur 
Erweiterung eines dauerhaft gebundenen 
Wohnungsvermögens dienen können. 

7. Die Verwendung der öffentlichen 
Mittel soll in Kombination mit der ergän-
zenden Länderförderung sowohl für den 
Neubau, für die Erneuerung des Woh-
nungsbestands, für den Ankauf von Grund-
stücken, den Zukauf von Wohnungen und 
Belegungsrechten durch städtische und 
landeseigene Wohnungsunternehmen so-
wie die Einbringung in ein dauerhaft ge-
bundenes Vermögen möglich sein. Zudem 
ist eine neue Wohnungsgemeinnützigkeit 
einzuführen. 

Boden-, Planungs-  
und Steuerrecht

8. Ohne Eingriffe in die Boden- und 
Grundstückspreisentwicklung sowie den 
Handel mit Immobilien werden Schaffung 
und Erhalt preisgünstigen Wohnraums in 
den Zentren der Boomstädte nicht mehr 
möglich sein. Entsprechende Instrumen-
te zur Regulierung fehlen im Bodenrecht, 
Planungs- und Steuerrecht und müssen 
endlich eingeführt werden. Die kommuna-
len Vorkaufsrechte sind durch Ausweitung 
des Erwerbs zu preislimitierten Verkehrs-
werten zu stärken. 

9. Die Städtebauförderung ist auszu-
bauen, die Kulisse um Gebiete mit Verord-
nungen der sozialen Erhaltungssatzung 
und der Umstrukturierungssatzung zu er-
weitern. Mit einer Änderung des Bauge-
setzbuchs soll die Modernisierungstätig-
keit in Milieuschutzgebieten mittels ge-
bietsspezifischer Mietobergrenzen wei-
ter eingeschränkt und die Kündigungs-
sperrfrist verlängert werden. Ausnahmen 
vom Verbot der Umwandlungen sind ab-
zuschaffen. 

Klimaschutz und  
Energiewende

10. Klimaschutz und  Energiewende 
sind gesamtgesellschaftliche  Aufgaben, 
die sozial gerecht ausgestaltet werden 
müssen. Neben der Veränderung des 
Mietrechts bedarf es klarer Vorgaben zur 
Senkung des Energieverbrauchs in Wohn-
gebäuden über einen Stufenplan. Darauf 
abgestimmt ist mit öffentlichen Fördermit-
teln sicherzustellen, dass Mieter und Ver-
mieter sowie Eigentümer nicht überfor-
dert werden. Zur Erreichung der klimapoli-
tischen Ziele ist ein abgestimmtes Bündel 
von ordnungsrechtlichen Maßnahmen, För-
derung und Information erforderlich. 
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Mieterinsolvenz
Gibt der Insolvenzverwalter für das Wohnraummiet-
verhältnis des Schuldners eine Enthaftungserklärung 
ab, wird der Anspruch des Schuldners auf Rückzah-
lung einer die gesetzlich zulässige Höhe nicht über-
steigenden Mietkaution vom Insolvenzbeschlag frei. 
BGH vom 16.3.2017 – IX ZB 45/15 – 

 Langfassung im Internet

Es ging um die Frage, wem die Kaution zusteht, wenn 
das Mietverhältnis eines ehedem im Verbraucherinsol-
venzverfahren befindlichen Mieters endet und der 
Treuhänder nach Eröffnung der Insolvenz die Freigabe 
des Mietverhältnisses nach § 109 Abs. 1 InsO erklärt 
hatte. 
Hier wurde am 19.10.2012 über das Vermögen des 
Mieters das Verbraucherinsolvenzverfahren eröffnet 
und ein Treuhänder (Insolvenzverwalter) bestellt. Am 
24.12.2012 gab der Treuhänder gegenüber dem 
Vermieter der Wohnung des Mieters eine Enthaf-
tungserklärung nach § 109 Abs. 1 Satz 2 InsO ab. 
Mit Beschluss vom 22.4.2014 wurde das Insolvenz-
verfahren aufgehoben. Am 31.7.2014 endete das 
Mietverhältnis. Der Vermieter überwies die vom 
Mieter zu Beginn des Mietverhältnisses gezahlte 
Mietkaution in Höhe von 700 Euro zuzüglich 6,15 
Euro Zinsen auf ein Anderkonto des Treuhänders. 
Dieser beantragte die Anordnung der Nachtrags-
verteilung über das Guthaben. 
Das Insolvenzgericht hat diesen Antrag abgelehnt. 
Der für Insolvenzsachen zuständige neunte Senat 
des BGH folgt dieser Rechtsauffassung.
Eine Nachtragsverteilung könne nach § 203 Abs. 1 
Nr. 3 InsO nur angeordnet werden, wenn nach dem 
Schlusstermin Gegenstände der Masse ermittelt 
würden. Diese Voraussetzungen lägen nicht vor. 
Der Anspruch des Mieters auf die Mietkaution gehö-
re, wenn der Insolvenzverwalter eine Enthaftungser-
klärung nach § 109 Abs. 1 Satz 2 InsO abgegeben 
habe, nicht mehr zur Insolvenzmasse. 
Der Insolvenzverwalter könne das Mietverhältnis 
über die Wohnung des Wohnraummieters nicht nach 
§ 109 Abs. 1 Satz 1 InsO kündigen. Er könne aber 
erklären, dass Ansprüche, die nach Ablauf der dort 
bestimmten Kündigungsfrist fällig würden, nicht im 
017
Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können 
(§ 109 Abs. 1 Satz 2 InsO). Mit dieser Regelung wollte 
der Gesetzgeber den Mieter vor Obdachlosigkeit schüt-
zen, die drohte, wenn der Insolvenzverwalter das Miet-
verhältnis über die Wohnung des Schuldners kündigte, 
um die Mietkaution für die Masse zu vereinnahmen. 
Mit dem Wirksamwerden der Erklärung gehe die Verfü-
gungs- und Verwaltungsbefugnis betreffend das Miet-
verhältnis über die Wohnung in vollem Umfang vom 
Verwalter wieder auf den Mieter über. 
Die mit der Erklärung nach § 109 Abs. 1 Satz 2 InsO 
verbundene Freigabe erstrecke sich auf dasjenige Ver-
mögen des Mieters, das der weiteren Durchführung des 
Mietvertrags zuzuordnen sei. Vom Insolvenzbeschlag 
frei würden deshalb insbesondere alle mietvertraglichen 
Forderungen des Schuldners, die erst nach dem Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Enthaftungserklärung entstün-
den. Der Anspruch des Mieters auf Rückzahlung einer 
geleisteten Mietkaution entstehe zwar aufschiebend be-
dingt bereits mit der Leistung der Kaution. Nach Sinn 
und Zweck der Mietkaution sei der Anspruch auf Rück-
zahlung jedoch der Fortsetzung des Mietverhältnisses 
nach dem Wirksamwerden der Enthaftungserklärung 
zuzuordnen. Deshalb sei es gerechtfertigt, dass mit der 
Freigabe des Mietverhältnisses auch der Anspruch auf 
Rückzahlung der Kaution aus dem insolvenzbefangenen 
Vermögen ausscheide, jedenfalls soweit es sich um eine 
Kaution im gesetzlich zulässigen Rahmen handelt. 
Es bleibt abzuwarten, ob der achte Senat des BGH, der 
für Wohnraumsachen zuständig ist, sich dieser Rechts-
auffassung anschließen wird.

Vorgetäuschter Betriebsbedarf
Zu den Anforderungen an die tatrichterliche Würdi-
gung des Parteivortrags und des Beweisergebnisses, 
wenn der nach einer Bedarfskündigung ausgezogene 
Mieter Schadensersatz wegen vorgetäuschtem Bedarf 
im Hinblick darauf begehrt, dass der Vermieter den zur 
Grundlage der Kündigung gemachten behaupteten Be-
darf anschließend nicht verwirklicht hat. 
BGH vom 29.3.2017 – VIII ZR 44/16 – 

 Langfassung im Internet

Der Vermieter hatte das Mietverhältnis ordentlich gekün-
digt. Zur Begründung hatte er ausgeführt, die Wohnung 
werde für den neuen Hausmeister benötigt. Da der Mieter 
zunächst nicht auszog, erhob der Vermieter Räumungs-
klage. Im Räumungsprozess schlossen die Parteien im Juni 
2011 einen Vergleich. Darin verpflichtete sich der Mieter, 
die Wohnung bis spätestens Ende 2011 zu räumen. Nach-
dem der Mieter Ende Oktober 2011 aus der Wohnung 
ausgezogen war, zog nicht der angekündigte neue Haus-
meister, sondern eine Familie in die Wohnung ein.
Der Mieter verlangt nun vom Vermieter Ersatz der Um-
zugskosten, der Mehrkosten, die ihm durch die höhere 
Miete für die neue Wohnung und dadurch entstehen, 
dass er den Weg zur Arbeit nicht mehr wie bisher zu Fuß 
zurücklegen könne, sowie Ersatz der Prozesskosten des 
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Räumungsrechtsstreits – insgesamt knapp 26 000 Euro.
Das Landgericht wies die Schadensersatzklage ab.
Der BGH hat das Berufungsurteil aufgehoben und die 
Sache an eine andere Kammer des Landgerichts zurück-
verwiesen, damit die erforderlichen Feststellungen unter 
Beachtung seiner Rechtsauffassung getroffen werden. 
Den Vermieter treffe nach der Rechtsprechung des  Senats 
(vgl. zuletzt Senatsbeschluss vom 11.10.2016 – VIII ZR 
300/15 –) in Fällen, in denen er den zur Grundlage der 
Kündigung gemachten Bedarf nach dem Auszug des 
Mieters nicht realisiert, eine besondere („sekundäre“) 
Darlegungslast zum nachträglichen Wegfall des Bedarfs. 
Setzt der Vermieter den behaupteten Selbstnutzungswil-
len nach dem Auszug des Mieters nicht um, liegt nämlich 
der Verdacht nahe, dass der Bedarf nur vorgeschoben ge-
wesen ist. Unter diesen Umständen ist es dem Vermieter 
zuzumuten, substanziiert und plausibel („stimmig“) dar-
zulegen, aus welchem Grund der mit der Kündigung vor-
gebrachte Bedarf nachträglich entfallen sein soll. 
Diesen strengen Anforderungen war der Vermieter hier 
nicht gerecht geworden. Bei einer tatsächlich bestehen-
den Bedarfslage wäre zu erwarten gewesen, dass er mit 
dem neuen Hausmeister jedenfalls nach Abschluss des 
Räumungsvergleichs im Juni 2011 alsbald einen Mietver-
trag abschließen oder sich zumindest über den voraussicht-
lichen Mietbeginn und die genaue Miethöhe verständigen 
würde. Hierzu hatte der beklagte Vermieter jedoch nichts 
vorgetragen, sondern ausgeführt, der Hausmeister habe 
sich erst in der ersten Novemberwoche „überlegt“ und 
ihm mitgeteilt, dass die im dritten Obergeschoss  liegende 
Wohnung wegen seiner – seit längerem  andauernden 
– Kniebeschwerden für ihn ungeeignet sei und er sie des -
halb nunmehr doch nicht anmieten wolle. Diese Darstel-
lung erschien jedoch nicht plausibel und kaum nachvoll-
ziehbar. 
Kommt der Vermieter seiner besonderen Darlegungslast in 
derartigen Fällen nicht nach, ist die ihm vorgeworfene Pflicht-
verletzung – hier das Vortäuschen eines nicht bestehenden 
Bedarfs an der Wohnung – als unstreitig zu behandeln.

Berechtigtes Interesse 
für Vermieter-Kündigung
a) Aus dem Umstand, dass der generalklauselartige Kün-
digungstatbestand des § 573 Abs. 1 Satz 1 BGB den 
in Absatz 2 dieser Vorschrift beispielhaft genannten 
Kün digungsgründen gleichgewichtig ist, folgt nicht, dass 
be stimmte – in Absatz 2 nicht aufgezählte – Fallgruppen 
ei  nes Vermieterbedarfs von vornherein ein berechtigtes 
Interesse an der Kündigung des Mietverhältnisses be-
gründeten (im Anschluss an Senatsurteil vom 29.3.2017 
– VIII ZR 45/16, Rn. 24). 
b) Die Beurteilung der Frage, ob ein berechtigtes Inter-
esse an der Beendigung des Mietverhältnisses im Sinne 
von § 573 Abs. 1 Satz 1 BGB vorliegt, erfordert vielmehr 
eine Würdigung aller Umstände des Einzelfalls und 
eine umfassende Abwägung der gegenseitigen Belan-
ge (im Anschluss an Senatsurteil vom 29.3.2017 – VIII 
ZR 45/16, aaO Rn. 35). Auch ein von einem Vermieter 
verfolgtes gemeinnütziges, vornehmlich ein karitatives 
Nutzungsinteresse kann im Einzelfall ein Gewicht errei-
chen, das es rechtfertigt, trotz der hiermit für den Mie-
ter verbundenen Nachteile dem Erlangungsinteresse des 
Vermieters den Vorzug zu geben. 
c) Bei der gebotenen Interessenabwägung ist zu berück-
sichtigen, dass sowohl die Rechtsposition des Vermie-
ters als auch das vom Vermieter abgeleitete Besitzrecht 
des Mieters von der Eigentumsgarantie des Art. 14 
Abs. 1 Satz 1 GG geschützt sind (im Anschluss an Se-
natsurteil vom 29.3.2017 – VIII ZR 45/16, aaO Rn. 25; 
BVerfGE 89, 1, 6 ff.; BVerfG, NJW 2000, 2658, 2659; 
NJW-RR 2004, 440, 441; NZM 2011, 479 Rn. 29). Vom 
Schutzbereich der verfassungsrechtlich verbürgten Ei-
gentumsgarantie des Vermieters ist dabei nicht nur des-
sen Wunsch erfasst, die Wohnung zu privaten Zwecken 
zu nutzen, sondern auch dessen Absicht, sie für andere 
Vorhaben, insbesondere für eine wirtschaftliche Betä-
tigung, zu verwenden (im Anschluss an BVerfGE 79, 
283, 289 [„Grundlage privater und unternehmerischer 
Initiative“]; BVerfG, NJW 1998, 2662 [„wirtschaftliche 
Betätigung“]). 
d) Bei der Abwägung der gegenseitigen Interessen im 
Rahmen der Beurteilung, ob ein berechtigtes  Interesse 
für die Kündigung vorliegt, sind im Hinblick auf die vom 
Gesetzgeber eigens geschaffene Härteregelung des 
§  574 BGB aufseiten des Mieters allerdings – im Ge-
gensatz zu den Vermieterinteressen, die vollständig 
einzufließen haben – (nur) die unabhängig von seiner 
konkreten Situation bestehenden Belange in die Abwä-
gung einzustellen, also das generell bestehende Inter-
esse, die Wohnung und damit den Lebensmittelpunkt 
nicht zu verlieren und nicht mit den unbeträchtlichen 
Kosten und anderen erheblichen Unzuträglichkeiten be-
lastet zu werden, die ein Wohnungswechsel in der Regel 
mit sich bringt. Die besonderen Belange des Mieters im 
Einzelfall (individuelle Härte) sind erst auf Widerspruch 
des Mieters im Rahmen der Beurteilung, ob der Mieter 
die Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen kann, 
zu berücksichtigen (im Anschluss an Senatsurteil vom 
29.3.2017 – VIII ZR 45/16, aaO Rn. 49 mwN). 
e) Auch wenn sich allgemein verbindliche Betrachtun-
gen hinsichtlich der vorzunehmenden Einzelfallabwä-
gung verbieten, ist zu beachten, dass die typisierten 
Regeltatbestände des § 573 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 BGB 
einen ersten Anhalt für die erforderliche Interessenbe-
wertung und -abwägung geben. Die Anforderungen an 
das Vorliegen eines berechtigten Erlangungsinteresses 
des Vermieters hängen daher davon ab, ob der geltend 
gemachte Kündigungsgrund eine größere Nähe zum 
Eigenbedarfstatbestand oder zum Tatbestand der Ver-
wertungskündigung aufweist (im Anschluss an Senats-
urteil vom 29.3.2017 – VIII ZR 45/16, aaO Rn. 38 ff.). 
BGH vom 10.5.2017 – VIII ZR 292/15 – 

 Langfassung im Internet

Der Mieter bewohnt seit dem 1.7.1996 eine in einem Mehr-
familienhaus gelegene Wohnung. Der auf Räumung klagen-
de Vermieter ist ein Verein. Er ist an einer Gesellschaft be-
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teiligt, die Trägerin verschiedener sozialer Einrichtungen ist. 
Die Gesellschaft plant, den Gebäudekomplex mithilfe staat-
licher Fördermittel zu sanieren und für ein soziales Wohn-
projekt umzugestalten. Insgesamt sollen 23 Wohnplätze 
sowie eine Tischlerei und eine weitere Werkstatt entstehen. 
Die Kosten für das Projekt sollen über mit den zuständigen 
Kostenträgern zu vereinbarende Vergütungen für – in ihrer 
Höhe von der Anzahl der Wohngruppenplätze abhängige – 
sozialpsychiatrische Leistungen finanziert werden, zu denen 
auch ein Investitionsbetrag nach §§ 75 ff. SGB XII pro Tag 
und Wohnplatz zählt. Der Vermieter will das Grundstück 
an die Gesellschaft vermieten.
Der vermietende Verein kündigte unter Darlegung des 
beschriebenen Projekts das – zu diesem Zeitpunkt allein 
noch bestehende – Mietverhältnis mit den Mietern gemäß 
§ 573 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3 BGB. Dabei machte er unter an-
derem geltend, ohne die Beendigung des allein noch be -
stehenden Mietverhältnisses könne das geplante Arbeits- 
und Lebensprojekt nicht realisiert werden, denn die Zah-
lung eines Investitionszuschusses von 2,1 Mio. Euro sei un-
abdingbar verbunden mit den neuen Wohnplätzen, die in 
dem Wohngebäude eingerichtet werden sollten. In der ge -
kündigten Wohnung seien drei Wohnplätze vorgesehen. 
Die Mieter widersprachen der Kündigung und  machten 
geltend, ein Kündigungsgrund liege nicht vor. Zum Zeit-
punkt der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Be-
rufungsgericht war mit der Umsetzung des Projekts auch 
im Wohnhaus bereits begonnen worden. Es wurden 
nicht nur das Nebengebäude, sondern auch einzelne Räu-
me des Wohnhauses nach ihrer Sanierung schon genutzt. 
Der BGH hält die Kündigung für unwirksam. Der Vermie-
ter habe kein berechtigtes Interesse, das Mietverhältnis 
zu beenden.
Der Vermieter würde durch die Fortsetzung des Miet-
verhältnisses mit den Mietern – selbst wenn man ihm 
zusätzlich zu seinen wirtschaftlichen Interessen die Be-
rufung auf die von der Gesellschaft verfolgten gemein-
nützigen Interessen gestattete – keinen Nachteil „von 
einigem Gewicht“ erleiden. Damit überträgt der Senat 
seine im Urteil vom 29.3.2017 (– VIII ZR 45/16 –) ent-
wickelte Rechtsprechung zu den Anforderungen an die 
Anwendung der Generalklausel des § 573 Abs. 1 Satz 1 
BGB bei einem Geschäftsbedarf des Vermieters auf wei-
tere Fälle des Nutzungsbedarfs des Vermieters. 
Auch im nun entschiedenen Fall war einer der typisierten 
Regeltatbestände des § 573 Abs. 2 BGB nicht  einschlägig. 
Der vom Vermieter zusätzlich zur Generalklausel nach §  573 
Abs. 1 Satz 1 BGB benannte Kündigungstatbestand der Ver -
wertungskündigung (§ 573 Abs. 2 Nr. 3 BGB) setze  voraus, 
dass der Vermieter durch den Fortbestand des Mietver-
hält nisses an einer Realisierung des dem Grundstück in ne-
wohnenden materiellen Werts, was in erster Linie durch 
Vermietung und Veräußerung geschieht, gehindert sei. 
Nach eigenen Angaben hege der Vermieter jedoch über-
haupt nicht die Erwartung, durch die Vermietung des – 
nach der Sanierung im Wert gestiegenen – Grundstücks  
an die Gesellschaft höhere Mieteinnahmen zu erzielen, 
son dern verfolge vielmehr die Absicht, das Anwesen der 
gewerblichen Nutzung zur Umsetzung eines sozialpolitisch 
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erwünschten Zwecks zuzuführen. Damit scheide schon man -
gels wirtschaftlicher Verwertungsabsicht eine Verwertungs-
kündigung nach § 573 Abs. 2 Nr. 3 BGB aus. 
Bei Anwendung der danach allein noch in Betracht kom-
menden Generalklausel des § 573 Abs. 1 Satz 1 BGB ver-
lange das Gesetz eine einzelfallbezogene Feststellung 
und Abwägung der beiderseitigen Belange der betroffe-
nen Mietvertragsparteien. 
Wenn das Interesse des Vermieters an der Beendigung 
des Mietverhältnisses eine größere Nähe zum Eigenbe-
darf aufweise, reiche es regelmäßig aus, dass die Vorent-
haltung der Mieträume für den Vermieter einen beach-
tenswerten Nachteil begründe. Sei das angeführte Inter-
esse dagegen mehr mit der von § 573 Abs. 2 Nr. 3 BGB 
erfassten wirtschaftlichen Verwertung vergleichbar, müs-
se der Fortbestand des Mietvertrages für den Vermieter 
einen Nachteil von einigem Gewicht darstellen.
Im vorliegenden Fall wolle der Vermieter die Räume zwar 
aus Gründen der Gemeinnützigkeit Wohnzwecken zufüh-
ren und den Bewohnern eine Betreuung zukommen las-
sen. Dieses Nutzungsinteresse bleibe allerdings deutlich 
hinter dem Interesse beim Eigenbedarf zurück. Zudem 
verfolge der Vermieter eigene wirtschaftliche Interessen 
(Kostenersparnis bei der Sanierung) und sei als Gesell-
schafter an einem möglichen Gewinn beteiligt.
Alles in allem sei das Interesse des Vermieters näher an ei-
ner Verwertungskündigung als am Eigenbedarf. Er müss-
te daher einen Nachteil von einigem Gewicht darlegen 
können. Dies könne der Vermieter indes nicht, zumal das 
Projekt nicht gefährdet sei, wenn das Mietverhältnis fort-
gesetzt werde. Eine Folge sei lediglich, dass drei der ge-
planten 23 Wohnplätze nicht geschaffen werden könnten.

Grundsteuer bei Mischeinheit
Bei der Betriebskostenabrechnung für ein teils gewerb-
lich und teils zu Wohnzwecken genutztes Grundstück 
bedarf es bezüglich der Umlage der Grundsteuer keines 
Vorwegabzugs für die gewerblich genutzten Einheiten. 
BGH v. 10.5.2017 – VIII ZR 79/16 – 

 Langfassung im Internet

Die Wohn- und Nutzfläche des Gebäudes betrug 1100 
Quadratmeter. Rund 56 Prozent der Fläche wurden ge-
werblich genutzt, 44 Prozent als Wohnung. Nach der 
Berechnung der Grundsteuer – ausgehend von der Jah-
resrohmiete 1935 – entfielen rund 70 Prozent der Miet-
erträge auf die gewerbliche Nutzung. Aus diesem Grund 
hatte der ehemalige Eigentümer einen entsprechenden 
Vorwegabzug vorgenommen. Er hatte 70 Prozent des 
Grundsteuerbetrages auf die Gewerbemieter und 30 Pro-
zent auf die Wohnraummieter verteilt. Der neue Eigentü-
mer nahm keinen Vorwegabzug vor, sondern verteilte die 
Grundsteuer gleichmäßig auf Gewerbe und Wohnungen 
nach der Wohn- beziehungsweise Nutzfläche, also nach 
Quadratmetern. Dem klagenden Wohnraummieter ent-
standen hierdurch Nachteile in Höhe von rund 200 Euro.
Der Bundesgerichtshof verneinte eine Verpflichtung des 
Vermieters zu einem Vorwegabzug der auf die gewerbli-
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chen Mieter entfallenden Grundsteuer. Der sei vertrag-
lich nicht vereinbart gewesen und auch aus Billigkeits-
gründen müsse kein Vorwegabzug durchgeführt werden. 
Die Notwendigkeit eines Vorwegabzugs lasse sich auch 
nicht aus § 556 a Abs. 1 Satz 2 BGB herleiten. Danach 
seien Betriebskosten, die von einem erfassten Verbrauch 
oder von einer erfassten Verursachung durch die Mieter 
abhängen, nach einem Maßstab umzulegen, der dem 
unterschiedlichen Verbrauch oder der unterschiedlichen 
Verursachung Rechnung trage. Eine erfasste unterschied-
liche Verursachung im Sinne dieser Vorschrift scheide je-
doch von vornherein aus, weil die Grundsteuer auf einer 
einheitlichen Festsetzung durch die Gemeinde beruhe 
und nicht von einem Verhalten der Mieter abhänge.
Zwar komme ein Vorwegabzug aus Billigkeitsgründen in 
Betracht, wenn durch die gewerbliche Nutzung erhebli-
che Mehrkosten pro Quadratmeter entstünden. Für das 
Vorliegen solcher Mehrkosten sei der Mieter beweis-
pflichtig. Mehrkosten entstünden in dem vorliegenden 
Fall aber nicht, weil es sich bei der Grundsteuer um eine 
ertragsunabhängige Objektsteuer handele. Die in einem 
Abrechnungsjahr erhobene Steuer hänge grundsätzlich 
nicht von den in diesem Jahr erzielten Erträgen und ihrer 
Verteilung auf die Nutzung zu gewerblichen Zwecken 
einerseits und zu Wohnzwecken andererseits ab. 
Zwar finde bei der Festsetzung des Einheitswertes für 
ein gemischt genutztes Grundstück das Ertragswertver-
fahren Anwendung. Der Einheitswert werde allerdings 
auf die Wertverhältnisse zu einem weit zurückliegenden 
Zeitpunkt – hier 1.1.1935 – festgesetzt. Es bestehe daher 
kein Zusammenhang zwischen der im Abrechnungsjahr 
anfallenden Grundsteuer und der konkreten Nutzungs-
aufteilung und Ertragssituation in diesem Zeitraum. 
Damit fehlt es aber an der maßgeblichen Voraussetzung 
eines Vorwegabzugs, dass die gewerbliche Nutzung er-
hebliche Mehrkosten verursacht, die es unbillig erschei-
nen lassen, die Kosten (ohne Vorwegabzug) einheitlich 
nach dem Flächenmaßstab zu verteilen. 
Mit anderen Worten: Es könne bei dem gegenwärtigen 
System der Grundsteuererhebung gerade nicht festge-
stellt werden, dass die gewerbliche Nutzung im jewei-
ligen Abrechnungsjahr deutlich höhere Kosten je Qua-
dratmeter verursache. 

Zustimmungsprozess
Ein einfaches Bestreiten der vom Vermieter vorgetrage-
nen Wohnfläche der gemieteten Wohnung ohne eigene 
positive Angaben genügt im Mieterhöhungsverfahren 
nicht den Anforderungen an ein substanziiertes Bestrei-
ten des Mieters (im Anschluss an das Senatsurteil vom 
22.10.2014 – VIII ZR 41/14, NJW 2015, 475). 
BGH vom 31.5.2017 – VIII ZR 181/16 – 

 Langfassung im Internet

Der Vermieter verlangte die Zustimmung der Mieterin 
zu einer Erhöhung der seit Mietbeginn unveränderten 
monatlichen Nettokaltmiete von 738 Euro auf 798,62 
Euro.
Im Mietvertrag war eine bestimmte Wohnfläche nicht 
vereinbart. Die vom Vermieter in dem Mieterhöhungsver-
langen angegebene Wohnfläche von 92,54 Quadratme-
tern war den bisherigen Nebenkostenabrechnungen zu-
grunde gelegt worden. Die Mieterin bezweifelte diesmal 
jedoch die angegebene Wohnfläche; sie verlangte geeig-
nete Nachweise zur Größe der Wohnung vom Vermieter. 
Die Vorinstanzen wiesen die Zustimmungsklage mit der 
Begründung ab, der Vermieter sei für die von ihm be-
hauptete Wohnfläche von 92,54 Quadratmeter beweis-
fällig geblieben. 
Das sah der BGH anders. Mangels substanziierten Bestrei-
tens der vom Vermieter behaupteten Größe der Wohnung 
gelte diese gemäß § 138 Abs. 3 ZPO als zugestanden. Es 
genüge nicht, dass der beklagte Mieter die vom Vermieter 
vorgetragene Wohnfläche der gemieteten Wohnung le-
diglich bestreitet, ohne selbst eine bestimmte Wohnfläche 
vorzutragen. 
Der Vermieter, der eine Mieterhöhung verlange, trage 
nach allgemeinen Grundsätzen zwar die Darlegungs- und 
Beweislast für die in Ansatz zu bringende tatsächliche 
Wohnfläche. Wenn er jedoch – wie hier – eine bestimm-
te Wohnfläche vortrage, genüge dies den Anforderungen 
an eine substanziierte Darlegung. Der sodann erklärungs-
belastete Mieter habe – soll sein Vortrag beachtlich sein – 
auf die Behauptung des Vermieters grundsätzlich eben falls 
substanziiert (dass heißt mit näheren positiven Angaben) 
zu erwidern und müsse erläutern, von welchen tatsächli-
chen Umständen er ausgehe.
Unabhängig davon, ob die Größe der gemieteten Woh-
nung in der Mietvertragsurkunde angegeben sei oder 
nicht, sei es dem Mieter in aller Regel selbst möglich, 
die Wohnfläche der gemieteten Wohnung überschlägig 
zu vermessen und seinerseits einen bestimmten abwei-
chenden Flächenwert vorzutragen.
Zwar mag die Berechnung der Wohnfläche einer Dach-
geschosswohnung aufgrund von Schrägen und Winkeln 
nach den Vorgaben der Wohnflächenverordnung kom-
pliziert sein. Um die vom Vermieter vorgetragene Qua-
dratmeterzahl wirksam zu bestreiten, genüge es jedoch, 
wenn ihm der Mieter das Ergebnis einer laienhaften, im 
Rahmen seiner Möglichkeiten liegenden Vermessung 
entgegenhalte. Dies habe die Mieterin hier versäumt. 
Dem Vortrag der Mieterin, wonach sie sowohl die vom 
Vermieter angegebene Wohnfläche von 92,54 Quadrat-
meter, als auch die im klägerischen Wohnungsinserat an-
gegebene Wohnfläche von 90 Quadratmeter „bezweifle“, 
lasse sich nicht entnehmen, dass die Wohnung „jedenfalls 
nicht größer als 90 Quadratmeter“ sei und der Vortrag 
damit eine positive Quadratmeterangabe enthalte. Denn 
die Mieterin habe damit lediglich beide genannten Wohn-
flächen von 92,54 Quadratmetern und 90 Quadratme-
tern in Zweifel gezogen, ohne jedoch selbst eine konkrete 
Wohnfläche zu benennen. 
Da das Berufungsgericht – nach seinem Standpunkt folge-
richtig – hinsichtlich der geforderten Mieterhöhung noch 
nicht die erforderlichen Feststellungen getroffen habe, ver-
wies der BGH die Sache zur neuen Verhandlung und Ent-
scheidung an das Berufungsgericht zurück. 
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bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt rollstuhlgeeignet
(Begleitperson auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Wilmersdorfer Straße 50/51 
(neben den Wilmersdorfer Arcaden)

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet
u Wilmersdorfer Straße
i Charlottenburg

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
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 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 40)
J Spontan: Beratung ohne Anmeldung
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, 
 Samstag von 9 bis 13 Uhr 
 (jedoch nicht in den Beratungszentren 
 Wilmersdorfer Straße und Bahnhofstraße) 
J Wunschtermin: Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr 
 und am Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch 
 Ihren persönlichen Wunschtermin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 17 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht
 S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi, Fr 9-17 Uhr, Do 9-19 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
gsstellen
ereinbarung

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 39 (eine Seite zurückblättern!)
 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Charlottenburg-Wilmersdorf
K Mo-Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr,
Sa 9-13 Uhr 
Berliner Mieterverein, 
Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstraße 13 
i Karlshorst
K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel 
Ribnitzer Straße 1 b, 2. OG., Raum 204
i Wartenberg  
K	Mi 17-19 Uhr 
„Undine“ Wohnprojekt und Kieztreff, 
Hagenstr. 57-60/nahe Frankfurter Allee 
u i Lichtenberg, Ausgang Siegfriedstr.

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und  Beratungsstelle, 
Perleberger Str. 44/Ecke Lübecker Str.
u Birkenstraße

Weitere Beratun
überwiegend ohne Terminv
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Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Nachbarschaftsheim Mittelhof, 
König straße 4 3 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf
K	Mo 18.30-19.30 + Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, 
u Eisenacher Straße

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter.
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. Montag): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an:  
Berliner Mieterverein, 
z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
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von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Wilmersdorfer Straße 50/51 
u Wilmersdorfer Straße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 75 Euro pro Termin zuzüglich 
10 Euro Fahrtkosten. Die Beauftragung 
durch Sie erfolgt direkt an die oben ge-
nannten Personen. Gutachten und juris-
tische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/
Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Geschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de S 030-204 47 04 
K Theater und Komödie am Kurfürstendamm 
www.theater-am-kurfuerstendamm.de 
S 030-88 59 11 88 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
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K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
BIWIA – Berliner Initiative Wohnen im Alter: 
www.berlin.de/special/wohnen/alter/ 
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
E-Mail: AmbulanteDiensteNord
@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0, Fax 030-490 00 99 28, 
E-Mail: AWH-B-Wedding@
internationaler-bund.de 
K	Straßenleuchten 
Bei Defekten: S 0800 110 20 10 
(Vattenfall)
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Raphael Thieme, Fritz Peter Brost, 
Hans Huser (Bezirksleitung)
Treffen aktiver Mitglieder und interessier-
ter Mieter jeden 2. Dienstag im Monat 
um 18.30 Uhr im Haus am Mierendorff-
platz, Mierendorffplatz 19;
Kontakt auch über Thomas Koch, Geschäfts-
stelle des BMV S 030-226 26-144
Friedrichshain-Kreuzberg 
Gundel Riebe, Frank Straubing, 
Ralf Kießling (Bezirksleitung) 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
jeden 1. und 2. Dienstag von 14-16 Uhr im 
Beratungszentrum Südstern, Hasenheide 63; 
jeden Montag und jeden 2. Mittwoch im 
Monat von 17.30 bis 19 Uhr im Beratungs-
zentrum Frankfurter Allee 85 
und über Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV S 030-226 26-144
Lichtenberg
Lieselotte Bertermann, Karin Korte, 
Alexandra Gaulke (Bezirksleitung) 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mittwoch des 1. Monats im Quartal 
um 19 Uhr in der „Undine“, Wohnprojekt 
und Kieztreff,  Hagenstraße 57-60. 
Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Peter Risch, Irina Neuber, Helga Jonas 
(Bezirksleitung)
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Ursula Loesch, Doris Winkler 
(Bezirksleitung) 
K Treffen der Aktivengruppe jeden 4. Don-
nerstag im Monat um 18 Uhr in der Se nio-
ren freizeitstätte Torstraße 203-205 
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, Hans- 
Joachim Hemmerling, Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: S 030-89 61 86 32, 
E-Mail: bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Bezirksaktivengruppe trifft sich 
regelmäßig jeden 2. Do im Monat um
19.30 Uhr im BMV-Beratungszentrum 
Südstern,  Hasenheide 63
Pankow
Wolfgang Marquardt, Marianne Pötzsch, 
Hans-Günther Miethe (Bezirksleitung)
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Helmut Möller (Bezirksleiter)
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV S 030-226 26-144
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften 
K AG Modernisierung 
K AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Barbara von Boroviczeny (Bezirksleitung)
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV S 030-226 26-144
Tempelhof-Schöneberg
Folkert Schulz (Bezirksleiter)
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV S 030-226 26-144
Treptow-Köpenick
Henry Baumfelder, Ilona Sechting, 
Rosemarie Wabner (Bezirksleitung)
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
im Beratungszentrum Köpenick, Bahnhof-
straße 5. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Mittwoch, 27.9.
15.30 Uhr	 Prof. Dr. Frank Göse: Mehr als nur „Soldatenkönig“ – 
	 Eine neue Sicht auf Leben und Werk 
	 von König Friedrich Wilhelm I. *	
17.30 Uhr	 Dr. Udo Baer: Mechanismen der Entwürdigung 
	 und der Weg des Aufrichtens*
19.30 Uhr	 Katja Schöppe-Carstensen: Die Künstler der „Brücke“ 
	 im literarischen Kontext*
20.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Nachtmeerfahrten – 
	 Eine Reise in die Psychologie C.G. Jungs
Donnerstag, 28.9. 
16.30 Uhr	 Dokumentarfilm: Geheimes Deutschland – 
	 Eine Reise zur Spiritualität der Frühromantik
17.30 Uhr	 Tobias Allers: Neuberliner – Migrationsgeschichte Berlins 
	 vom Mittelalter bis heute*
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Das kreative Universum – 
	 Naturwissenschaften und Spiritualität im  Dialog*
19.30 Uhr	 Mathias Greffrath: 150 Jahre „Das Kapital“ – 
	 Politische Ökonomie im 21. Jahrhundert*
19.30 Uhr	 Prof. H. Sunim: Die schönen Dinge siehst du nur, 
	 wenn du langsam gehst* 
Freitag, 29.9. 
16.00 Uhr	 Führung mit Dr. Martin Albrecht: 
	 Die KulturBrauerei
Samstag, 30.9.
10-17 Uhr	 Der Urania „Natürlich Gesund“-Tag 2017, Eintritt frei
15.00 Uhr	 Führung mit Dr. Gerhild H. M. Komander: 
	 Spaziergang durch Alt-Berlin 
	 zwischen Nikolaikirche und Berliner Dom

An der Urania 17 • 10787 Berlin • Tel. 218 90 91 • Fax 21103 98

September 2017
Weitere Details unter www.urania.de
Mittwoch, 6.9. 
19.30 Uhr	 Prof. Elisabeth Steinhagen-Thiessen, Prof. Dr. Wolfgang Wippermann, 
	 Prof. Dr. Gerd Ganteför u.a.: 
	 3. Silver Science Slam: Graues Haar trifft graue Zellen*
19.30 Uhr	 Ramona Pop im Gespräch mit Gerd Nowakowski, 
	 Daniel Sprenger, Hille Bekic: Wirtschaft, Wohnen, Infrastruktur – 
	 wie entwickelt sich Berlin? Eintritt frei
Donnerstag, 7.9.
17.30 Uhr	 Prof. Dr. Ralf Jaumann: Cassinis lange Reise 
	 in den eisigen Welten des Saturn*
19.30 Uhr	 Wolfgang Kraushaar: Die blinden Flecken der RAF – 
	 Neue Erkenntnisse über den linken Terrorismus in Deutschland*
Freitag, 8.9.
19.30 Uhr	 Stefanie Stahl: In drei Schritten zum starken Ich*
Samstag, 9.9.,10 - 20 Uhr und Sonntag, 10.9., 10 - 18 Uhr: ItaliaFestival Berlin 
Montag, 11.9.
17.30 Uhr	 Chris Dercon, Oliver Reese, Prof. Dr. Peter Raue: So ein Theater! 
	 Dramen um die Berliner Bühnen*	
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Günter Faltin: Entrepreneur – von der Idee zum Gründungskonzept* 
20.00 Uhr	 Spielfilm: Wonder Woman
Montag, 18.9.
17.00 Uhr	 Gesundheitstag: Gallensteine und Sodbrennen, Eintritt frei
17.30 Uhr	 Prof. Dr. Bernd Stöver: Die CIA – Geschichte, Organisation, Skandale*
19.30 Uhr	 Dr. Karsten Brensing: Das Mysterium der Tiere – 
	 was sie denken, was sie fühlen* 
20.00 Uhr	 Spielfilm: LaLa Land
Dienstag, 19.9. 
17.30 Uhr	 Dr. Klaus von Krosigk: Die schönsten Villen- und Landhausgärten Berlins*
19.30 Uhr	 Dr. Ulrike Wohlrab, Michael Wohlrab: Jerusalem – 
	 dreifach heilig und umkämpft* 
Mittwoch, 20.9.
15.30 Uhr	 Christian W. Engelbert: „Ich habe es an der Pumpe“ – 
	 Eine alternative Sicht auf Herzbeschwerden*
17.30 Uhr	 Semler Zukunftsdialog „Frauengesundheit“, Eintritt frei 
17.30 Uhr	 Filmspecial anlässlich der bundeszentralen Hauptveranstaltung 
	 zum Weltkindertag: Eine ganz normale Kindheit, 	Filmgespräch mit 
	 Peter Bringmann-Henselder und Prof. Dr. Manfred Kappeler
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Felix Ekardt im Gespräch mit Prof. Dr. Uwe Schneidewind, 
	 Peter Unfried: Wir können uns ändern – Gesellschaftlicher Wandel 
	 jenseits von Kapitalismuskritik und Revolution
20.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Abenteuer Anthroposophie – 
	 Rudolf Steiner und seine Wirkung
Donnerstag, 21.9.
19.30 Uhr	 Maximilian Semsch: Abenteuer Deutschland – 
	 mit dem E-Bike durch alle 16 Bundesländer*
Freitag, 22.9.
19.30 Uhr	 Veronika Schröter: Wie Messies ihren Raum zurückgewinnen*
19.30 Uhr	 Dr. Sibylle Anderl: Das Universum und ich*
Samstag, 23.9 und Sonntag, 24.9.
10.00-	 Zwei-Tages-Seminar mit Veronika Schröter: 
17.00 Uhr	 Das Chaos in den Griff bekommen – 
	 persönliche Hintergründe der Messie-Symptomatik erkennen
Sonntag, 24.9.
11.00 Uhr	 Workshop: Der „Ich kann nicht singen“-Chor mit Michael Betzner-Brandt 
Montag, 25.9.
14.30 Uhr	 Ausstellung: „Vom Fremden zum Mitbürger“, Eintritt frei 
16.30 Uhr	 Dokumentarfilm: Schwarze Sonne – 
	 Mythologische Hintergründe des Nationalsozialismus
17.30 Uhr	 Dr. med. Dietmar Peikert: Mythos Burn-Out: Gibt es ihn wirklich?*
20.00 Uhr	 Dr. Sarah Wagenknecht: Über Goethe, die Macht und den Kapitalismus*
19.30 Uhr	 Dr. Rüdiger Sünner: Geheimes Europa – 
	 Reisen zu einem verborgenen spirituellen Erbe* 
Dienstag, 26.9. 
16.30 Uhr	 Dokumentarfilm: Die Legende vom Nil – Paul Klee in Ägypten
17.30 Uhr	 Dr. Gerhild H. M. Komander: Berlin in der Zeit der Reformation*
19.00 Uhr	 Dokumentarfilm: Zeige deine Wunde – Kunst und Spiritualität bei Joseph Beuys
19.30 Uhr	 Prof. Dr. Magnus Brechtken: Albert Speer 
	 und die Lüge von der aufrichtigen Reue*

OmU = Originalfassung mit deutschen Untertiteln · OF = Originalfassung · Ü = Überlänge · * = Vortrag · Ausführliches Programm in der Urania 
oder unter www.urania.de · Eintrittspreise (Vorträge/Filme): 8,50/9,50  · Ermäßigte Eintrittspreise für Mitglieder des Berliner Mietervereins 

unter Vorlage des Einzahlungsbelegs 2017 und Personalausweises: 7,00/8,00  · Urania-Mitglieder 4,50/5,50 



Viele Berlinerinnen und Berliner fühlen sich
eng mit dem Flughafen Tegel verbunden.
Jedoch: Stadtflughäfen haben keine Zukunft.

 Auch TXL ist Geschichte, sobald der BER eröffnet. Für Berlin ist das ein Geschenk.
Der alte Flughafen macht Platz für eine Zukunft, in der Berlin lebenswerter wird: Für Wohnen, Bildung, For-
schung und Arbeit. Über 300.000 Menschen werden vom Fluglärm befreit. Und mehr als ein Vierteljahrhundert
nach dem Mauerfall bekommt Berlin endlich einen Flughafen für die ganze
Stadt – Ost und West.

ZUKUNFT ÖFFNEN – FÜR ALLE

 è Hier wird ein Gebiet von fünf Quadratkilometern für die Zukunft Berlins nutzbar. Das entspricht der halben 

Fläche von Wedding. 

 è 9.000 neue Wohnungen werden gebaut, davon die Hälfte mit Mietpreisbindung. 

 è Es wächst ein neuer Wissenschafts- und Industriestandort heran, mit Platz für die Beuth Hochschule und die 

Berliner Feuerwehrakademie, mit Startups und Flächen für kreative Unternehmen –  

mit bis zu 20.000 neuen Arbeitsplätzen.

 è Zudem entsteht ein naturnahes und Erholungsgebiet, so groß wie das Tempelhofer Feld.

TXL SCHLIESSEN – MEHR SICHERHEIT UND LEBENSQUALITÄT

 
 è Keine 185.000 Starts und Landungen mehr über Spandau, Reinickendorf, Wedding und Pankow –  

mit jeweils bis zu 150.000 Liter Kerosin im Tank.

 è Die Schließung von Tegel ist ein Versprechen seit Jahrzehnten. Darauf muss Verlass sein. 

STEUERZAHLERINNEN UND STEUERZAHLER VOR DEM  

NÄCHSTEN MILLIARDENGRAB SCHÜTZEN

 
 è Investitionen in die Sanierung des alten Flughafens Tegel, den Schallschutz und die Kosten durch  

einen Parallelbetrieb von zwei Flughäfen werden vermieden.

 è Der BER ist – entgegen allen anderen Behauptungen – groß genug. 

TEGEL SCHLIESSEN. ZUKUNFT ÖFFNEN. ist eine gemeinsame Initiative von:

Deshalb: Beim Volksentscheid „Nein“ ankreuzen!

www.tegelschliessen-zukunftoeffnen.de
spendenkonto: BUND Berlin e.V. / Stichwort: Tegel / Bank für Sozialwirtschaft / IBAN DE08 1002 0500 0003 3233 30 / BIC BFSWDE33BER

Bürgerinitiative „Gegen das Luftkreuz auf Stadtflughäfen“, Bürgerinitiative „Tegel endlich schließen“, Facebook-Gruppe „Danke Tegel. Es reicht!“, Gruppe „GOOD BYE 
TEGEL“, Bürgerinitiative „Pankow sagt Nein zum Flughafen TXL“, Bürger-initiative „Himmel über Berlin“, Berliner Mieterverein e.V, Zukunftswerkstatt Heinersdorf, Fluglärm-
schutzkommission Berlin-Tegel, BUND Berlin e.V., Grüne Liga Berlin, Caritas-Klinik Pankow, Evangelische Kirchengemeinde Alt-Pankow, DGB Bezirk Berlin-Brandenburg, IG 

Metall Berlin, IG BCE Berlin-Mark Brandenburg, Dr. Henning Thole (Bundesweiter Arbeitskreis „Ärzte gegen Fluglärm“), Harald Moritz (MdA, Bündnis 90/Die Grünen), Jörg 
Stroedter (MdA, SPD), Harald Wolf (MdA, DIE LINKE), Klaus-Peter von Lüdeke (ehemaliger stellv. Vorsitzender der FDP Berlin), Patrick Gläser (ehem. stellv. Vorsitzender FDP-

Reinickendorf), Dr. Roman Trips-Hebert (Berlin- Reinickendorf), Nina Stahr (Landesvorsitzende Bündnis 90/Die Grünen Berlin), Werner Graf (Landesvorsitzender Bündnis 
90/Die Grünen Berlin), Jasmin Tabatabai (Schauspielerin, Berlin-Pankow), Prof. Dr. Monika Gross (Präsidentin Beuth Hochschule für Technik Berlin), Prof. Dr. Klaus Brake 

(TU Berlin), Caritas- Hospiz Pankow, Jürgen Trittin (MdB, Bündnis 90/Die Grünen), Verkehrsclub Deutschland e.V. (VCD) Landesverband Nordost, Bundesvereinigung gegen 
Fluglärm e.V., Dr. Jochen Glaß (Kardiologe, Berlin-Spandau), Silke Gebel (MdA, Fraktionsvorsitzende Bündnis 90/Die Grünen Berlin), Antje Kapek (MdA, Fraktionsvorsitzende 
Bündnis 90/Die Grünen Berlin), Katina Schubert (MdA, Landesvorsitzende Die LINKE), Iris Spranger (MdA, stellv. Vorsitzende SPD Berlin), Renate Künast (MdB, Berlin), Özcan 

Mutlu (MdB, Bündnis 90/Die Grünen), Michael Cramer (MdEP, Bündnis 90/Die Grünen), Stefanie Remlinger (MdA, Bündnis 90/Die Grünen), Stefan Gelbhaar (Bündnis 90/
Die Grünen), Prof. Dr. Steffen Prowe (Beuth Hochschule für Technik Berlin), Prof. Dr. Ennes Sarradj (TU Berlin), Aleksander Dzembritzki (Wander-Paddler Havel e.V.), Stefan 

Liebich (MdB DIE LINKE Berlin), PANKOWER FRÜCHTCHEN gGmbH, Lisa Paus (MdB, Bündnis 90/Die Grünen), Carola Bluhm (MdA, Fraktionsvorsitzende DIE LINKE Berlin), Udo 
Wolf (MdA, Fraktionsvorsitzender DIE LINKE Berlin), Giovanni Ammirabile (Betriebsratsvorsitzender Vivantes), Sören Benn (Bezirksbürgermeister Berlin-Pankow), Vollrad 
Kuhn (Stellv. Bezirksbürgermeister Berlin-Pankow), Sybille Uken (Vorsitzende Fachausschuss Mobilität SPD Berlin), Swen Schulz (MdB SPD), Daniel Buchholz (MdA, SPD), 
florakiez.de, Dr. Hermann Borghorst (ehem. Stellv. Landes- u. Fraktionsvorsitzender SPD Berlin), Matthias Zarbock (Fraktionsvorsitzender BVV Pankow, DIE LINKE), Ralf 

Treptow (Schulleiter Rosa- Luxemburg-Gymnasium Berlin-Pankow), GEW Landesverband Berlin, ver-di Berlin-Brandenburg, Uwe Brockhausen (Stellv. Bezirksbürgermeister 
Berlin- Reinickendorf), Gewerkschaft NGG, Region Berlin-Brandenburg, Evangelische Schule Pankow, Charlottenburger Baugenossenschaft eG, Wittenauer Wohnungsbau-

genossenschaft eG GEWIWO, REINICKESHOF BaugenossenschaftGe, Klaus Mindrup (MdB SPD) und viele mehr...
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